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Einziger Tagesordnungspunkt
a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von
Investitionen

BT-Drucksache 19/22139

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Torsten
Herbst, Frank Sitta, Dr. Christian Jung, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Entwurf eines Gesetzes fiir ein Bundesfernstra-
Ben-Baubeschleunigungsgesetz

BT-Drucksache 19/22106

Stellv. Vorsitzende: Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, meine Damen und Herren, ich begriiBe Sie
ganz herzlich zu der 85. Sitzung des Ausschusses
fiir Verkehr und digitale Infrastruktur, der 6ffentli-
chen Anhorung zu den nachfolgenden Vorlagen:
1. Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf
eines Gesetzes zur Beschleunigung von Investitio-
nen, Drucksache 19/22139 und 2. Gesetzentwurf
der FDP-Fraktion, Entwurf eines Gesetzes fiir ein
BundesfernstraBen-Baubeschleunigungsgesetz,
Drucksache 19/22106.

Der Ausschussvorsitzende, mein Kollege Cem
Ozdemir, nimmt an einer parallel stattfindenden
Konferenz im Rahmen der deutschen EU-Ratspré-
sidentschaft teil, sodass ich heute die Sitzung
leite. Zu unserer Anhorung hier im Saal sind per
Videokonferenz weitere Teilnehmerinnen und
Teilnehmer zugeschaltet. Das Format ist den ge-
genwartigen Abstandsregelungen und Beschrén-
kungen wegen der Covid19-Pandemie geschuldet.
Mit den iiblichen 150 Personen, die als Abgeord-
nete, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Sachver-
stdndige und Publikum an einer Anhérung in ei-
nem Sitzungssaal normalerweise teilnehmen,
wiirden wir diese Regelungen nicht einhalten
kénnen.

Gestatten Sie mir eingangs noch ein paar techni-
sche Hinweise: das Ausschusssekretariat admi-
nistriert die Konferenz technisch. Sollten Sie tech-
nische Probleme haben, konnen Sie sich tiber die
Chatfunktion im Videokonferenzmodul an den
Teilnehmer mit dem Namen ,,Verkehrsausschuss*
wenden oder per Telefon 030 227 32426 anrufen.
Diese Nummer finden Sie auch auf der Tagesord-
nung zu dieser Sitzung. Thr Mikrofon wurde durch
den Administrator zundchst stumm gestellt, damit
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Hintergrundgerdusche in Threr Umgebung nicht
fiir alle horbar sind. Ich bitte daher die Mitglieder
des Ausschusses bzw. die Sachverstdndigen, die
per Web zugeschaltet sind, vor ihrem jeweiligen
Redebeitrag ihr Mikrofon jeweils anzuschalten.
Nach einem Redebeitrag bitte ich darum, das Mik-
rofon wieder zu deaktivieren. Die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer, die der Sitzung iiber Video-
konferenz als Zuhorende folgen, halten das Mikro-
fon bitte die ganze Sitzung iiber ausgeschaltet.

Zu unserer Anhorung darf ich nun alle Géste und
besonders herzlich die Sachverstdndigen begrii-
Ben: Herrn Dr. Frank Fellenberg, er ist Rechtsan-
walt und Partner bei Redeker Sellner Dahs, Berlin.
Herrn Jiirgen Hasler vom Bundesverband der
Deutschen Industrie, dort Abteilungsleiter fiir Mo-
bilitdt und Logistik. Herr Hasler ist dankenswert-
erweise kurzfristig fiir den urspriinglich in der
Einladung zur Anhoérung angekiindigten Dieter
Posch als Experte eingesprungen. Herrn Dr.
Martin Henke, Geschéftsfiihrer fiir den Bereich Ei-
senbahnverkehr im Verband Deutscher Verkehrs-
unternehmen. Frau Eleonore Lohrum, sie ist Leite-
rin der Rechtsabteilung Infrastrukturrecht der
Deutschen Bahn AG. Herrn Dirk TeBmer, er ist
Rechtsanwalt bei Philipp-Gerlach — TeBmer in
Frankfurt/Main. Er ist uns per Videokonferenz zu-
geschaltet. Auch per Video zugeschaltet ist Herr
Hilmar von Lojewski, Beigeordneter des Deut-
schen Stddtetags und dort Leiter des Dezernats
Stadtentwicklung, Bauen, Wohnen und Verkehr.
Vielen Dank!

Ich mochte den Sachverstidndigen, die schriftliche
Stellungnahmen eingereicht haben, dafiir herzlich
danken! Diese wurden als Ausschussdrucksache
19(15)394 verteilt und sind auf der Internetseite
des Bundestages abrufbar. Die Anhérung soll nach
folgendem Verfahren ablaufen: wir haben uns da-
rauf verstidndigt, dass es keine Eingangsstatements
der Sachverstdndigen geben soll. Die Anhérung
gliedert sich in Frage- und Antwortrunden. In je-
der Fragerunde konnen die Ausschussmitglieder,
die sich zu Wort melden, bis zu zwei Fragen stel-
len. Die Fragesteller konnen auBlerdem in einer
Fragerunde hichstens zwei Sachverstdndige befra-
gen. Die Fragesteller bitte ich, sich auf eine Rede-
zeit von drei Minuten zu beschranken. Nach der
Fragerunde schliefit sich die Antwortrunde der
Sachverstdndigen an. Ich bitte Sie, liebe Sachver-
stdndigen, sich die an Sie gerichteten Fragen zu
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notieren und diese in der Antwortrunde en bloc
zu beantworten. Ich werde Sie dann auch jeweils
nochmal gesondert ansprechen und zur Beantwor-
tung der an Sie gerichteten Fragen auffordern. Die
Sachverstidndigen bitte ich, sich auf eine Redezeit
von fiinf Minuten pro Frage zu beschrinken, da-
mit moglichst viele Fragen gestellt und beantwor-
tet werden konnen. Das heilit, wenn beispiels-
weise drei Fragen an Sie gerichtet wurden, stehen
Ihnen insgesamt 15 Minuten fiir die Beantwortung
zur Verfiigung, die sie ausschépfen konnen, aber
nicht miissen.

Aufgrund dessen, dass die Sitzung auch als Vide-
okonferenz stattfindet, haben wir nicht wie sonst
iiblich eine Uhr mit der Redezeit auf der Decken-
ampel. Ich bitte daher die Fragesteller und die
Sachverstidndigen, die Redezeit auch selbst etwas
im Blick zu behalten. Wir hier — also ich und das
Ausschusssekretariat — verfolgen die Zeit auch mit
und bei einer etwaigen Uberschreitung erlaube ich
mir, Thnen dann auch einen kurzen Hinweis zu
geben. Wir gehen von einem Zeitrahmen von etwa
zwei Stunden aus, also bis etwa 16.00 Uhr. Es
sind heute zwei Frage- und Antwortrunden vorge-
sehen. Von der 6ffentlichen Anhérung wird das
Ausschusssekretariat — wie iiblich bei 6ffentlichen
Anhérungen — ein Wortprotokoll erstellen, das al-
len Interessierten im Internet zugénglich sein
wird. Wie die aufgebauten Kameras vermuten las-
sen, wird diese Anhérung vom Parlamentsfernse-
hen aufgezeichnet und ist dann spéter im Internet
in der Mediathek des Bundestages abrufbar.

Die erste Fragerunde beginnt mit der Fraktion der
CDU/CSU: Herr Abgeordneter Ofner, Sie haben
das Wort!

Abg. Florian OBner (CDU/CSU): Sehr geehrte
Frau Vorsitzende, vielen Dank fiirs Wort! Meine
zwei einleitenden Fragen wiirden an Herrn

Dr. Frank Fellenberg gehen, wenn Sie es mir er-
lauben. Ein zentrales Ziel des Gesetzes ist und
bleibt es, die verwaltungsrechtlichen Verfahren zu
optimieren und zu beschleunigen. Wiirden Sie sa-
gen, Herr Dr. Fellenberg, dass diese Ziele mit den
vorgesehenen Mafinahmen erreicht werden? Und
welche negativen Auswirkungen gibt es aus Threr
Sicht auf die Rechte von Biirgern und Verbanden,
die immer wieder ins Feld gefiihrt werden?

Zum Zweiten — ich mache es ganz kurz — das
Raumordnungsverfahren soll ja zukiinftig nur

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

dann durchgefithrt werden, wenn es vom Vorha-
bentriger als zielfiihrend angesehen wird oder
wenn die Raumordnungsbehérde raumbedeut-
same Konflikte sieht, wie es in der Vergangenheit
auch immer der Fall war. Wie beurteilen Sie diese
Regelung auch in Zusammenhang mit den ersten
Fragen?

Abg. Dr. Dirk Spaniel (AfD): Ich habe zwei Fra-
gen. Eine geht an Herrn Hasler. Ein gewichtiger
Bestandteil bei der Strategie der Investitionsbe-
schleunigung ist ja die Stdrkung vereinfachter Ge-
nehmigungsverfahren, insbesondere fiir Ersatz-
neubauten, die einen erheblichen Teil unseres Sa-
nierungsbedarfs in der Infrastruktur darstellen.
Diese Ersatzneubauten fiir Briicken werden in der
Regel ja nicht exakt an dem Ort errichtet, an dem
das Bauwerk steht, das sie ersetzen, und sie wer-
den auch aufgrund geédnderter Standards oft ab-
weichen. Wird dieser Umstand Ihrer Ansicht nach
durch den Gesetzentwurf geniigend gewiirdigt
und ist sichergestellt, dass auch fiir Ersatzneubau-
ten in jedem Fall eine Plangenehmigung ausrei-
chend ist? Das wire die Frage Nummer eins.

Die zweite Frage, die wir stellen, hétten wir an
den Herrn Posch gestellt, aber die stelle ich jetzt
auch an Sie, Herr Hasler. Der Gesetzentwurf sieht
vor, dass neben Schienenprojekten auch Windré-
der davon begiinstigt werden sollen. Verkehrs-
wege sind in aller Regel in 6ffentlicher Hand,
Windrdder dagegen privat. Wie beurteilen Sie
denn den Umstand, dass damit auch private Vor-
haben durch die beschleunigten Vorschriften be-
glinstigt werden?

Stellv. Vorsitzende: Wir haben ja zwei Gesetzent-
wiirfe; vielleicht sagen Sie in Zukunft auch noch,
auf welchen Gesetzentwurf sich Thre Frage be-
zieht.

Abg. Mathias Stein (SPD): Meine zwei Fragen ge-
hen an Herrn TeBmer. Es werden in § 21 Absatz 8
Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) insbesondere
die Aufgaben der Enteignungsbehdrde neu defi-
niert, insbesondere bei der Frage der Unterhal-
tungsmalBnahmen. Mit Blick auf die Auswirkun-
gen dieser Gesetzesentwiirfe auf die Arbeit der
Enteignungsbehérden unter dem Stichwort Ent-
eignungsfristen, Haftungsrisiko, Qualitét, Ent-
scheidung, Verbindung mit erhéhten Klagerisiko
und Schutz der Betroffenen: wire es ratsam, den
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neuen Absatz 8 von den fiir die Enteignungsbe-
horden geltenden Fristen nach Absatz 2 und 4
auszunehmen, weil die Enteignungsbehérden
dann ja kein vorgeschaltetes Planfeststellungsver-
fahren an der Stelle haben?

Dann noch eine Frage zu § 15 Absatz 4 und 5
Raumordnungsgesetz (ROG). Da sieht der Gesetz-
entwurf vor, dass die Durchfiihrung des Raumord-
nungsverfahrens zunéchst erstmal beim Vorha-
bentrédger liegt und erst in der zweiten Instanz die
Raumordnungsbehérde dariiber entscheidet. Wie
sehen Sie diese verdnderten Verfahren in der Pra-
xis? Bedeutet das, dass dann Raumordnungsver-
fahren, obwohl sie vielleicht sinnvoll wéren, dann
nicht durchgefiihrt werden oder fiihrt es dann tat-
sdchlich zu einer Planbeschleunigung?

Abg. Torsten Herbst (FDP): Meine beiden Fragen
richten sich an Herrn Hasler und beziehen sich
auf den Gesetzentwurf der FDP-Fraktion. Der Bun-
destag hat ja in dieser Legislaturperiode die Mog-
lichkeit geschaffen, im Bereich von Wasserstrafien
und Schienenwegen selbst zum Vorhabentréiger zu
werden. Der Gesetzentwurf unserer Fraktion sieht
vor, das auch fiir den Bereich der StraBle zu er-
moglichen. Meine erste Frage an Herrn Hasler:
wie beurteilen Sie das grundsétzlich und erwarten
Sie dadurch eine Beschleunigung bei strategisch
wichtigen StraBenbauprojekten?

Die zweite Frage bezieht sich eigentlich auf den
Kontext der aktuellen Diskussion, die wir haben.
Es hat ja eine Fraktion vorgeschlagen, dass es ei-
nen Baustopp fiir BundesfernstraBlen gibt, also
Bundesautobahnen und Bundesstraien. Da wiirde
mich interessieren, wie sich aus Sicht des BDI ei-
gentlich der momentane Investitionsriickstau im
Bereich der Bundesfernstralen darstellt, sowohl
mit Blick auf die Sanierung, auf die notwendigen
Briickenersatz- oder -neubauten etc., als auch auf
den Ausbau, der notwendig wére, um NadelShre
zu beseitigen.

Abg. Sabine Leidig (DIE LINKE.): Ich wiirde zu-
néchst gerne Herrn TeBmer zum Gesetzentwurf
der Bundesregierung befragen. Zu den Fragen, die
der Kollege Stein schon gestellt hat, die auch auf
meinem Zettel stehen, mochte ich noch zwei wei-
tere Fragen hinzufiigen. Erstens: warum wiirden
Sie einem Verzicht auf eine Umweltvertrédglich-
keitspriifung beim Bau von Oberleitungen und
Larmschutzwénden nicht zustimmen?

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

Und die zweite Frage ist sehr viel allgemeiner und
bezieht sich auf unsere Kritik, dass die bisherigen
Planungs- und Investitionsbeschleunigungsma@-
nahmen und -gesetze, die die Bundesregierung in
der Vergangenheit beschlossen hat, aus unserer
Sicht nicht ausreichend evaluiert sind, sodass wir
nicht mit Sicherheit sagen kénnen, worin eigent-
lich die Probleme bestehen und ob solche MaB-
nahmen wirklich dazu fiithren, dass es insgesamt
schneller vorangeht mit dem Ausbau der Eisen-
bahn.

Abg. Stephan Kiihn (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Meine Frage geht an Dr. Henke und Herrn von
Lojewski und ich frage zum Gegenstand dessen,
was nicht im Gesetz steht, aber aus meiner Sicht
in das Gesetz reingehort. Das ist das Thema Be-
schleunigung bei den Verfahren fiir die stadti-
schen Nahverkehrssysteme, also sprich ,,die
leichte Schiene”, der Regelungskreis Personenbe-
forderungsgesetz. Wir haben ja erfreulicherweise
jetzt einen deutlichen Mittelaufwuchs bei den
GVFG-Bundesmitteln und dort die Moglichkeit,
eben nicht nur Aus- und Neubauten, sondern
komplexe ErsatzmaBnahmen auch mit Bundesmit-
teln zu finanzieren. Jetzt miissen natiirlich die
Planungen auch dazu fithren, dass diese Gelder
abgerufen werden und dass entsprechend die Rea-
lisierung stattfindet. Heute ist es so, wenn Sie nur
eine Haltestelle barrierefrei ausbauen wollen und
dort die Gleise verlegen, sind Sie sofort im Plan-
feststellungsverfahren und im Gegensatz zur
»schweren Schiene* wird das Thema Bahnhofe
etc. oder Haltepunkte tiberhaupt nicht adressiert.
Ich stelle nochmal die Frage: aus Ihrer beider
Sicht, was miisste eigentlich fiir die Nahverkehrs-
systeme getan werden? Was konnte man da an der
Stelle eigentlich machen, vielleicht vergleichend
zu dem, was jetzt im Allgemeinen Eisenbahnge-
setz gedndert werden soll? Generell, was miisste
eigentlich hinein in so ein Gesetz, das den Titel
»Investitionsbeschleunigungsgesetz tragt?

Stellv. Vorsitzende: Damit wéren wir am Ende der
ersten Fragerunde und kommen in die Antwort-
runde. Herr Hasler, Sie haben vier Fragen gestellt
bekommen und ich bitte Sie um Beantwortung.

Jiirgen Hasler (BDI): Vielen Dank, Frau Vorsit-
zende! Meine Damen, meine Herren, ich fange der
Reihe nach an. Herr Dr. Spaniel fragte nach den
Ersatzneubauten am Beispiel der Briicken, ob der
Gesetzentwurf hier Vorteile bringe. Wir tun uns
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schwer, diese Vorteile zu sehen. Das gilt aller-
dings fiir alle Briickenbauwerke, weil der Begriff
der Ersatzneubauten so eng gefasst ist, dass sie im
Grunde genommen keine Kapazitdtserweiterung
darstellen konnen. Sie miissen diese Briicken an
den gleichen Stellen wieder errichten. Das er-
scheint weder fiir den Bautrédger, noch letztlich fiir
die Nutzer der Briicken praktikabel zu sein. Wir
hitten uns gewtinscht, dass es moglich ist, neben
der bestehenden Briicke eine Ersatzbriicke zu
bauen, nach vereinfachtem Planverfahren, um
dann gegebenenfalls die Briicke abzureilen, wenn
sie nicht mehr sanierungsfihig ist und das ist ja
bei Ersatzneubauten der Fall; aber dass man hier
die Mdglichkeiten hat, etwas pragmatischer damit
umzugehen.

Die zweite Fragestellung von Dr. Spaniel ging in
Richtung der Windrédder, die hier eindeutig im Ge-
setzentwurf der Regierung genannt sind, und die
vereinfachten Verfahren fiir die Aufstellung. Das
finden wir gut. Fiir Private ist das sicherlich ein
Anreiz oder gibt auch einen gewissen Rahmen an
Rechtssicherheit.

Ich wiirde das jetzt ungern noch weiter kommen-
tieren wollen und gehe dann weiter zu den beiden
Fragen von Herrn Herbst, die im Grunde genom-
men zwei Gesetzentwiirfe miteinander verglei-
chen. Ndmlich einerseits das Malnahmengesetz,
das dieses Haus schon passiert hat. Hier haben Sie
insgesamt zwdlf Einzelprojekte als Pilotvorhaben
aus dem Bereich Wasserstralie und Schiene ge-
nannt. Der Entwurf der FDP-Bundestagsfraktion
setzt hier gidnzlich andere Akzente. Hier geht es
nicht darum, eigene Pilotvorhaben zu benennen,
sondern abstrakt nachvollziehbare Kriterien zu
definieren, vier an der Zahl, anhand derer man
MaBnahmengesetze entwickeln kann. Es ist ein
MaBnahmenvorbereitungsgesetz. Das hat insofern
den Charme, dass man sich nicht im Vorfeld par-
lamentarisch dariiber auseinandersetzen muss
,Was wollen wir denn nun?*“ und ,,Was wollen
wir nicht?“, sondern dass man sagt: wenn pla-
nungsreife Vorhaben tiber einem Zeitraum von
sieben Jahren beispielsweise noch nicht angefasst
wurden, dass man diese dann {iber den gesetzge-
berischen Druck vorantreiben will — insbesondere,
wenn es Vorhaben von iibergeordneter Bedeutung
gibt. Hier sind beispielsweise die transeuropdi-
schen Netze fiir alle Verkehrstriager gleichermalen
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genannt, wo natiirlich, wenn man die aktuelle po-
litische Lage betrachtet, es doch sehr ,,hakt” und
hier vielleicht die Chance gegeben ist, dass man
bei diesen ausgewiesenen Projekten gut voran-
kommt, wenn man das Verfahren auf ein Gesetz-
gebungsverfahren hebt.

Die zweite Frage von Herrn Herbst bezog sich auf
den allgemeinen Punkt ,Investitionsstau/Ausbau
von sogenannten Nadel6hren“. Ich will das mal
aus der Sicht der Industrie sagen: wir haben meh-
rere Befragungen, die wir nicht selber durchfiih-
ren, aber auf die wir uns gerne beziehen. Eine da-
von hat das Institut der deutschen Wirtschaft mit
dem Ergebnis durchgefiihrt, dass rund 72 Prozent
der Unternehmen in Deutschland mit der Ver-
kehrsinfrastruktur, namentlich Straflenverkehrsin-
frastruktur, dergestalt unzufrieden sind, dass sie
hierdurch negative Auswirkungen fiir ihre Ge-
schaftstatigkeit sehen. Wenn ich etwas tiefer in ei-
gene Befragungen gehe, die wir bei unseren Mit-
gliedern durchfiihren, dann gilt das fiir alle Ver-
kehrstrdger gleichermaBen. Ich brauche nicht an
das Niedrigwasser am Rhein von 2018 zu erinnern
oder wenn es ungliickliche Sperrungen auf Schie-
nenwegen gibt — da muss man ,,Rastatt” vielleicht
in Erinnerung rufen — und genauso auf der Bin-
nenwasserstrale ein Ungliick mit dem Tankschiff
»,Waldhof“. Also, ich versuche das jetzt mal ver-
kehrstragerneutral zu schildern: es reicht eben
nicht aus, wenn man mehr Geld zur Verfiigung
stellt, sondern es ist erforderlich, rasche Planungs-
verfahren, rasche Umsetzungsverfahren auf den
Weg zu bringen. Und wir stellen fest — es gilt fiir
alle Infrastrukturen, aber auch Standortprojekte —,
dass sich die Dauer immer weiter in die Lange
zieht. Und auf der anderen Seite miissen wir fest-
stellen: in den letzten zehn Jahren, um diese Zahl
mal zu nennen, haben sich die Verfahrensdauern
verdoppelt. Und wir stellen eine grofle Verunsi-
cherung bei den nachgeordneten Behdrden fest,
die dann zahlreiche Gutachten, vielleicht auch
tiberfliissige oder iiberzdhlige Gutachten, anfor-
dern. Ich glaube, Herr Fellenberg hat das in seiner
Stellungnahme sehr gut skizziert. Im Grunde ge-
nommen miissen wir hier massiv entschlacken
und Wege finden, wie wir diese Genehmigungs-
verfahren wieder vereinfachen. Und da halte ich
beide Gesetzesentwiirfe fiir geeignet, das ist viel-
leicht nochmal wichtig, hier zu erwdhnen, dass
der Entwurf der Regierung hier wichtige Akzente
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setzt und konkrete Verbesserungsvorschlége be-
nennt. Wir hétten uns an manchen Stellen ge-
wiinscht, dass sie noch weitergehen. Wir haben
das in unserer Stellungnahme wohl alles ausge-
fiihrt, teilweise auch die europdische Ebene be-
riicksichtigt. Nichtsdestotrotz ist es ein richtiger
Schritt in die richtige Richtung und ich denke,
dass der Entwurf der FDP-Fraktion diesen durch-
aus noch ergédnzen kann, indem man eben gerade
bei den Bundesfernstraflen vergleichbare Akzente
setzt, die man schon im MalBnahmengesetz fiir die
Verkehrstriger Schiene und Bundeswasserstrafien
vorgezeichnet hat.

Stellv. Vorsitzende: Jetzt bitte ich Herrn TeBmer
aus dem weiten ,,www* zur Beantwortung der
Fragen. Sie haben ebenfalls vier Fragen.

Dirk TeBmer (Rechtsanwilte Philipp-Gerlach -
TeBmer): Ich mochte hierauf gerne in Kurzform
antworten. Zunichst einmal zum § 21 Absatz 8
AEG: ich glaube, hier hat der Gesetzentwurf sich
noch nicht hinreichend vergegenwirtigt, welche
Reichweite diese Maflnahmen haben konnen, was
auch an der Definition der UnterhaltungsmaQ-
nahme liegt, die hier vom Gesetzgeber vorgenom-
men worden ist. Das sind ja nicht immer per se
kleine Eingriffe oder Betretungsrechte oder Riick-
schnitt von Baumen oder Striauchern, sondern das
kénnen hier ja auch weitergehende MaBinahmen
sein, etwa bei Ersatzneubauten, die vielleicht
nicht am gleichen Ort stattfinden oder die von
den Bauarbeiten her vielleicht einen intensiven
Grundstiickseingriff mit sich bringen, bis hin zum
notigen Abriss von Gebduden. Und all dies kann
von Enteignung und Besitzeinweisung fiir Unter-
haltungsmafBnahmen gedeckt sein — nach dem
Wortlaut, so wie er jetzt gegenwirtig vorliegt. Und
die Enteignungsbehdrde hat natiirlich immer
dann, wenn ihr kein Planfeststellungsbeschluss
vorliegt, der enteignungsrechtliche Vorwirkung
entfaltet und insoweit die Problematik erfasst hat,
ein ganz anderes Priifprogramm zu bewéltigen, als
dies der Fall ist, wenn der Beschluss vorliegt. Hier
muss die Besitzeinweisungs- und Enteignungsbe-
horde sich die gesamte Rechtfertigung dieses Ein-
griffs, und sei es auch nur zu Unterhaltungsma0-
nahmen, im Prinzip genau anschauen und priifen
und kann das unmdoglich innerhalb der Frist der
Vorschrift des § 21 Absatz 2 bzw. Absatz 4 ma-
chen. Die Vorschrift geht ja davon aus, dass im
Prinzip die ganze Planung bereits dem Grunde

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

nach gepriift ist und jetzt nur noch Details der Be-
sitzeinweisung bzw. Enteignung zu priifen sind.
Das ist aber natiirlich nicht der Fall, wenn es kei-
nen Planfeststellungsbeschluss gibt. Hier ist drin-
gend zu empfehlen, entweder den Begriff der Un-
terhaltungsmaBnahme eingeschrénkt zu definie-
ren oder die Entfristung vorzunehmen, weil die
Behorden das unmdoglich innerhalb der ihnen ge-
setzten Fristen werden leisten kénnen. Und dann
stellt sich ja die Frage, auch hinsichtlich der Haf-
tungspflicht, was es bei Nichteinhaltung der Fris-
ten bedeutet, wenn sich dadurch dann Verzoge-
rungen ergeben.

Ich komme somit zum § 15 Raumordnungsgesetz
und den beiden hierzu gestellten Fragen. Also zu-
néchst einmal moéchte man hier eine Beschleuni-
gung erreichen. Die wird allerdings nur dann ein-
treten, wenn im Nachgang eines Raumordnungs-
verfahrens in der Tat sehr kurzfristig auch das
weitere Planungsverfahren eingeleitet wird. Das
sieht der Gesetzentwurf auch vor. Er sieht es aller-
dings nur im Hinblick auf ein ,,wiinschenswert"
vor, es ,,s0ll“ moglichst zeitnah die Planfeststel-
lung — oder wie die Zulassung eben lautet; es
muss ja nicht per se eine Planfeststellung sein —
stattfinden. Aber die Fristsetzung erfolgt eben
nicht und wenn dann ein groBer Zeitraum dazwi-
schen liegt, der dann vom Vorhabentrédger zu ver-
antworten ist, dann wird vom Zulassungsverfah-
ren her eine Erleichterung nicht mehr in der Art
und Weise vorhanden sein, wie man das wollte
und Doppelpriifungen sind dann unausweichlich.
Zum einen, weil da zu lange Zeitrdume gewesen
sind oder der Sachverhalt neu ermittelt werden
muss. Zum anderen vielleicht auch, weil die Priif-
tiefe nicht hinreichend war. Das heiBit, wenn man
den Beschleunigungseffekt mitnehmen will, dann
muss allerdings auch die Raumordnungsentschei-
dung ordentlich befristet sein und dann innerhalb
einer vom Gesetzgeber zu definierenden Frist
auch das nédchste Verfahren eingeleitet werden,
um hier wirklich die Beschleunigung mitnehmen
zu konnen. Ansonsten verpufft es an der Stelle.

Vielleicht an der Stelle auch zu der im Kontext
stehenden Frage, wie gut das evaluiert ist: nach
meinem Kenntnisstand — und ich habe mich rela-
tiv intensiv mit diversen Planbeschleunigungsver-
fahren beschiftigt, die schon gelaufen sind — ist
das an der Stelle eigentlich relativ wenig evalu-
iert. Die meiste Zeit dieser Planungsprozesse ist
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sicherlich der Erstellung der Planungsunterlagen
geschuldet und ein nur verhéltnisméBig geringerer
Anteil dem eigentlichen Planverfahren, ge-
schweige denn den Rechtsmittelverfahren, wel-
ches dann noch den kleinsten Teil einnimmt. Das
heiBt, Beschleunigungseffekte sind hier eigentlich
nur noch im geringen Bereich von wenigen Mona-
ten, vielleicht sogar nur Wochen, zu erreichen, in-
dem man diese Verfahren immer weiter strafft
und kiirzer gestaltet. Man wird an den Punkt kom-
men, wo man sagt: viel schneller geht es eben
nicht, um ein komplexes Vorhaben ordnungsge-
mél tberpriift zu bekommen. Die Beschleuni-
gungseffekte, die hier noch zu erreichen sind,
halte ich fiir sehr gering und da sollte man eher
darauf achten, dass nicht die Priifung irgendwann
zu oberfldchlich wird.

Noch ein Punkt zum Absatz 5 im ROG: hier wird
im Prinzip ein Systemwandel praktiziert, indem
man stark auf den Vorhabentrager abstellt. Ich
meine, die Raumordnung ist ein wichtiger Belang,
da sollte es eigentlich ein staatliches Interesse da-
ran geben, die Raumordnung entsprechend durch-
zusetzen. Hier besteht zwar die Mdglichkeit, das
spéter noch zu verlangen, auch wenn der Vorha-
bentrédger es nicht gewiinscht hat, aber die Inten-
tion ist im Prinzip, es erstmal in das Belieben oder
in den Entscheidungsbereich des Vorhabentrigers
zu stellen. Eigentlich geht es hier um Belange, die
der Offentlichkeit obliegen und da sollte es nicht
der Vorhabentrédger sein, der dariiber zundchst
einmal das erste Votum abgibt. Da wiirde ich eher
empfehlen, eine Konzentrationswirkung der Plan-
feststellung auch auf die Raumordnung klar zu de-
finieren. Wenn man das zeitgleich durchfiihrt, hat
man ein Verfahren gespart. Dementsprechend
kann man im eigentlichen Planfeststellungsver-
fahren auch die Bereiche der Raumordnung prak-
tizieren. Das wird zum Teil auch schon gemacht,
ist aber in Deutschland uneinheitlich geregelt und
auch in der Sichtweise uneinheitlich. Die Kon-
zentrationswirkung der Planfeststellung auf die
Raumordnung zu erstrecken wére meiner Ansicht
nach der bessere und ,,beschleunigendere” Weg.

Ich komme noch zu der Frage nach der Entbehr-
lichkeit oder der Frage, ob eine UVP in jedem Fall
bei diesen Leitungsausbauten im Eisenbahnkon-
text entbehrlich ist. Ich sehe das deswegen kri-
tisch, weil das an der Stelle kaum an Kilometern
festgemacht werden kann bzw. daran, wie lang die
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Strecke ist. Es ist letztlich eine Frage des Einzel-
falls, wo die Leitungen entlanggefiihrt werden, ob
hier artenschutzrechtliche Belange zu beriicksich-
tigen sind, ob bestimmte Gegebenheiten vorliegen
— Flugbeziehungen von Végeln oder von anderen
Flugtieren, Zerschneidungswirkungen durch
Larmschutzwinde, sonstige nachteilige Auswir-
kungen auf Umweltgiiter, Schallreflektionen, zer-
schneidende Wirkungen im Landschaftsbild. Das
alles ist relativ schwierig pauschal zu erfassen
und sicherlich nicht an 5 oder 15 km festzuma-
chen. Also hier empfehle ich ganz klar, es der
Vorpriifung im Einzelfall zu iiberlassen, ob die
UVP durchgetfiihrt werden muss oder eben nicht,
wenn das Voruntersuchungsergebnis entspre-
chend ausfillt.

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Tefmer!
Und als néchstes bitte ich Herrn Dr. Fellenberg,
die zwei Fragen zu beantworten.

Dr. Frank Fellenberg (Rechtsanwélte Redeker
Sellner Dahs): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die bei-
den Fragen von Herrn Abgeordneten OBner betref-
fen den Regierungsentwurf, der erste Teil betrifft
das verwaltungsgerichtliche Verfahren, der zweite
Teil die Raumordnung. Die Frage war, ob das ver-
waltungsgerichtliche Verfahren optimiert wird
und ob dadurch dann im Gegenzug die berechtig-
ten Interessen von Dritten zuriickgestellt werden —
so einen gewissen Beschleunigungseffekt kann
man sich von den Mafinahmen versprechen. Ich
gehe aber nicht davon aus, dass die Rechtsposi-
tion von Betroffenen, von Verbdnden und von Ge-
meinden signifikant beeintrdachtigt wird. Es gilt
zunéchst einmal fiir die vorgesehene Erweiterung
der erstinstanzlichen Zustdndigkeiten der Ober-
verwaltungsgerichte. Hier ist ja vorgesehen, dass
zukiinftig mehr Klagen und mehr Eilantrége in die
Eingangszustdndigkeit der Oberverwaltungsge-
richte fallen. Das betrifft dann insbesondere die
Zulassung von Windenergieanlagen, aber auch

z. B. von allen Landesstrafien. Die Rechte Dritter
werden hierdurch nicht beschnitten, da sich am
Umfang der gerichtlichen Kontrolle letztlich
nichts dndert. Zwar entfillt fiir die Beteiligten,
und zwar fiir alle Beteiligten, die zweite Instanz,
die zweite Tatsacheninstanz, aber auch wenn der-
zeit das Verwaltungsgericht in erster Instanz zu-
stdndig ist, entscheidet, und dann die Berufung
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zugelassen wird, entscheidet ja doch das Oberver-
waltungsgericht wieder iiber die Sach- und
Rechtslage. Die erstinstanzliche Zustdandigkeit der
Oberverwaltungsgerichte hat im Wesentlichen
drei Vorteile, wenn man das mal etwas verknap-
pend zusammenfasst. Zum einen ist es der Instan-
zenzug, der verkiirzt wird, sodass Entscheidungen
dann tendenziell schneller Rechtskraft erlangen.
Im Eilrechtsschutz ist dann das Oberverwaltungs-
gericht sogar die einzige Instanz. Zweitens kénnen
sich die Gerichte stdrker spezialisieren. Es ist ein-
facher, bei den in Deutschland vorhandenen 15
Oberverwaltungsgerichten spezialisierte Senate zu
schaffen, als wenn Sie das bei allen 51 Verwal-
tungsgerichten versuchen und dort spezialisierte
Kammern einrichten wollten. Und drittens bildet
sich bei einer zentralisierten Eingangszustdndig-
keit der Oberverwaltungsgerichte auch schneller
fiir das jeweilige Land eine einheitliche Rechts-
sprechungslinie heraus. Das ist dann auch fiir alle
Beteiligten von Vorteil. Ganz wichtig ist dann
aber, dass die Ladnder die Oberverwaltungsgerichte
auch dementsprechend personell ausstatten, denn
sonst bleibt die Beschleunigung aus. Zweiter gro-
Ber Bereich im Bereich der Anderungen: Verwal-
tungsgerichtsordnung. Das betrifft den gesetzli-
chen Sofortvollzug, insbesondere auch die Wind-
energieanlagen, die davon erfasst werden. Die Re-
gel ist, wie sie alle wissen, dass Rechtsbehelfe von
Dritten aufschiebende Wirkung entfalten, also ist
eine Zulassung angefochten, dann kann sie grund-
sédtzlich nicht ausgenutzt werden, soweit nicht be-
hordlich oder gerichtlich der Sofortvollzug ange-
ordnet ist. Fiir bestimmte Vorhaben ist dieser So-
fortvollzug gesetzlich angeordnet. Wenn dann
eine Gemeinde, ein Einwohner oder ein Umwelt-
verband verhindern méchte, dass die Zulassung
ausgenutzt wird, bevor abschliefend iiber die
RechtmaéBigkeit entschieden ist, dann miissen sie
als erstes tdtig werden, das ist also eine Verdnde-
rung der Verfahrenslast. Das dndert aber nichts
daran, dass letztlich immer in diesen Fallen die
Verwaltungsgerichte tiber den Eilrechtsschutz ent-
scheiden. Der Rechtsschutz bleibt also gewéhrleis-
tet, auch in den Féllen eines gesetzlich angeordne-
ten Sofortvollzugs. Das Verfahren des gerichtli-
chen Eilrechtsschutzes, das ist insgesamt noch
viel zu wenig strukturiert und dort besteht nach
wie vor erheblicher Reformbedarf, aber das ist
wahrscheinlich Gegenstand einer anderen No-
velle. Immerhin hat der gesetzliche Sofortvollzug
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aber auch eine inhaltliche Komponente, denn der
Gesetzgeber bringt dadurch zum Ausdruck, dass
die Vorhaben, die davon erfasst sind, dass an der
Umsetzung dieser Vorhaben ein besonderes Inte-
resse besteht. Also das Parlament verpasst diesen
Vorhaben, wenn man so mdéchte, einen gewissen
Riickenwind und dieser parlamentarische Rii-
ckenwind, der erfasst dann zukiinftig mehr Ver-
fahren als bisher. Die Gerichte miissen das in den
Eilverfahren entscheiden und vor allem dann,
wenn sie noch keine zuverlédssige Aussage zu den
Erfolgsaussichten in der Hauptsache treffen kon-
nen. Also auch damit ist eine gewisse Verschie-
bung der Ausgangsposition prozessualer Art ver-
bunden, aber die scheint mir hinnehmbar, weil
letztendlich immer eine Einzelfallpriifung erfolgt.

Ich sehe bei einer Regelung, wenn ich das kurz
anmerken darf, einen Korrekturbedarf: der gesetz-
liche Sofortvollzug. Der ist auch vorgesehen nach
dem Regierungsentwurf allgemein fiir die Zulas-
sung von Infrastrukturvorhaben im Bereich der di-
gitalen Infrastruktur und im Bereich des Verkehrs
und die Regelung ist nicht hinreichend bestimmt
und das ist fiir die Praxis sehr problematisch, weil
man zu jeder Zeit wissen muss, ob eine Zulassung
denn nun vollziehbar ist oder nicht. Die Regelung
sollte daher préziser gefasst werden. Und zudem
ist fiir Eilantrdge des Kldgers auch keine Frist vor-
gesehen, das ist bei den bestehenden entsprechen-
den Regelungen in den Fachgesetzen anders, z. B.
im Bundesfernstraengesetz. Deshalb wiirde es
niher liegen, erst einmal dort die Regelung zum
gesetzlichen Sofortvollzug zu erweitern.

Das zum Bereich des gerichtlichen Rechtsschutzes
und die zweite Frage, die Sie gestellt hatten, Herr
Abgeordneter OBner, betrifft das Raumordnungs-
verfahren. Da kann ich anschlieBen an das, was
Herr TeBmer eben gesagt hat, aber mit etwas ande-
rem Akzent. Also ich m6chte nochmal in Erinne-
rung rufen, wozu das Raumordnungsverfahren
dient. Es soll dort fiir bestimmte raumbedeutsame
MaBnahmen und Planungen die Raumvertrdglich-
keit gepriift werden und zwar vorgelagert, noch
vor Einleitung des Zulassungsverfahrens. Und
dieses Verfahren ist recht aufwdndig. Sie brau-
chen eine Offentlichkeitsbeteiligung und Sie miis-
sen eine Umweltvertraglichkeitspriifung durch-
fithren. Beides ist iibrigens unionsrechtlich gar
nicht gefordert. Nun kénnte man meinen, dass
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diese Priifung im Raumordnungsverfahren das an-
schlieBende Zulassungsverfahren, also das Plan-
feststellungverfahren oder emissionsschutzrechtli-
ches Genehmigungsverfahren dann substanziell
entlastet. Das ist aber gar nicht der Fall. Die Uber-
einstimmung mit den Erfordernissen der Raum-
ordnung wird in dem Zulassungsverfahren voll-
stdndig von der zustdndigen Behérde gepriift und
dafiir muss man auch nicht zukiinftig eine Kon-
zentrationswirkung anordnen, das gilt jetzt schon.
Deshalb macht es auch fiir die Priifung auf dieser
Zulassungsebene keinen Unterschied, ob man vor-
laufend ein Raumordnungsverfahren durchgefiihrt
hat oder nicht. Das wiederum kann letztlich auch
gar nicht anders sein, weil im Raumordnungsver-
fahren das konkrete Vorhaben iiberhaupt noch
nicht feststeht und die Konflikte, die maBgebli-
chen Konflikte, die treten dann oft erst auf der
Ebene des Zulassungsverfahrens ein und dement-
sprechend hat die raumordnerische Beurteilung,
mit der das Raumordnungsverfahren abschlieft,
auch keine Bindungswirkung fiir das Zulassungs-
verfahren. Es ist lediglich eine gutachterliche Au-
Berung und das fithrt dann zu Enttduschungen.
Die betroffene Offentlichkeit und auch der Vorha-
bentrdger fragen sich, wozu das vorgelagerte Ver-
fahren eigentlich gut ist. Die Funktion des Raum-
ordnungsverfahrens wird oft auch dahingehend-
missverstanden, dass man am Ende dann eine
Rangfolge unter verschiedenen Trassen oder
Standortvarianten hat. Auch das ist nicht der Fall!
Das leistet das Verfahren nicht und dementspre-
chend ist das neue Antragserfordernis, was jetzt
vorgesehen ist, zu begriilen, was eine flexible
Handhabung ermoglicht und wenn der Vorhaben-
trdger sich im konkreten Fall einen Mehrwert da-
von verspricht, gibt er durchaus praktische posi-
tive Erfahrungen und wird es auch beantragen.
Jetzt kommt wieder die kleine Kritik: der Gesetz-
entwurf bleibt dort auf halbem Wege stehen, denn
auch wenn der Vorhabentrdger die Durchfiihrung
eines Raumordnungsverfahrens nicht beantragt,
soll die zustdndige Behorde das Verfahren durch-
flihren, wenn sie raumbedeutsame Konflikte be-
fiirchtet. Diese Schwelle, die ist sehr niedrig, denn
wenn raumbedeutsame Konflikte nicht zu be-
fiirchten sind, dann muss man auch jetzt schon
kein Raumordnungsverfahren durchfithren. Ja, das
Verfahren ist dann tiberfliissig und da kann man
auch heute schon darauf verzichten. Es kommt
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noch hinzu, dass nach der Begriindung des Regie-
rungsentwurfs ein Konflikt schon dann vorliegen
soll, wenn bei Strallen, Schienen oder Leitungs-
vorhaben grofrdumige Trassenalternativen mog-
lich sind und in Rede stehen. Das, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren Abgeordnete, ist immer
der Fall bei den Vorhaben, dementsprechend wer-
den sie dann ungefdhr da wieder landen, wo man
jetzt auch schon steht. Deshalb sollte man, das
wiire eine relativ einfache Anderung, die Schwelle
etwas erh6hen, indem man zumindest erhebliche
Konflikte fordert und auBerdem statt einer Soll-
Vorschrift eine Kann-Vorschrift vorsieht. Zweiter
Kritikpunkt — damit bin ich auch schon fast fertig
— betrifft das neue Anzeigeverfahren. Das soll der
zustdndigen Behorde die Priifung ermdglichen, ob
man ein Raumordnungsverfahren einleitet und
hier sollen nun die gleichen Unterlagen einge-
reicht werden, die man jetzt schon fiir ein Raum-
ordnungsverfahren erstellen muss. Das ist etwas
umstédndlich und damit wird der mégliche Be-
schleunigungseffekt schon wieder zunichte ge-
macht. Auch das kénnte man mit relativ wenig
Aufwand korrigieren.

Ich md6chte aber trotzdem lieber noch mit etwas
Positivem schlieBen — von den Punkten, die die
Ausgestaltung des Raumordnungsverfahrens be-
treffen und das ist die Digitalisierung, die man
dort verstdrkt. Das ist wirklich sehr zu begriiBien,
das gilt insbesondere auch fiir die Anderung, dass
zukiinftig die Verfahrensunterlagen nicht mehr 6f-
fentlich ausgelegt werden sollen, sondern digital
im Internet. Die Kritik, die man da gelegentlich
daran hort, es wiirden dann Teile der Bevilkerung
nicht erreicht, die geht an der Wirklichkeit vorbei.
Es verhélt sich in der Praxis ndmlich genau umge-
kehrt. Es ist so, dass die bisherige Art der Ausle-
gung, wo man dann vor Ort ausgelegte Unterlagen
einsehen muss, kaum genutzt wird. Mit der On-
line-Beteiligung erreichen Sie die Bevilkerung
besser und durchaus nicht nur jiingere Personen.
Und da sollte man gleich bei den Planfeststel-
lungsverfahren weiter machen. Da hat der Gesetz-
geber mit dem Planungssicherstellunggesetz mei-
nes Erachtens den richtigen Weg eingeschlagen.

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Dr. Fellen-
berg! Und wir kommen zu Herrn Dr. Henke.

Dr. Martin Henke (VDV): Vielen Dank Frau Vor-
sitzende, meine Damen und Herren! Auch vielen
Dank fiir die Einladung hierher. Sie fithrt mich

19. Wahlperiode Protokoll der 85. Sitzung

vom 5. Oktober 2020

Seite 11 von 22



sozusagen an den Anfang meines beruflichen
Werdeganges zuriick. Meine erste Einladung in
den Bundestagsverkehrsausschuss war zum
Thema ,,Planungsrecht”. Ich war damals der Ge-
setzesreferent fiir das Planungsbeschleunigungsge-
setz. Es ist ganz interessant, dass auch nach 27
Jahren viele der Fragen wieder hier auftauchen. Es
gibt aber auch ganz andere. Nur die Digitalisie-
rung, die war damals noch nicht auf der Tagesord-
nung.

Die Frage ging darum, ob auch das Personenbefor-
derungsgesetz mit seinen Schienenstrecken in die
Gesamtregelung einbezogen werden sollte. Ich bin
ganz klar der Auffassung — ja sollte es! Man hat
jetzt dankenswerterweise Voraussetzungen ge-
schaffen durch das neue Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz, durch die Novelle des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes und die entspre-
chend aufgestuften Mittel. Das diirfte dazu fithren,
dass jetzt zahlreiche Uberlegungen konkret wer-
den, auch gerade im stiddtischen OPNV zu neuen
Projekten zu kommen. Das ist auch das, was ge-
wollt wird. Wenn es mit den bisherigen Mitteln
des Planungsrechtes ablaufen wiirde, dann wiirde
es mit ziemlicher Sicherheit viele Jahre dauern,
bis die dann tatsdchlich in dem Bereich angekom-
men ist, wo dann wirklich Mittel abflieBen. Aber
genau das ist ja eben etwas, was auch erreicht
werden soll. Es soll nicht nur Planungen geben,
sondern es soll auch gebaut werden. Es sollen
Mittel abflieBen, die ja in den nédchsten Jahren
kontinuierlich steigen werden. Insofern besteht
ein groBes Interesse der Allgemeinheit und sicher-
lich auch des Bundes insgesamt an einem stetigen
Mittelabfluss und einer raschen Planung. Was
auch daran liegt, dass ja wenig in den Schubladen
liegt. Man ging ja unter dem Gesichtspunkt des
Entflechtungsgesetzes noch davon aus, dass die
Mittel noch lange niedrig sein wiirden oder iiber-
haupt in einigen Bereichen nicht mehr zur Verfi-
gung stiinden. Dementsprechend ist die Zeitnot
gerade in dem Bereich besonders grofl und das In-
teresse auch besonders hoch, hier zu gleichen Re-
gelungen zu kommen. Ohnehin ist es natiirlich
insgesamt auch jetzt mal aus rein praktischen
Griinden sinnvoll, wenn das Planungsrecht in den
verschiedenen Verkehrsarten mdéglichst dhnlich
oder gleich bleibt. Ich erinnere mich noch gut, wie
ich damals an dem Gesetzentwurf gearbeitet habe,
und dass es auch relativ einfach war, weil man
eben tatsdchlich die Regelungen alle iibertragen
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konnte. Das fiihrt auch zu Synergieeffekten und
man konnte dementsprechend auch relativ rasch
bei einer Ergdnzung des Entwurfs um die entspre-
chenden Regelungen beim Personenbeforderungs-
gesetz nachlegen, AEG analog im Prinzip. Also
insgesamt ein Plddoyer dafiir, auch hier das Perso-
nenbeférderungsgesetz mit einzubeziehen. Vielen
Dank!

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Dr. Henke!
Wir schalten noch einmal ins Internet, Hilmar von
Lojewski bitte mit einer Frage.

Hilmar von Lojewski (Deutscher Stddtetag): Vie-
len Dank, Frau Vorsitzende Kluckert, meine sehr
verehrten Abgeordnete! Herr Kiihn, ich bin gefragt
worden, ob denn die Beschleunigung im Bereich
Schiene fiir das PBefG nicht aus unserer Sicht
auch angeraten wire und ich kann mich da nur
vollumfénglich Herrn Dr. Henke anschlieflen. Ich
will aber nicht versdumen dazu ein paar Anmer-
kungen zu machen. Viele fragen sich ja: warum
geht es nicht schneller und warum baut ihr eigent-
lich nicht so gute Beispiele weiter aus wie den So-
linger O-Bus, den Sie analog auch in Eberswalde
und in Essen finden oder eben warum dauert es,
nicht nur in Berlin, mindestens eine Dekade, bis
denn so eine Strallenbahnlinie verldngert wurde?
Man konnte auch fragen: warum baut ihr nicht
noch mehr Seilbahnen? Das hat zumindest bezo-
gen auf die beiden ersten Félle eindeutig damit zu
tun, dass die Verfahren sowohl fiir O-Busse wie
auch fiir StraBenbahnen fiir uns ausgesprochen
aufwindig sind. Leider hat uns der EuGH die
Préaklusionswirkung aus der Hand genommen, da
sind wir allerdings alle in einem Boot, Leidende.
Namlich sowohl fiir den Fernverkehr, wie auch
fiir den Nahverkehr. Die Praklusionswirkung
wirksamer zu gestalten und Europa dazu zu bewe-
gen, dass es moglich ist, diese Praklusion auch
verfahrensbeschleunigend zu nutzen, wéire zum
Beispiel mal — wenn wir iiber das, was alles noch
fehlt, reden wollten — ein ausgesprochen verdien-
tes Unterfangen. Seilbahn ist eine andere Ge-
schichte und vielleicht hilft uns ja mal ein Blick
auch in andere gesetzliche Voraussetzungen. In
Deutschland regeln wir die Seilbahnen, von de-
nen wir in Zukunft hoffentlich sehr viel mehr
noch haben werden als gegenwirtig, auch im ur-
banen Bereich, tiber die jeweiligen Landesgesetze.
Und wenn wir dazu mal einen Blick nach Oster-
reich werfen — da haben wir ja bekanntermafen
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mehr Seilbahnen als in Deutschland —, dann hilft
es vielleicht auch, dass man sieht, dass eine Seil-
bahngenehmigung in vier Paragraphen abgehan-
delt werden kann und zwar auch unter Aus-
schluss der aufschiebenden Wirkung. Die Osterrei-
chischen Kolleginnen und Kollegen unterliegen
wahrscheinlich genauso der Praklusion wie wir
auch, vielleicht gehen sie damit anders um, das
weil ich nicht. Aber all das, was beschleunigt,
hilft natiirlich dem OPNV. Und um den Kreis zu
schlieBen, selbstredend und darauf haben wir be-
reits sowohl in der Reformkommission GroBbau-
vorhaben, wie auch in dem Innovationsforum Pla-
nungsbeschleunigung BMVI hingewiesen: all das,
was auch auf kommunaler Ebene hilft, Verfahren
zu beschleunigen, muss natiirlich kommen. Des-
halb ist es uns wirklich auch unverstiandlich, wa-
rum das PBefG hier unverdndert keine Beriick-
sichtigung findet.

Die weiteren gesetzgeberischen Auftrdge oder im-
manenten Bitten, die habe ich ja jetzt schon deut-
lich gemacht. Wenn wir in Zukunft den OPNV
starken wollen, dann miissen wir dafiir Linien
schliefen, neue Linien bauen, bestehende aus-
bauen und das geht nur mit einer Verfahrensbe-
schleunigung, weshalb wir aus der kommunalen
Perspektive die Gesetzentwiirfe in ihrer Intention
fiir gut und richtig halten. Was die Stockfehler an-
geht, darauf haben die Kundigeren unter uns
heute schon hingewiesen. Ich bin, glaube ich, der
einzige Nichtjurist als Stadtplaner in dieser Runde
und das wiirde uns natiirlich helfen, den Klima-
schutzzielen, der Lebensqualitdt in den Stddten
schneller und wirksamer Rechnung zu tragen.
Heute hédngt es an den Verfahren und zwar nicht
nur an der Erstellung der Planunterlagen, wie wir
vorhin gehort haben, sondern natiirlich auch an
den nachfolgenden Auseinandersetzungen. Ge-
rade Fristen, Praklusion und auch Fiktionsfristen
sowie weitere Moglichkeiten eingerdumt zu be-
kommen, ist aus kommunaler Sicht in jedem Fall
hilfreich. Deshalb unser Appell, sich das auch
nochmal daraufthin anzuschauen, was denn be-
schleunigend wirkt. Und seien Sie gewiss, selbst
auf der kommunalen Ebene sind wir bereit, dafir
auch selbst unsere Klagerechte — wenn auch nicht
hinten anzustellen —, so zumindest auch reduziert
zu sehen, weil das ist ja eine durchaus direkte Im-
plikation dieses Vorhabens, was wir als Kommune
gegeniiber den GroBbauvorhaben in dem Umfang
als Einrede geben kénnen wie das bisher der Fall
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war. Und das wird sich natiirlich bei GroBbauvor-
haben, wie der Linienfiihrung einer Bundesautob-
ahn oder die ausbleibende Untertunnelung einer
Bahnlinie oder was wir uns auch sonst alles vor-
stellen konnen, das gegen die Interessen einer
Kommune laufen kann, auswirken. Wir stiitzen
dieses Vorhaben in seiner Grundintention und
halten es unsererseits fiir erforderlich, hier in den
genannten Punkten noch ,,nachzustreiten”. Dan-
keschon!

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank! Damit sind wir
am Ende der ersten Runde und treten in die
zweite Runde ein. Kollege Donth von der
CDU/CSU Fraktion hat als erster das Wort.

Abg. Michael Donth (CDU/CSU): Vielen Dank
Frau Vorsitzende! Vielen Dank auch der Dame
und den Herren Sachverstdndigen fiir die Erldute-
rungen! Ich habe nun zwei Fragen an Frau
Lohrum. Die erste Frage: der Bundesrat hat uns ja
zahlreiche Anderungswiinsche iibermittelt. Wie
bewerten Sie denn, das aus Ihrer praktischen
Sicht? Bringen die Beschleunigung und sollte der
Katalog der planfeststellungsfreien MaBnahmen
eventuell sogar noch um weitere Punkte ergédnzt
werden — also im vorliegenden Entwurf der Bun-
desregierung? Und kénnen Sie denn auch bezif-
fern, aus Threr Praxissicht, wie sich das vielleicht
auch in Zahlen auswirkt? Doppeln wir dadurch
die MaBnahmen, die schneller gemacht werden
konnen, verfinffachen wir sie, wenn wir diese
Vorschlége tibernehmen? Gerade speziell auch der
Bundesrat schlégt ja vor, die 15-km-Grenze, die
bisher fiir Elektrifizierung vorgesehen ist, auf 50
km heraufzusetzen. Kann man da was sagen? Gibt
es Uiberhaupt Fille mit 15 km oder liegen alle bei
30 oder liegen alle bei 50 — also aus Threr Praxis-
sicht? Und hielten Sie letzteres — Sie sind ja von
der Rechtsabteilung — denn auch aus europarecht-
lichen Gesichtspunkten fiir machbar?

Die zweite Frage: ein anderer Komplex. Sie emp-
fehlen, dass durch die Anderungen im Gesetzent-
wurf starker auf Raumordnungsverfahren und
Umweltvertrdglichkeitspriifungen verzichtet wird.
Ein Thema, das gerade eben ja auch schon eine
Rolle gespielt hat. Wie sehen Sie denn die Mog-
lichkeit zu verhindern, dass dadurch Konflikte
mit Anwohnern und Naturschutzverbdnden ent-
stehen? Was ja dann wiederum auf der anderen
Seite zu Verzogerungen fithren konnte. Vielen
Dank!
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Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank! Kollege Wiehle
von der AfD Fraktion. Bitte!

Abg. Wolfgang Wiehle (AfD): Frau Vorsitzende,
vielen Dank! Ich mdchte zunéchst eine konkrete
Frage an Frau Lohrum stellen, eigentlich aufbau-
end auf der Frage, die Kolleg Donth gerade schon
gestellt hat. Sie kritisieren in Threr Stellungnahme
unter anderem, dass die Ziffer 13 aus der Stel-
lungnahme des Bundesrates nicht umgesetzt
wurde, wonach nur dann einen Antrag auf Plan-
feststellung zu stellen wére, wenn eine UVP-
Pflicht besteht. Da wollte ich Sie bitten, ein Stiick-
chen genauer darauf einzugehen, insbesondere da-
rauf, warum das aus Ihrer Sicht besonders bedeut-
sam wire und wie damit in einem Planungsver-
fahren Zeit gewonnen werden kann.

Zum anderen mochte ich gerne Herrn Hasler fra-
gen — und zwar mit Bezug auch auf die internatio-
nalen Kontakte des BDI. Sie haben da sicher Ver-
gleichswerte und da geht es jetzt einfach darum,
inwiefern die Umweltvertraglichkeitspriifung und
die Raumordnungsverfahren in anderen Mitglied-
staaten der EU anders und moglicherweise effizi-
enter ausgestaltet sind. Ist es richtig, was berichtet
wird, dass Deutschland da die héchsten regulato-
rischen Standards hat? Die dann aber auch dazu
fiihren, dass bei Verkehrsinfrastrukturneubauten
und -instandsetzungen, das wohl bei uns am
léngsten dauert und eben auch die Biirokratie-
und Prozesskosten am hochsten sind. Kénnen wir
da aus den Erfahrungen anderer Mitgliedstaaten
der Europédischen Union etwas lernen? Vielen
Dank!

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank! Und als ndchs-
tes Frau Kollegin Lithmann von der SPD Fraktion.
Bitte!

Abg. Kirsten Lithmann (SPD): Dankeschon! Meine
erste Frage geht an Herrn Henke und betrifft noch-
mal den Begriff der iiberregional bedeutsamen
Verkehrsinfrastrukturprojekte. Herr Hasler hat
vorhin gesagt, aus seiner Sicht kénnte man als De-
finition TEN-V-Strecken nehmen. Die sind garan-
tiert iiberregional bedeutsam. So habe ich Sie je-
denfalls verstanden, da braucht man nicht zu dis-
kutieren. Und dann haben Sie als Antwort gesagt,
naja damit ist, wenn wir die Definition nehmen,
der OPNV raus, weil das ist in der Regel keine
TEN-V-Strecke. Aber ein OPNV kann auch iiberre-
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gional bedeutsam sein, wenn es eine Straenbahn-
linie zwischen ... — K6ln und Diisseldorf ist,
glaube ich, ein blodes Beispiel —, aber Sie wissen,
was ich meine. Kénnten Sie das bitte erldutern?
Und wenn Sie der Meinung sind, es muss iiber
TEN-V-Strecken hinausgehen: wo muss die Ab-
grenzung passieren? Denn es darf ja, wenn es eine
Einschrdankung von Rechten ist — es gibt ja auch
eine gewisse ... — VerhédltnisméaBigkeit ist es nicht
— aber Sie wissen, worauf ich hinaus will. Es muss
eine Bedeutsamkeit sein, wenn ich diese Rechte
einschridnke. Also die Definition kann jetzt nicht
bei jeder Bushaltestelle gelten, die ja sowieso kein
Planfeststellungsverfahren hat. Aber wo wéren da
aus Threr Sicht die Grenzen?

Die zweite Frage geht an Herrn von Lojewski. Der
Bundesrat hat eine Anmerkung gemacht, die mich
ein wenig ratlos zuriickgelassen hat. Nicht wegen
des Inhalts, sondern weil ich einfach die Dimen-
sion nicht verstehe. Der Bundesrat hat gesagt: es
gibt ja eine Auflistung von Projekten, die nicht der
Planfeststellung unterliegen und da sollte ein zu-
sdtzliches Regelbeispiel aufgenommen werden,
némlich Infrastrukturprojekte nach § 68 Wasser-
haushaltsgesetz. Da steht drin, dass ein Gewdsser-
ausbau der Planfeststellung unterliegt und das soll
eben jetzt ausgenommen werden, wenn es Hiafen
betrifft. Jetzt sagt der Bundesrat, wenn wir das ma-
chen, dann ist das nur der wasserseitige Ausbau,
nicht der landseitige Ausbau. Kénnten Sie das
bitte erldutern? Was hat das fiir eine Bedeutung
fiir die Hafenstddte? Und wenn man diese Formu-
lierung einfach fallen liefle, wie es der Bundesrat
fordert, wiirde das nicht zu weit gehen? Danke!

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank! Und Kollege
Herbst von der FDP Fraktion. Bitte!

Abg. Torsten Herbst (FDP): Herzlichen Dank! Ich
hitte zwei Fragen an Frau Lohrum. Und zwar zum
einen, wie Sie das Beschleunigungspotenzial des
jetzt vorliegenden Gesetzentwurfs beurteilt, im
Vergleich zu dem ersten Planungsbeschleuni-
gungsgesetz vom November 2018. Also welche Er-
fahrungen hat die Bahn damit? Kann man das ir-
gendwie quantifizieren, was der jetzige Gesetzent-
wurf nochmal zusétzlich bringt oder welchen An-
teil er an Beschleunigung leisten kann?

Das war das eine und die zweite Frage bezieht
sich auf die schon angesprochene Stellungnahme
des Bundesrates. Da sind ja auf Initiative von
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NRW weitergehende Vorschldge unterbreitet wor-
den fiir den Bereich des Schienenverkehrs, das
Thema Elektrifizierung bis 50 km, auch das
Thema Weichen, also Weichenumbauten. Wel-
ches Beschleunigungspotenzial erwarten Sie
dadurch? Und wiirden Sie befiirworten, dass das
in den Gesetzentwurf aufgenommen wird? Danke!

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank! Frau Kollegin
Leidig von der Fraktion DIE LINKE. Bitte!

Abg. Sabine Leidig (DIE.LINKE.): Ich wiirde gerne
die Fragen, die der Kollege Donth und der Kollege
Herbst schon an Frau Lohrum gestellt haben, noch
um eine erweitern, eine kleine Frage, die sich auf
die Einschédtzung von Herrn TeBmer bezieht, dass
die meiste Zeit, die fur InfrastrukturmaBnahmen
gebraucht wird, die Erstellung der Planungsunter-
lagen betrifft. Also das wiirde mich einfach inte-
ressieren, wie da Ihre Einschétzung ist. Ob Sie es
iiberhaupt von der Position aus, auf der Sie arbei-
ten, einschatzen konnen.

Und die zweite Frage, die ist nochmal ein biss-
chen grundsitzlicher und ich denke, dass ich sie
an Herrn von Lojewski stelle. Weil Sie gerade
nochmal so deutlich gesagt haben, wie wichtig es
wiire, dass OPNV-AusbaumaBnahmen schneller
vonstattengehen kénnen und die Einschétzung
teilen wir natiirlich als LINKE. Wir sind auch sehr
dafiir, dass wir da viel, viel schneller zu einer
wirklichen Verkehrswende kommen. Und in dem
Zusammenhang stellt sich fiir mich die Frage,
welche Rolle die Hierarchie der 6ffentlichen Inte-
ressen hat. Also ich stelle die Frage deshalb, weil
wir jetzt gerade in Hessen — Sie wissen es wahr-
scheinlich alle — die Auseinandersetzung um den
Weiterbau der A49 haben. Wo letztlich das Bun-
desverwaltungsgericht entschieden hat, dass der
Wasserschutz, der in der EU-Wasserschutzrah-
menrichtlinie festgelegt ist, ein gegeniiber dem In-
teresse einer wachsenden Verkehrsentwicklung
untergeordnetes 6ffentliches Interesse ist. Ich
weil} jetzt nicht, ob Sie es verstanden haben. Also
die europdischen Verkehrswege schneller zu ma-
chen, ist als iibergeordnetes Interesse gegeniiber
dem Wasserschutzinteresse gewertet worden. Fiir
mich stellt sich jetzt die Frage, ob wir nicht iiber
diese Hierarchien reden miissen. Ob wir nicht
iiber eine viel starkere Gewichtung des Klima-
schutzinteresses, des Luftreinhaltungsinteresses
und so weiter reden miissen. Und in welcher Art
und Weise man da zu einer Verdnderung kommt.
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Denn dann, glaube ich, wiirden sich die 6ffentli-
chen Verkehre in der Abwégung solcher Interes-
sen insgesamt auch besser stellen.

Stellv. Vorsitzende:ﬂVielen Dank! Wir k_pmmen zZu
Herrn Gastel von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.
Bitte!

Abg. Matthias Gastel (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN): Vielen Dank Frau Vorsitzende! Frau
Lohrum, jetzt in der zweiten Runde da haufen
sich die Fragen an Sie und ich schliefe mich dem
an. Es ist vorhin, ich weil leider gar nicht mehr
von welchem der Sachverstdndigen, gesagt wor-
den, bei Bahnplanungen werde die meiste Zeit
durch die Planungsphase im engeren Sinne bean-
sprucht. Also das, was bei IThnen im Hause von-
stattengeht. Da mdchte ich gerne wissen, ob das so
aus Sicht der Deutschen Bahn zutrifft und es tat-
sdchlich die meiste Zeit beansprucht und damit,
dann auch hier das groBte Potenzial fiir eine Be-
schleunigung zu finden ist. Und ob es dann nicht
bedeuten muss, dass die Deutsche Bahn weit, weit
mehr Personal fiir die Planung einstellen muss,
damit es schneller vonstattengeht. Es ist von dem
Sachverstidndigen vorhin auch gesagt worden,
dass man in manch anderen Bereichen, tiber die
wir hier reden, nur Wochen oder maximal Monate
rausholen konne. Deswegen die Frage an Sie, was
die Moglichkeiten angeht, die Dinge im eigentli-
chen, im engeren Planungsprozess, der bei Thnen
im Hause stattfindet, planen zu kénnen.

Dann mochte ich meine zweite Frage an die Bun-
desregierung, hier vertreten durch den Herrn Bil-
ger, richten. Wir haben jetzt immer wieder die
Frage gehort, welche Art von Schienenprojekten
tiberhaupt beschleunigt werden sollen. Und es ist
beklagt worden, dass die Projekte des Nahver-
kehrs nicht beschleunigt werden sollen — stadti-
sche Schieneninfrastruktur, um es konkret zu ma-
chen. Da mochte ich jetzt gerne wissen, was da
die Bundesregierung beabsichtigt. Und wenn ich
noch eine zweite Frage an Sie hétte, habe ich na-
tirlich nicht, aber was Sie in Ihrer Antwortzeit
machen, ist ja Thnen iiberlassen. Dann wiirde
mich auch noch interessieren: wir sind jetzt am
Ende dieser Anhorung und es ist immer moglich,
Gesetze bevor sie beschlossen werden noch zu
verdndern. Da interessiert mich nattirlich schon,
was Sie als Vertreter dieser Regierung, die das Ge-
setz schreibt, gerne gedndert haben mochten. Also
was nehmen Sie mit von der Anhérung?
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Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank Herr Gastel fiir
diesen ,, Trick 17! Wir kommen tatsdchlich mit
groBem Schwung zu Thnen, Frau Lohrum, Thnen
wurden sieben Fragen gestellt — ,,the floor is
yours“. Vielen Dank fiir die Beantwortung schon
jetzt!

Eleonore Lohrum (Deutsche Bahn AG): Vielen
Dank Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und
Herren, ich wiirde, wenn Sie einverstanden sind,
die Fragen 1 und 5 zusammenfassen, weil ich
glaube, dass beides ganz gut zusammenpasst. Herr
Donth hat tatsdchlich den richtigen Wert genannt.
Es ist in der Tat so, dass sich die Anzahl der Pro-
jekte verdoppelt, wenn man nicht nur 15 km
Elektrifizierung nimmt, sondern 50 km. Ich kann
mal ein Beispiel nennen, von einem Projekt, das
tatsdchlich nur 15 km lang ist. Das ist Darmstadt -
Eberstadt - Pfungstadt. In Summe konnten wir
jetzt zehn Projekte identifizieren, die auch nach
dem GVFG zu planen sind. Wenn man 50 km
nimmt, dann sind es tatsdchlich 20 Projekte. Da
gehort dann beispielsweise auch nochmal aus
Hessen das Projekt Bad Vilbel - Nidderau -
Glauburg - Stockheim dazu. Wenn man 30 km
nehmen wiirde, wéren es 18 Projekte, sodass man
tatsédchlich sagen kann, es wiirde sich verdoppeln.
Ich glaube schon, dass man so weit gehen kénnte,
auch aus europarechtlicher Sicht. Warum glaube
ich das: es handelt sich ja um bereits genehmigte
Strecken, die dann ausschliefllich noch elektrifi-
ziert werden.

Was ich noch sagen kann, ist, dass wir natiirlich
auch den Vorschlag sehr begriien, den Nord-
rhein-Westfalen eingebracht hat, fiir die Herstel-
lung von Uberleitstellen fiir den Gleiswechselbe-
trieb. Das ist tatsdchlich ein Thema fiir den robus-
ten Verkehr. Das ist eine Maflnahme, die in der
Schweiz sehr gut praktiziert wird, auch in Oster-
reich, und es handelt sich da nicht darum, dass
tatsdchlich eine Kapazititssteigerung damit ver-
bunden ist, sondern es geht tatsdchlich darum,
dass man Baustellen stérungsfrei abwickeln kann,
ndmlich dadurch, dass die Ziige dann einfach aufs
andere Gleis wechseln kénnen. Wenn man sich
das tiberlegt, wiren das nach heutigem Recht tat-
sachlich MaBnahmen, fiir die man einen Planfest-
stellungsantrag stellen miisste. Wenn man das
bundesweit machen mochte, dann miissen nicht
nur wir mehr Personal einstellen, sondern auch
das Eisenbahnbundesamt. Man sieht daran, glaube
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ich, ganz gut, dass das eigentlich keinen wirkli-
chen Effekt bringt. Wenn man so eine Mallnahme
genehmigungsfrei stellen wiirde, wére wirklich al-
len gedient. Da wiirde man sehr viele Ressourcen
sparen.

Ich wiirde gleichwohl auch noch ergéinzen wollen,
dass es sich tatsdchlich anbieten wiirde, auch in-
soweit Briicken natiirlich ... Die Frage stand ja
jetzt im Raum, inwieweit diese MaBinahmen aus
dem ersten Planungsbeschleunigungsgesetz, dem
weiteren und dem jetzigen, sich ergédnzen oder
wie die Effekte unterschiedlich sind. Ich glaube,
man muss einfach sagen, beziiglich der Briicken,
sind wir natiirlich bereits durch das weitere Pla-
nungsbeschleunigungsgesetz erleichtert gewesen,
dass wir hier tatsdchlich auch im Genehmigungs-
verfahren Erleichterungen erzielen werden. Es ist
tatsdchlich jetzt noch nicht so viel zu verzeich-
nen. Wenn eine solche Mafinahme eben auch von
einer Umweltvertraglichkeitspriifungspflicht frei-
gestellt werden konnte, dann wére damit auch
viel gewonnen.

Ich mo6chte an dieser Stelle auch bereits jetzt
nochmal sagen: die materiell-rechtlichen Regelun-
gen, die wir im deutschen Umweltrecht haben,
die bleiben ja unangetastet, auch wenn man auf
eine Umweltvertrdglichkeitspriifung verzichtet.
Wenn man bei einem Gleiswechselbetrieb die Ei-
dechsen schiitzen muss, dann werden die ge-
schiitzt, das ist v6llig ohne jeden Zweifel. Und das
wird auch bei Unterhaltungs- und Instandhal-
tungsarbeiten gemacht. Insofern spielt die Um-
weltvertrédglichkeitspriifung an dieser Stelle keine
Rolle. Sie hatten auch nochmal sonstige Antrédge
aus dem Bundesrat angesprochen. Insofern
mochte ich vielleicht nochmal ein Augenmerk
auch auf die Antrége richten, die gestellt worden
sind.

Wenn Grunderwerb erforderlich ist, da kann ich
natiirlich sagen, es wire jetzt schade, wenn man
nach diesem Kriterium tatsidchlich eine Genehmi-
gungspflicht einfithren oder behalten wiirde, weil
natiirlich auch fiir eine Schallschutzwand oder
Larmsanierung durchaus mal das eine oder andere
Grundstiick erforderlich wird. Aber da sind die
Anwohner dann auch gerne bereit, ihr Grundstiick
dafiir herzugeben. Insofern kann man hier durch-
aus einen Konsens mit den Betroffenen erzielen
und gleichwohl auf ein Verfahren verzichten.
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Dann mdchte ich gerne zu Ihrer zweiten Fragen
kommen, ndmlich der Frage der Widerstdnde bei
einem Verzicht auf ein Raumordnungsverfahren
oder auch bei dem Wegfall der Umweltvertréag-
lichkeitspriifung. Wir haben ja mittlerweile seit
mehreren Jahren eine sehr gute Erfahrung mit ei-
ner sehr friih beginnenden Offentlichkeitsbeteili-
gung. Diese Offentlichkeitsbeteiligung geht weit
iiber die Anforderungen des § 25 Absatz 3 hinaus.
Ein beredtes Beispiel dafiir ist Hanau - Wiirzburg -
Fulda. Dort haben wir iiber Jahre tatsdchlich mit
den Anwohnern, mit den Naturschutzvereinen,
mit den Kommunen und mit allen, die sich fiir
dieses Projekt interessiert haben, einen sehr inten-
siven Dialog gefiihrt. Der ging auch iiber mehrere
Jahre. Wo befinden wir uns jetzt? Wir befinden
uns jetzt im Raumordnungsverfahren. Das ist inso-
fern einfach ein zeitlicher Verzug, der durch die-
ses Raumordnungsverfahren ansteht, weil wir in
dieser frithen Offentlichkeitsbeteiligung bereits
mit den Biirgern die Varianten entwickelt haben.
Jeder konnte sich da einbringen — wir haben jeder-
zeit vollste Transparenz iiber die Planung gehabt
—, konnte nachvollziehen, wie Trassen entwickelt
werden. Insofern muss nach einer solch intensi-
ven Beteiligung aller natiirlich irgendwann auch
eine Vorzugstrasse bestimmt werden. Fiir die Be-
darfsplanprojekte Schiene gibt es ja die Bedarfs-
planumsetzungsvereinbarung. Das heilit, wenn
nach einer solchen intensiven Befassung noch
Konflikte tibrig geblieben sind, wenn noch Forde-
rungen aus der Region im Raum stehen, dann be-
fasst sich unter Umstdnden sogar das Parlament
mit den verbliebenen Forderungen. Wenn man
dann eine Variante bestimmt hat, dann kann na-
tiirlich durchaus die Planfeststellungsbehorde
iiber die verbliebenen Einwendungen und auch
iiber die raumordnerischen Belange entscheiden.
Ein sich nochmal {iber mehrere Jahre hinziehen-
des Raumordnungsverfahren kann da wirklich
keinen Mehrwert mehr bringen. Das heifit, man
konnte eigentlich sofort ins Planfeststellungsver-
fahren gehen. Insoweit muss man ja einfach se-
hen, je mehr Zeit ins Land geht, besteht einfach
das Risiko, dass dann diese Akzeptanz, die in ei-
ner so breit angelegten Offentlichkeitsbeteiligung
erreicht worden ist, dann auch wieder verloren
geht. Deswegen plddieren wir dafiir, dass man auf
dieses Raumordnungsverfahren verzichtet, jeden-
falls dann, wenn man eine so intensive frithe Of-
fentlichkeitsbeteiligung durchgefiihrt hat und in

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

dieser Offentlichkeitsbeteiligung eben auch iiber
das gesamte Projekt hinweg die Trassenvarianten
zu diesem Projekt entwickelt hat.

Ich méchte dann an dieser Stelle doch nochmal
auf den Verzicht in Bezug auf die formelle Um-
weltvertrdglichkeitspriifung eingehen. Da ist es
mir wirklich wichtig, nochmal zu betonen, dass
wir in Deutschland einen wirklich sehr guten Um-
weltstandard in den Umweltgesetzen haben. Dort
werden sehr viele materiell-rechtliche Vorgaben
gemacht. Es gibt jede Menge Genehmigungserfor-
dernisse und an diesen Genehmigungserfordernis-
sen wiirden keine Abstriche dadurch gemacht,
dass die Umweltvertrédglichkeitspriifung entfallen
wiirde. Das heifit, an dem Umweltschutzniveau,
das wir haben, wiirden keine Abstriche gemacht.
Ich glaube, das ist gerade nochmal auch von Be-
deutung, wenn man sich die MaBnahme ,,Larmsa-
nierung® anschaut. Dort geht es um Wénde zum
Schutz der Anwohner vor Schienenldrm. Diese
MaBnahme kénnte weiter beschleunigt werden,
wenn man insoweit auch auf eine Umweltvertrag-
lichkeitspriifung verzichtet. Selbstverstdndlich
werden die Querungsméglichkeiten — so es denn
welche gibt, das muss ich allerdings auch geste-
hen, in den letzten Planfeststellungsbeschliissen
des Eisenbahnbundesamtes sind sie kein Thema
gewesen —, wenn sie bestehen, dann werden sie
berticksichtigt. Gleiches gilt natiirlich auch fiir die
Elektrifizierungsvorhaben, wenn man diese be-
schleunigt. Dann werden die Anwohner eben
auch von negativem Schadstoffausstol durch die
Dieseltraktion friher befreit. Insofern gehen wir
davon aus, dass wir da weniger Konflikte mit den
Anwohnern und auch den Naturschutzverbdnden
haben. Gleiches gilt fiir die Uberleitstellen, weil
auch insofern keine Kapazitédtssteigerung mit ei-
nem solchen Projekt verbunden ist. Last but not
least wiirde ich sagen, das gilt auch fiir Briicken,
weil dort natiirlich auch die Kunden davon profi-
tieren, wenn diese Briicken schneller saniert wer-
den kénnen.

Sie hatten noch das Thema angesprochen, wie es
zu verstehen sei, wenn kein Planfeststellungsan-
trag gestellt werden muss, wenn keine UVP-
Pflicht besteht. Ich meine, das wére ein Verfahren
nach dem § 5 UVPG, also praktisch als Screening,
das man durchfiihren wiirde, um dann zu ent-
scheiden, ob eine UVP-Pflicht entsteht. Das ist
dhnlich, wie Herr Dr. Fellenberg vorhin gesagt hat,
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bei den Raumordnungsverfahren, wenn man da
komplette Antragsunterlagen erarbeiten und ein-
reichen muss und das eigentlich gar nicht erfor-
derlich ist, dann ist das unniitzer Aufwand. So
wiirde ich das sehen und sagen. In der Tat kann
man eben gerade in diesen Fillen sehr viel Zeit
und auch Aufwand sparen.

Die meiste Zeit brauchen wir zur Erstellung der
Planfeststellungsunterlagen? Es ist in der Tat so!
Ich glaube alle Juristen sind sich einig: wir reden
immer nur iiber Planungsbeschleunigung und
meinen rechtlichen Rahmenbedingungen. Das
wiire natiirlich schén, wenn sich die Planung min-
destens ebenso beschleunigen lassen wiirde. Es
gibt viele Ansétze dafiir, gerade auch durch die
Digitalisierung, durch ,,Building Information Mo-
deling“. Da unternehmen wir sehr viel, um die
Planung zu beschleunigen. Es wird auch sehr viel
Personal eingestellt, das ist nach wie vor ein
wichtiges Thema bei der Bahn. Was wir uns aber
auch immer vergegenwértigen miissen, ist: wir
brauchen fiir alle diese Phasen tatsédchlich Be-
schleunigung, denn nur so kénnen wir die Investi-
tion in diese friihe Offentlichkeitsbeteiligung auch
wirklich halten. Also wenn die Betroffenen, die
sich engagiert haben, die mitgemacht haben, die
in diesem Prozess beteiligt waren, wenn die das
wihrend des Planfeststellungsverfahrens noch im
Bewusstsein haben, dann haben, glaube ich, alle
gewonnen, sowohl die Betroffenen, als auch wir,
als auch die Behorde. Und ich glaube, dann gibt
es auch weniger Gerichtsverfahren. Aber wenn
diese Zeit eben, ich sage mal, immer wieder durch
neue Anforderungen belastet wird, dann treten
immer weitere Verzégerungen ein. Da sage ich
auch: es ist natiirlich tatsdchlich so, je mehr sich
dndert im Laufe eines Prozesses, im Laufe eines
Verfahrens, desto hdufiger miissen auch Unterla-
gen liberarbeitet werden. Deswegen haben wir in
unserer Stellungnahme auch gesagt, es wére wiin-
schenswert, wenn man mal priifen wiirde, welche
Moglichkeiten man mit einer Stichtagsregelung
hat oder mit einem Punkt, dass man sagt, irgend-
wann ist es tatsachlich so, dass nichts mehr verdn-
dert werden soll. Da sind vielleicht auch die Mini-
sterien gefragt, ndmlich indem sie sich, wenn sie
neue Gesetze einfiihren, sich einfach nochmal ver-
gegenwartigen, was das jetzt fiir Auswirkungen
auf laufende Projekte hat. Da kann man Uber-
gangsregelungen bilden. Das haben wir mit dem
Wegfall des Schienenbonus gehabt, das haben wir
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auch mit der Neueinfiihrung der ,,Schall 03 ge-
habt. Da wurden Regelungen getroffen, sodass die
laufenden Vorhaben davon nicht beriihrt wurden.
Das sind Maflnahmen, die natiirlich dazu beitra-
gen, dass man auf der Schiene bleibt, dass man
nicht stdndig anhalten muss, dass man nicht stén-
dig aussteigen und nochmal die Unterlagen tiber-
arbeiten muss, sondern das man wirklich ein ziigi-
ges Verfahren durchfithren kann. Insofern zdhlt
einfach das Tempo, das man macht.

Wenn ich jetzt nochmal auf die Frage eingehe be-
zliglich der Erfahrungen, die wir mit dem ersten
Planungsbeschleunigungsgesetz gemacht haben
und dem jetzigen. Ich glaube, es hilft uns tatsédch-
lich alles, das muss man klar sagen. Wir haben na-
tlirlich mit dem ersten Planungsbeschleunigungs-
gesetz den Effekt erreicht, dass das Eisenbahnbun-
desamt fiir das gesamte Verfahren Ende des Jahres
verantwortlich wird. Da erhoffen wir uns eine
deutliche Straffung der Verfahren. Wir erleben
jetzt natiirlich auch durch das Planungssicherstel-
lungsgesetz, was Herr Dr. Fellenberg vorhin auch
angesprochen hat, dass das auch Maflnahmen
sind, die dazu beitragen, dass sich wirklich auch
die Anwohner gut abgeholt fithlen. Wir haben
jetzt bei ,,Karlsruhe - Basel“ in einem Abschnitt
verfolgen konnen, dass, auch wenn die Unterlagen
offengelegt worden sind, fiinf Interessierte vor Ort
waren, aber an Klicks waren das Tausende und
auch an Seitenansichten waren das Tausende. Die
Anwohner nutzen auch die Moglichkeiten, die
wir an digitaler frither Offentlichkeitsbeteiligung
anbieten. Das kann man sich auch anschauen,
auch fiir Karlsruhe - Basel, fiir den Abschnitt 7.1.
Dort gibt es einen virtuellen Raum, wo alles darge-
stellt wird. Das wird gut angenommen. Auch die
Biirgerinitiativen sagen, das sei eine super Sache,
weil dort sehr viel Transparenz hergestellt wird.
Und das wird stark angenommen. Habe ich jetzt
irgendwas vergessen?

Stellv. Vorsitzende: Fiihlen sich alle von Frau
Lohrum ausreichend informiert? Wie ich sehe, ist
das der Fall! Vielen Dank fiir diese vielen Antwor-
ten! Wir gehen weiter in der Antwortrunde und
kommen zu Herrn von Lojewski mit zwei Antwor-
ten zu zwei Fragen.

Hilmar von Lojewski (Deutscher Stddtetag): Vie-
len Dank! Frau Abgeordnete Liihmann, Sie fragten
nach der Bundesratsexegese. Und ich fithlte mich
ein wenig in das 2. Staatsexamen zuriickversetzt.
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Aber zum Gliick darf ich ja hier wihrend der Prii-
fung googeln. Die hatte ich nicht drauf, aber jetzt
habe ich sie drauf. Und jetzt wird es klar, wenn
man Spundwénde im Hafen setzt — mehr Wasser,
weniger Wasser, tieferes Wasser —, dann erstreckt
sich nach meinem Verstdndnis in der Tat die Re-
gelung des § 68 WHG nur darauf. Alles was an
Land stattfindet — Kranbahn nach links, Kranbahn
nach rechts, Heranfiihrung der Schienenbahn auf
dem Hafengeldnde und das Hafengeldnde selber —,
ist davon nicht erfasst. Nach meinem Rechtsver-
standnis — und ich hatte es schon erwihnt, es be-
schriankt sich auf das eines Stadtplaners mit ei-
nem 2. Staatsexamen, und zwar im Stddtebau und
nicht im Verwaltungsrecht — verhélt es sich so,
dass dartiber keine Erleichterung des Hafenbaus
an sich erreicht wiirde. Das ist, denke ich, auch
auf Betreiben Hamburgs und anderer Hafenstddte
zur Kenntnis gegeben worden. Das hat durchaus
eine Berechtigung. Wenn man auf der einen Seite
erleichtert — in diesem Fall der Wasserseite —,
dann mochte man natiirlich diese Erleichterung
auch auf der Landseite genauso bewirken, denn
sonst bringt es auf der Wasserseite wenig, wenn
die Landseite keine Erleichterung erzielt. Das ist
wie in den Verkehrsnetzen: wenn wir den Fern-
verkehr erleichtern wollen oder wir gerne wollen,
dass der Fernverkehr auch an eine Tram angebun-
den ist, dann brauchen wir die Erleichterung auch
fiir die Tram. Um das am lebenden Beispiel zu er-
ortern, braucht man sich ja nur die Anbindung
des Berliner Hauptbahnhofs mit der Tram anzu-
schauen. Da liegt die Fernbahn, damals noch jen-
seits der Erleichterung, eben auch ein bisschen
frither als die Tram, die sogar 14 Jahre brauchte,
bis sie schlussendlich auch herangefiihrt werden
konnte. Bezogen auf die Hafenanlagen: nach unse-
rem Dafiirhalten ist es erforderlich, dass sich eine
Erleichterung auf der Wasserseite auch auf die
Landseite erstreckt, einschlieBlich aller StraBen-
und Schienenanbindungen. Dass jenseits des Ha-
fengebietes selbstredend dann auch wieder das je-
weils fachlich einschlédgige Verfahren — also AEG
fiir die Schienenanbindung und die jeweiligen
Stralen bzw. FernstraBengesetze fiir die Strallen-
anbindung — greifen, ist klar. Also keine Erleichte-
rung nur auf einer Seite, sondern beide sollte man
mitdenken. Das wire unser Petitum. Ich hoffe,
dass ich diese Priifungsfrage damit so halbwegs
befriedigend beantwortet habe. Aber ich habe ge-
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lernt: befriedigend ist bei den Juristen ja schon su-
per gut.

Frau Leidig, zum tibergeordneten Interesse: was
trdgt jetzt mehr? Muss man Umwelt, Natur, Klima
— Lebensqualitdt will ich dazu rechnen — ein h6-
heres Gewicht verleihen? Da fragen Sie einen Bau-
leitplaner! Und der Bauleitplaner wiirde am liebs-
ten, wie in alten Zeiten, abwégen, die Belange ge-
gen und untereinander gerecht abwégen und zu
einem tragfdhigen Ergebnis kommen, das dem Ab-
wigungsdreisatz ,,Belange erkannt, Belange einge-
stellt und Belange gegen- und untereinander ge-
recht abgewogen® Rechnung tragt. Das ist ndmlich
das, was eine Oberverwaltungsrichterin oder
-richter bei uns in der Bauleitplanung priift. B16-
derweise konnen wir nicht mehr viel abwégen,
weil uns die eigengesetzlichen Regelungen das ab-
nehmen. Das ist der Punkt, weshalb wir uns mit
dem Beschleunigungsgesetz auch nur auf halber
Strecke wahnen, denn, das ist auch schon zur
Sprache gekommen, uns werfen da in der Tat eine
ganze Menge Umweltbelange — und zwar insbe-
sondere die zeitlich relevanten Umweltbelange,
nicht die materiellen Umwelt- und Naturschutz-
belange — , Kniippel zwischen die Beine* und es
kénnen eben in jedem Planverfahren neue Sach-
verhalte aufgemacht werden, zu einem Zeitpunkt,
wo es bereits eine Bestandsaufnahme von Natur
und Landschaft, Flora und Fauna gegeben hat. Es
kénnen auch Stellungnahmen nach Ablauf von
Fristen abgegeben werden — ich hatte vorhin
schon mal die Praklusion genannt — und es kon-
nen auch Stellungnahmen oder Klagen eingereicht
werden, wenn man gar nicht dazu Stellung ge-
nommen hat. Das ist die eine Seite der Medaille,
Frau Abgeordnete Leidig. Die andere, da bin ich
vollig bei Thnen, ist, dass man natiirlich in dieser
Abwigung auch eine Verschiebung der Gewichte
hat. Allein der Umstand, dass der Deutsche Bun-
destag seinerseits schon mehrmals eine Verdnde-
rung der standardisierten Bewertung eingefordert
hat, liebevoll ,,Standi“ genannt, und die sich ja
auch im Verfahren befindet — dankenswerterweise
hat das BMVI das aufgenommen und die gut-
achterliche Voraussetzung dafiir zu schaffen ist,
glaube ich, in vollem Gange, uns eine ,,Standi“ zu
priasentieren, die eben Natur, Landschaft, Flora,
Fauna, Umwelt, Klima anders in Rechnung stellt,
als das in der Vergangenheit gegeniiber dem Rah-
men ,,Kosten-Nutzen-Aspekte* der Fall war —,
zeigt, da hat sich was verdndert. Das verdndert
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sich nur nicht ganz so schnell wie unsere Wahr-
nehmung der Relevanz von Klima- und Ressour-
censchutz. Also wir haben ja dem Grunde nach
mit den Demonstrationen der letzten Jahre quasi
eine , Pop-Up-Verdnderung” von Wahrnehmun-
gen, auch in groBer Breite der Gesellschaft, erfah-
ren. Wovon ja unter Umstdnden auch das eine
oder andere Kommunalwahlergebnis zeugt. Da
lduft natiirlich ein Abwéagungskonstrukt, wie eine
standardisierte Bewertung — oder aber auch die
von Thnen, wenn ich Sie richtig verstanden habe,
zumindest in die Diskussion, wenn nicht in Ab-
rede gestellte Abwédgung dazu, ob jetzt bestimmte
Autobahnbauvorhaben fortgesetzt werden oder
durchgefiihrt werden sollen — nicht so schnell
hinterher. Die fuBen — man konnte jetzt auch noch
den Braunkohletagebau aufrufen — nun mal auf
abgeschlossenen Planfeststellungsverfahren. Und
die Abwédgung dazu und die rechtliche Priifung al-
ler Belange liegen wahrscheinlich reichlich an-
derthalb Dekaden hinter uns. Das also zu korrigie-
ren, ist eine nicht so ganz einfache Entscheidung,
wenn die fiir die Durchfiihrung des jeweiligen
Vorhabens berechtigten Trdger vor Ort nun mal
was in der Hand haben, ndmlich einen rechtskraf-
tigen Planfeststellungsbeschluss, der sie zur
Durchfiithrung des jeweiligen Vorhabens erméch-
tigt. Ich erldutere das jetzt so ein bisschen auf der
Meta-Ebene, Frau Abgeordnete Leidig, und kann
natlirlich zu den von Thnen konkret bezeichneten
Fall nichts sagen. Aber diesen Zeitverzug zwi-
schen Erkenntnisgewinn auf der einen Seite und
dem instrumentellen Nachsteuern auf der anderen
Seite, den haben wir nun leider auch in vielen an-
deren Rechtsgebieten. Womoglich muss dann
wohl auch die Rechtsetzung etwas agiler, dynami-
scher, schneller werden. Die liegt nun bekanntlich
in diesem Fall in der Verantwortung des Deut-
schen Bundestages. Insofern, ohne damit unver-
froren erscheinen zu wollen, mochte ich diese
Frage zuriickverweisen. Mehr kann ich dazu nicht
sagen. Aber vielleicht ist die Runde ja so offen,
meine Ausfithrungen hierzu noch sachverstiandi-
ger ergdnzen zu konnen, als ich das mit dem 2.
Staatsexamen als Stadtplaner kann.

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank! Als Néchster
bitte Herr Dr. Henke mit einer Frage!

Dr. Martin Henke (VDV): Vielen Dank! Es geht um
den Tatbestand des Vorhabens von iiberregionaler
Bedeutung im § 80 Verwaltungsgerichtsordnung.
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Das ist in der Tat in dem Entwurf hier so bezeich-
net und das ist in der Tat unbestimmt. Wie man
das als Jurist im Allgemeinen gerne hat, ndmlich
etwas konkreter aber auch nicht so iiberkonkret,
dass man dann iiberhaupt nicht mehr bewegungs-
fahig ist, dann nimmt man eben Regelbeispiele.
Die so genannten Regelbeispiele, man sagt dann
zwar nach wie vor ,,Vorhaben von iiberregionaler
Bedeutung*, aber man ergénzt dazu ,,Vorhaben
von lberregionaler Bedeutung sind in der Regel”
—und dann kommen einige Anstriche, in denen
man das konkretisiert. Eines dieser Beispiele ist
tatsdchlich auch in der Begriindung bereits vor-
handen, ndmlich dass der Bundesverkehrswege-
plan Vorhaben, konkreter noch — der Bundesver-
kehrswegeplan ist ja ein Verwaltungsplan — dann
eben die Fachgesetze zur Umsetzung des Bundes-
verkehrswegeplans, die Sie ja verabschieden,
némlich beispielsweise Bundesschienenwegeaus-
baugesetz, Bundesfernstrallengesetz und so weiter.
Das wiirde ich auf jeden Fall reinschreiben. Was
auch eine hohe Legitimitédt hat — und das sollten
diese Regelbeispiele haben, damit es dann nicht
hinterher zu Nachfragen und Streit kommt — das
sind eben die Projekte, die zu Verbindungen des
Transeuropéischen Netzes gehoren. Alle zur den
TEN-T — oder TEN-V in deutscher Ubersetzung —
dann gehorenden Projekte, einschlieBlich der fiir
den Giiterverkehr, sollten drin sein. Die sind dann
auf einer noch héheren Ebene. Dann bleibt aber
noch die Frage, wie man das fiir den Fall der in-
nerstddtischen Verbindungen definiert. Da wiirde
ich — das habe ich mir gerade erst iiberlegt, aber
ich glaube, das ist das Sinnvollste an dieser Stelle
zu machen — auf das GVFG-Bundesprogramm ab-
heben. Das ist dann zwar kein vom Bundestag ver-
abschiedetes Programm, sondern eines vom Bun-
desministerium fiir Verkehr und digitale Infra-
struktur, aber damit von einer obersten Bundesbe-
hoérde auf der Grundlage eines von Thnen geschaf-
fenen Gesetzes. Damit wiirden allerdings nur rela-
tiv wenige Programme fiir innerstddtische Verbin-
dungen umfasst. Ich wiirde auch noch die Vorha-
ben, die nach den OPNV-Gesetzen der Linder ge-
fordert werden, dazu nehmen. Auch das ist dann
relativ einfach von den entsprechenden Verwal-
tungen beizubringen und liegt 6ffentlich vor, man
kann leicht darauf zugreifen und zeigt dann auch
insgesamt innerhalb dieser vier genannten Bei-
spiele die Wertigkeit der Verfahren oder der Wer-
tigkeit der Projekte, die in das Verfahren gebracht
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werden. Man kann natiirlich auch noch zusitzlich
— oder ausschlieBlich — qualitative Kriterien neh-
men, aber das wird dann sehr kompliziert. Da
miisste man beispielsweise bei Projekten auf Prog-
nosewerte abheben. Dann wird es aus meiner
Sicht eigentlich noch unkonkreter bzw. dann
kommt jemand mit einer anderen Prognose und
Sie haben dann noch mehr Streit. Man kann na-
tlirlich auch wieder an raumordnerischen Krite-
rien ansetzen, wie beispielsweise Vorhaben mit
aufzunehmen, die Oberzentren verbinden oder in-
nerstddtische Verbindungen in Oberzentren. Dann
kommen wir aber auf der anderen Seite wieder zu
der Frage: was ist denn mit den ldndlichen Réu-
men? Da wird es dann ganz schwierig, qualitative
Kriterien aufzustellen, die mehr brachten als die
vier, die ich gerade genannt habe. Also das ist,
was mir jetzt zu diesem Thema einfillt. Sie haben
natiirlich genau das, wo wir in unserer Stellung-
nahme am unbestimmtesten geblieben sind, sofort
rausgefunden. Ich hoffe, ich habe jetzt etwas ge-
holfen.

Stellv. Vorsitzende: Das sieht so aus, wenn ich
das Nicken richtig deute. Als ndchstes bitte Herr
Hasler noch mit einer Frage.

Jiirgen Hasler (BDI): Vielen Dank! Die Frage lau-
tete, wie es um die internationale Wettbewerbsfa-
higkeit Deutschlands bestellt sei. Im Hinblick auf
Infrastrukturprojekte: sind andere Ldnder még-
licherweise besser? Ja, das sind sie! Wir haben das
vor einigen Jahren im BDI mal in einer Analyse
hinterfragt und schon damals festgestellt, dass Dé-
nemark, Frankreich, die Niederlande und Oster-
reich eindeutige Vorziige bei der zeitgerechten
Entwicklung von Infrastrukturprojekten haben.
Das war eine Analyse tliber alle Verkehrstrager
hinweg. Um es kurz zusammenzufassen: von den
Franzosen konnten wir Zentralismus und Effizi-
enz lernen. Das ist eines der Kriterien, die da eine
Rolle spielen. Wir verzetteln uns manchmal zu
sehr in Zustdndigkeiten. Hier gibt es einen Rah-
men, ein Bundesverkehrswegeplan und der wird
dann in der Umsetzung delegiert an nachgeord-
nete Behorden, die dann natiirlich — um es mal et-
was dramatisch zu formulieren — in ihren Plan-
feststellungsverfahren Opfer von zahlreichen Kla-
gen sind und nicht wirklich die politische Rii-
ckendeckung haben. Von den Dédnen kénnten wir
lernen: die hohe Akzeptanz in der Bevilkerung —
das ist, glaube ich, selbstredend. Fehmarnbelt ist
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vielleicht nur ein Stichwort, das uns an der Nord-
grenze beschiftigt und wo die Akzeptanz bei gro-
Ben Infrastrukturvorhaben eben eine génzlich an-
dere ist. Wenn ich in den Siiden nach Osterreich
schaue oder noch weiter nach Italien: der Brenner
ist ein weiteres Thema, wo wir auch nicht gerade
stolz auf uns sein kénnen. Dann kann eine der Lo-
sungen sein: Osterreich hat Infrastrukturgesell-
schaften und ist hier also relativ schnell auch mit
privatwirtschaftlichen Modellen aufgestellt. Ubri-
gens ebenso die Niederldnder. Da hitte ich den
Reigen fast geschlossen, wenn ich auf die Betuwe-
Linie verweise. Aber was kénnen wir tun? Es ist ja
nicht nur die Frage gewesen, was bei anderen bes-
ser ist. Ich konnte jetzt auch Beispiele nennen, wo
es schlechter ist. Also ich brdauchte blof GroBbri-
tannien erwéhnen, die bei diesem Global Compe-
titiveness Index, den die Welthandelsorganisation
jahrlich bereitstellt, deutlich schlechter abschnei-
det. Ich kann zusammenfassen: drei 6ffentliche
Beteiligungen, zwei Umweltvertraglichkeitsprii-
fungen. Das ist ein biirokratischer Moloch, den
wir uns leisten! Wir haben an verschiedenen Stel-
len gehort, dass keiner der Sachverstdndigen hier
bereit ist, diese zu opfern. Aber wir wollen sie alle
doch effizienter gestalten und vielleicht auf das
Notwendige begrenzen. Wir alle haben gute Erfah-
rungen mit Biirgerbeteiligung gemacht. Ich glaube,
das ist nicht etwas, wovor man Angst haben muss.
Aber es muss an der richtigen Stelle sein und es
muss auch fiir die Beteiligten zu einem Ergebnis
fiihren. Ich stelle mir selber vor, ich wiirde drei-
mal zu der gleichen Sache gefragt. Ich glaube, ich
hitte spétestens dann auch keine Lust mehr. Auch
das muss man vielleicht beriicksichtigen.

Frau Lithmann, den Einwand zu den TEN-Projek-
ten mo6chte ich nur soweit richtig stellen: ich hatte
das tatsdchlich auf die MaBnahmengesetze bezo-
gen, wo ich glaube, dass doch bitte das Parlament,
der Souverdn, hier eine klare Vorgabe macht, dass
beispielsweise die TEN-Netzwerke also wirklich
die von tibergeordneter Bedeutung sind. Und hier
muss bestimmt nicht jede kleine Umgehungs-
straBle durch das Parlament gehen. Aber ich
glaube, es wiirde uns enorm helfen, wenn wir bei
den uns wirklich wichtigen Infrastrukturprojekten
auch hier eine politische Riickendeckung wie in
Dénemark oder Frankreich haben. Vielen Dank!

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank! Damit kommen
wir zur letzten Frage, die ging an das BMVI. Der
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Parlamentarische Staatssekretdr Bilger musste lei-
der gehen. Frau Staatsekretdrin Dr. Zieschang ist
zur Beantwortung da. Ich glaube, Sie haben auch
noch Verstdarkung im Riicken.

StSn Dr. Tamara Zieschang: Da ich die Frage
nicht kenne, wiirde ich die Antwort an Frau
Reimold weitergeben.

MRn Iris Reimold (BMVI): Vielen Dank! Ich bin
die im BMVI zustdndige Referatsleiterin fiir das
Investitionsbeschleunigungsgesetz. Die Frage war
ja, was die Bundesregierung, insbesondere mit
Blick auf das Personenbeférderungsrecht im
OPNV, tue. Es ist verschiedentlich angeklungen
und auch der Bundesrat hat das gefordert, dass
auch der OPNV von solchen Beschleunigungs-
malnahmen profitiert. Da gibt es iiberhaupt kei-
nen Dissens. Auch wir sehen es vollkommen ge-
nauso, dass der OPNV hier einbezogen werden
sollte. Es klang an, ich glaube Herr Dr. Henke, Sie
haben das gesagt, der Gleichlauf der unterschied-
lichen Fachplanungsgesetze. Ja, wir bemiihen uns
auch weiterhin darum, dass der erhalten bleibt. Es
ist aber natiirlich trotzdem so, dass man im Ein-
zelfall priifen muss, welche Regelungen sich ein-
fach so tibertragen lassen und welche nicht. Aus

Schluss der Sitzung: 15:42 Uhr

Daniela Kluckert, MdB
Stellvertretende Vorsitzende

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

diesem Grund hat die Bundesregierung in der Ge-
gendubBerung zum Bundesrat gesagt, wir wiirden
das priifen. Es ist aber so, dass wir das sehr inten-
siv mit dem Ziel priifen — momentan auch schon
relativ weit sind —, dass wir moglichst schnell und
zwar wirklich méglichst schnell hier auch eine
Anderung erreichen wollen und die Regelungen
so weit wie moglich auch auf den OPNV, also auf
das Personenbeforderungsgesetz, {ibertragen.

Stellv. Vorsitzende: Vielen Dank auch fiir diese
Antwort! Damit kommen wir auch schon zum
Ende unserer heutigen Anhérung. Ich bedanke
mich ganz herzlich bei den Sachverstidndigen,
dass Sie hier waren. Ich glaube, das war eine gute
Runde und ich glaube, wir haben viel mitgenom-
men! Es gibt ja die alte Regel — sie wird immer
wieder zitiert —, dass nichts aus dem Parlament
rausgeht, wie es reingekommen ist. Ich kénnte mir
auch in diesem Fall vorstellen, dass es noch An-
derungen geben wird. Thnen nochmal herzlichen
Dank, eine gute Woche und einen schénen Mon-
tag!

19. Wahlperiode Protokoll der 85. Sitzung

vom 5. Oktober 2020

Seite 22 von 22



Anlage

Deutscher Bundestag
Ausschuss fiir Verkehr und
digitale Infrastruktur
Ausschussdrucksachen
19(15)394-A - F
Zusammenfassung der Stellungnahme
85. Sitzung - Offentl. Anhérung 05.10.2020

Deutscher Bundestag

Ausschuss fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur

Zusammenfassung der Stellungnahmen
Offentliche Anhérung am Montag, 5. Oktober 2020, 14:00 Uhr

A-Drs. 19(15)394-A Seite 1
Eleonore Lohrum

Leiterin der Rechtsabteilung Infrastrukturrecht

der Deutschen Bahn AG

A-Drs. 19(15)394-B Seite 4
Dr. Martin Henke
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V. (VDV)

A-Drs. 19(15)394-C Seite 8
Dr. Frank Fellenberg
Rechtsanwalt und Partner bei Redeker Sellner Dahs, Berlin

A-Drs. 19(15)394-D Seite 18
Hilmar von Lojewski
Beigeordneter des Deutschen Stddtetages

A-Drs. 19(15)394-E Seite 21
Jiirgen Hasler
Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.

A-Drs. 19(15)394-F Seite 49
Dirk TeBmer
Rechtsanwilte Philipp-Gerlach - TeBmer, Frankfurt/M.

Stand: 5. Oktober 2020


verlietzma
Textfeld
Deutscher Bundestag
Ausschuss für Verkehr und 
digitale Infrastruktur
Ausschussdrucksachen
19(15)394-A - F
Zusammenfassung der Stellungnahme 
85. Sitzung - Öffentl. Anhörung 05.10.2020


verlietzma
Textfeld

verlietzma
Textfeld
Anlage



Deutscher Bundestag
Ausschuss fiir Verkehr
und digitale Infrastruktur

Ausschussdrucksache

19(15)394-A
Stellungnahme zur 85. Sitzung -
Offentl. Anhérung am 05.10.2020

Stellungnahme der Deutschen Bahn AG
zum Investitions-
beschleunigungsgesetz


verlietzma
Textfeld
Deutscher Bundestag
Ausschuss für Verkehr
und digitale Infrastruktur
Ausschussdrucksache

19(15)394-A
Stellungnahme zur 85. Sitzung - 
Öffentl. Anhörung am 05.10.2020



Stellungnahme der Deutschen Bahn AG
zum Investitionsheschleunigungsgesetz

Die Deutsche Bahn AG begriif3t das Investitionsbeschleunigungsgesetz genauso wie die vor-
hergehenden Gesetzgebungsinitiativen zur Planungsbeschleunigung. Dies betrifft vor allem Ar-
tikel 2 des Investitionsbeschleunigungsgesetz. Die Regelungen in Artikel 4 bewerten wir eben-
falls positiv.

Jedoch werden unseres Erachtens die fiir Schienenprojekte bestehenden europarechtlichen
Spielraume nicht ausgeschopft. Dies dampft auch die Beschleunigungswirkung der begriiRens-
werten Regelungen von Artikel 2.

Ferner kdnnte mit Anpassungen in Artikel 5 deutlich mehr Beschleunigungspotenzial realisiert
werden. Dessen bisherige Regelungen wirden nicht zu einer hier méglichen mehrjahrigen Be-
schleunigung von Schienenprojekten fiihren.

Artikel 2 und 4 - Anderung des Aligemeinen Eisenbahngesetzes
(AEG) in Verbindung mit der Anderung des Gesetzes iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG)

Durch die neuen Regelungen im AEG wird ein breites Portfolio gleichermalien bedeutsamer wie
auch unumstrittener Vorhaben beschleunigt - Vorhaben im Rahmen der Digitale Schiene
Deutschland (DSD), Bahnhofsprojekte zur Herstellung von Barrierefreiheit sowie Manahmen
zur Larmsanierung sowie kleinere bis mittlere Elektrifizierungsvorhaben.

Allerdings gehen wir davon aus, dass die letzteren beiden Vorhabentypen keine wesentliche
Beschleunigungswirkung eintreten wird. Ursachlich hierfir ist die Regelung in § 18 Abs. 1a Satz
5 AEG, wonach eine Feststellung eines Plan zu beantragen ist, wenn eine Pflicht zu einer Um-
weltvetraglichkeitspriifung (UVP) bestehen kann. Eine solche standortbezogene bzw. eine all-
gemeine Vorprifung im Einzelfall nach § 14a Abs. 2 und 3 UVPG besteht fiir die in § 18 Abs. 1a
Satz 1 Nr. 1 (,Ausstattung einer Bahnstrecke mit einer Oberleitung®) und Nr. 4 AEG (,Errichtung
von Schallschutzwanden zur Larmsanierung®) aufgefiihrten MaRnahmen.

Sollte also allein die Mdéglichkeit einer Pflicht zur Durchfiihrung einer UVP bestehen, ist seitens
der DB die Feststellung des Planes zu beantragen ist, damit das Eisenbahn-Bundesamt die
UVP-Pflicht prifen und bei negativen Ergebnis das Verfahren wieder beenden kann.

In einem solchen Fall miissen die Planfeststellungsunterlagen vollstandig erarbeitet und der An-
trag eingereicht werden. Im Regelfall stellt die Behérde dann fest, dass eine UVP und ein Plan-
feststellungsverfahren oder eine Plangenehmigung nicht erforderlich ist. Entweder fiihrt die DB
dann das Verfahren aufgrund des bisherigen Aufwands doch durch oder sie bricht es ab und
muss dann aber noch die Einzelgenehmigungen nach den einschlagigen Gesetzen einholen;
der Planfeststellungsantrag wurde folglich ,umsonst® erstellt. Eine merkliche Beschleunigungs-
wirkung ist damit nicht verbunden.

Die Beschleunigungswirkung von Artikel 2 kdnnte daher erheblich erh6ht werden, wenn durch
den Bundestag der Nr. 13 der Stellungnahme des Bundesrates entsprochen wiirde. Danach
ware nur dann ein Antrag auf Planfeststellung zu stellen, wenn eine UVP-Plicht besteht. Jeden-
falls darf es kein Erfordernis geben, die Planfeststellungsunterlagen vollstandig erarbeiten zu
mussen, sondern zunachst allein das Bestehen oder Nichtbestehen der UVP-Pflicht aufgrund
eines vorgegebenen Standards zu prifen.

Die Beschleunigungswirkung des Gesetzentwurfs kdnnte zusatzlich erh6ht werden, wenn es
auch zu Anderungen an Artikel 4 kommen wiirde. Den vorliegenden Artikel 4 begriiRen wir in-
soweit, als durch diesen sich die Zahl der Projekte reduzieren wird, bei denen das Bestehen ei-
ner UVP-Pflicht zu priifen ist. Jedoch werden nicht die europarechtlichen Mdéglichkeiten zum
UVP-Verzicht ausgeschopft. Diese Spielraume im Bereich Schiene werden am folgenden Sach-
verhalt sichtbar: Bei 90 Prozent der Vorhaben, fiir die derzeit eine zeitintensive Priifung einer
UVP-Plicht obligatorisch ist, kommt man zum Ergebnis, dass keine UVP-Plicht besteht.

30.09.2020



Daher pladieren wir dafiir, die von UVP-Priifungen freien Vorhaben entsprechend den europai-
schen Vorgaben um alle Eisenbahnbetriebsanlagen, die nicht Schienenwege sind, zu erweitern.

Sollte der Entwurf hier jedoch nur so erweitert werden, dass weiterhin nicht alle europaischen
Spielraume ausgeschopft werden, regen wir an: Zumindest sollten mehr Vorhaben aus Artikel 2
von der UVP-Prifungspflicht freigestellt werden. Hierdurch lieRen sich zumindest MaRnahmen
zur Larmsanierungen und kleinere Elektrifizierungen beschleunigen. Ferner sollten dabei die
Verpflichtungen zu UVP-Prifungen auch bei Vorhaben mit einen Flachenbedarf unter 5.000
Quadratmeter und bei allen Kreuzungsbauwerken entfallen. Im Entwurf ist letzteres bereits fiir
Bahniibergange und Durchlasse geregelt, nach unserem Verstandnis nicht jedoch fiir Briicken.

Artikel 5 - Anderung des Raumordnungsgesetz

In der vorliegenden Fassung wiirde dieser Artikel nicht dazu fiihren, dass es im Bereich der
Schieneninfrastruktur zu einem Verzicht auf Raumordnungsverfahren kommt. Ein Beschleuni-
gungseffekt von bis zu vier Jahren wiirde sich bei fiir den Deutschlandtakt notwendigen Neu-
bauvorhaben erst dann ergeben, wenn der Entwurf die im Bereich Schiene bewahrten Verfah-
ren einer das gesamte Projekt umfassenden friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung, die weit
uber die Anforderungen des § 25 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz hinausgeht, auch bei
Vorhaben mit moglichen raumbedeutsamen Konflikten positiv beriicksichtigen wirde.

Denn unabhingig von der Frage, ob und wie eine friihe Offentlichkeitsbeteiligung erfolgt ist,
sieht der Entwurf fir derartige Vorhaben weiterhin zeitintensive Raumordnungsverfahren vor.
Schlielilich sollen diese Verfahren weiterhin dann erfolgen, wenn das Risiko von raumbedeut-
samen Konflikten besteht. In der Gesetzbegriindung wird hierzu ausgefiihrt, dass derartige
Konflikte ,in der Regel auch dann vorliegen, wenn bei linienférmigen Infrastrukturvorhaben ne-
ben der Vorzugstrasse des Vorhabentragers groRraumige Trassenalternativen in Betracht kom-

3

men.

Neben einer mehrjahrigen Beschleunigung wiirde dieses auch die Verstandlichkeit der zur Ak-
zeptanzsteigerung notwendigen Offentlichkeitsbeteiligung verbessern. Eine dreifache und sich
tber Jahre hinziehende Beteiligung wiirde durch ein von Doppelungen befreites zweistufiges
Verfahren ersetzt. Daher sollte in den Regelungen des Entwurfs zum Raumordnungsgesetz er-
ganzt werden, dass im Bereich Schiene das Raumordnungsverfahren stets dann entfallt, wenn
zuvor eine das Gesamtprojekt und mehrere Trassenvarianten umfassenden frithe Offentlich-
keitsbeteiligung erfolgt ist.

Fazit und weitere Gesetzgebungshbedarf zur Beschleunigung von
Investitionen

Abschlieend ist zu betonen, dass entsprechende Anpassungen am Entwurf zum Investitions-
beschleunigungsgesetz neben diesem Vorteil bei der Offentlichkeitsbeteiligung auch keine
Nachteile fiir den Umweltschutz mit sich brachten. Unter anderem die fiir den Artenschutz und
zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft relevanten naturschutzrechtlichen Vorga-
ben gelten unverandert. Zudem wiirde die zum Klimaschutz notwendige infrastrukturelle Kapa-
zitatssteigerung in der Schieneninfrastruktur beschleunigt umgesetzt.

Wegen dieser Klimaschutzrelevanz sollten seitens des Bundestages weiterhin alle Méglichkei-
ten zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren genutzt werden. Zu begrifien ist daher
die Nr. 33 der Stellungnahme des Bundesrats zum vorliegenden Gesetzentwurf. Hier wird die
Bundesregierung gebeten, die Regelungen des pandemiebedingten Planungssicherstellungstel-
lungsgesetz zu evaluieren und aus diesen dann inshesondere Regelungen zur Digitalisierung
der Genehmigungsverfahren in das Verfahrensrecht zu tibernehmen und damit zu entfristen.

Ferner wiirden wir es begriilRen, wenn zeitgleich durch die Bundesregierung auch geprift
wirde, welche gesetzgeberische Moglichkeiten zur gesetzlichen Stichtagsregelung bestehen.
Diese wiirde insbesondere bei GroRprojekten zeitintensive Umplanungen vermeiden.

Zur Vermeidung von zeitintensiven Abstimmungen mit Genehmigungsbehérden empfehlen wir
zudem verbindliche Standards zum Artenschutz.
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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen
(BT-Drs. 19/22139)

Offentliche Anhorung des Ausschusses fiir Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen
Bundestages am 5. Oktober 2020

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) begrii3t grundsétzlich den Entwurf als weiteren
Baustein auf dem Weg zu schnelleren Planungs- und Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich. Aus
Sicht des Offentlichen Personen- und Schienengiiterverkehrs besteht an dem Entwurf jedoch in einigen
Punkten Anderungs- und Ergénzungsbedarf. So lisst der Entwurf erneut den Bereich der stidtischen
Schienenbahnen unberiicksichtigt. Mit Blick auf die aktive Partnerschaft des OPNV bei Verkehrswende,
Klimaschutz und Luftreinhaltung bitten wir dringend darum, die im AEG vorgesehenen Anderungen noch
in diesem Gesetzgebungsverfahren auch im PBefG festzuschreiben. Dies schléagt auch der Bundesrat in
seiner Stellungnahme vom 18. September 2020 (BR-Drs. 456/20 [B]) vor.

Zu Art. 1 - Anderung der VwGO

Zu Art. 1 Nr. 3 a) (8 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VwGO [neu])

Die Beschriankung auf Infrastrukturprojekte mit ,iiberregionaler Bedeutung” darf nicht dazu fithren, dass
Vorhaben stddtischer Schienenbahnen und nichtbundeseigener Eisenbahnen nicht in den Genuss der
sofortigen Vollziehbarkeit von wichtigen Genehmigungen kommen kénnen, die nicht Planfeststellungsbe-
schliisse oder Plangenehmigungen sind. Auch lokale Schienenbahnsysteme haben — man denke nur an den
téglichen Berufsverkehr in grolen Stddten und Ballungsrdumen - eine verkehrliche Bedeutung iiber den
bloRen Ortsbereich hinaus. Daher sollte klargestellt werden, dass die Regelung deren Infrastrukturvorha-
ben ebenfalls umfasst. Dies kdnnte tiber eine Aufnahme in Regelbeispiele, wie sie der Bundesrat in Ziffer 3
seiner Stellungnahme (BR-Drs. 456/20 [B]) fordert, oder auch durch eine entsprechende Klarstellung in
der amtlichen Begriindung erfolgen.

Zu Art. 1 Nr. 7 (8§ 188b VwGO [neu])

Der VDV begrii3t die vorgesehene Erméglichung von Planungskammern und -senaten in § 188b VwGO
des Entwurfs. Uberlegenswert erscheint jedoch, fiir Oberverwaltungsgerichte und Bundesverwaltungsge-
richt die Bestimmung als Soll-Vorschrift auszugestalten, um die hier bestehenden Synergiepotenziale
noch konsequenter zu nutzen.

Zu Art. 2 - Anderung des AEG

Zu Art. 2 Nr.1 (8 2 Abs. 7f AEG [neu))

Insoweit schlief3t sich der VDV der Stellungnahme des Bundesrats vom 18. September 2020 (BR-Drs.
456/20 [B], Ziff. 6) an. Das Verhdltnis der Vorschrift zu § 2 Abs. 7c und 7d AEG erscheint unklar. Es diirfte

daher sinnvoll sein, einen Gleichklang zwischen den Begriffen herzustellen. Zudem regen wir an, die Be-
grindung zu § 2 Abs. 7f AEG-E dahingehend zu ergénzen, dass UnterhaltungsmaRRnahmen insbesondere
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auch die Instandhaltung einer Anlage (vgl. DIN 31051) umfassen. Die in Bezug genommene DIN kennt ne-
ben der Instandhaltung z. B. auch die Instandsetzung und Wartung. Um sicherzustellen, dass alle diesbe-
zliglichen Begriffe erfasst sind, sollte der Zusatz ,insbesondere” erfolgen.

Zu Art. 2 Nr. 2. b) (8§ 18 Abs. 1a AEG [neu])

Das Ziel der vorgeschlagenen Regelungen wird begriif3t, jedoch bestehen hinsichtlich des neuen § 18 Abs.
la AEG-E folgende Bedenken:

- Danicht als fachplanungsrechtliches lex specialis ausgestaltet und durch Satz 6 und die Begriin-
dung wieder aufgeweicht, bergen die vorgesehenen Regelungen Gefahren fiir die Projektverant-
wortlichen. Ein Vorrang durch Spezialitét wére aber erforderlich, um eine Beschleunigung zu er-
moglichen.

- Die Sichtweise der Begriindung, nach der die Biindelung mehrerer planfeststellungsfreier Einzel -
mafinahmen einer Planfeststellung unterliegen soll (BT-Drs. 19/22139, S. 22, zu Satz 1), teilen wir
nicht und bitten um eine entsprechende Klarstellung. Denn auch dann bestiinde die Mdglichkeit,
freigestellte Baumafnahmen als EinzelmaRnahmen jeweils nacheinander durchzufiihren. Fiir die
Auswirkungen auf 6ffentliche und private Belange macht es aber — vom Ergebnis her gesehen -
keinen Unterschied, ob BaumaRRnahmen zeitgleich oder nacheinander durchgefithrt werden. Ge-
splittete Baumafinahmen wiirden jedoch mit héheren Kosten und einer insgesamt deutlich verldn-
gerten Bauphase verbunden sein.

- InSatz 2 des § 18 Abs. 1a AEG-E ist der Begriff der ,baurechtlichen Zulassung” unklar. Weder aus
dem Gesetzeswortlaut noch aus der Gesetzesbegriindung wird deutlich, welche ,baurechtliche Zu-
lassung” gemeint ist. Dies bediirfte daher einer Klarstellung. Nach unserem Versténdnis sollten
auch landesrechtliche Baugenehmigungserfordernisse verdréangt werden, um Vergleichbarkeit mit
dem Effekt einer Planfeststellung herzustellen (Konzentrationswirkung), was aber nach dem
Wortlaut (,landesrechtliche Regelungen bleiben unberiihrt”) gerade nicht der Fall sein soll.

- Satz4 des § 18 Abs. 1la AEG-E sieht keine ausdriickliche Frist fiir die Antwort des Bundesamts fiir
Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr vor, dass dem Vorhaben kei-
ne militdrischen Belange entgegenstehen. Lediglich die Begriindung sieht vor (BT-Drs. 19/22139,
S. 23, zu Satz 4), dass dem Vorhabentréiger innerhalb von vier Wochen zu antworten ist. Wir bitten
darum, dies im Wortlaut von § 18 Abs. 1a AEG-E zu ergénzen.

- Dass § 18 Abs. 1a Satz 5 AEG-E bereits bei bloRer Mdglichkeit einer UVP-Pflicht vorschreibt, dass
die Feststellung des Planes zu beantragen ist, wird kritisiert. Das EBA hétte dann die UVP-Pflicht
zu priifen, und bei Verneinung das Verfahren wieder zu beenden (BT-Drs. 19/22139, S. 23, zu Satz
5).In einem solchen Fall miissten immer vorher die Planfeststellungsunterlagen vollstdndig erar-
beitet werden nur um dann ggf. die Feststellung zu erhalten, dass eine UVP und damit eine Plan-
feststellung nicht erforderlich ist. Dies erscheint nicht zielfithrend, weil die Unterlagen fiir den
Planfeststellungsantrag fiir diesen Fall umsonst erstellt werden miissten. Dies betrifft (wegen § 14a
Abs. 2 und 3 UVPG-E) immer die Vorhaben nach § 18 Abs. 1a Satz 1 Nr. 1 und 4 AEG-E: fiir diese
beiden MaRnahmen besteht wegen der Pflicht zur Vorpriifung immer die Moglichkeit der Pflicht
zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung. Diese Wirkung scheint aber sogar nach
der Begriindung (BT-Drs. 19/22139, S. 23, zu Satz 5) nicht beabsichtigt gewesen zu sein.

Sinnvoller erscheint es hier, das Verfahren auf die Feststellung nach § 5 UVPG und die Einrei-
chung der dafiir notwendigen Unterlagen (Screeningbogen) zu beschranken.

Diese Problematik hat auch der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 18. September 2020 (BR-
Drs. 456/20 [B], Ziff. 13) dargestellt. Dem dortigen Anderungsvorschlag schlieRt sich der VDV an.
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- Zudem werden vom VDV die vom Bundesrat in seiner Stellungnahme (BR-Drs. 456/20 [B]) in den
Ziff. 8 bis 11 gemachten Anderungsvorschlige zu § 18 Abs. 1a AEG-E und die in den Ziff. 14 und 15
gemachten Anderungsvorschlége zu § 18 und § 18c AEG unterstiitzt.

Zu Art. 2 Nr. 3 (§ 21 AEG)

- Sehr problematisch erscheint dem VDV der Anderungsvorschlag des Bundesrats zu § 21 AEG in
Ziff. 16 Buchstaben a bis c seiner Stellungnahme (BR-Drs. 456/20 [B]). Buchstaben a) und c) wiir-
den im Falle der Ubernahme in das Gesetz dazu fiihren, dass in der vorzeitigen Besitzeinweisung
anstelle verlasslicher Fristen — aullerhalb des Anwendungsbereichs von § 75 VwGO - primaér die
Verfiigbarkeit personeller und materieller Ressourcen bei den Behdrden mafgeblich fiir die Bear-
beitungsdauer wére. Buchstabe b) wiederum wiirde die primére Verantwortung fiir die Zustand-
sermittlung des Grundstiicks auf den Vorhabentréger iibertragen, was dem Grundsatz der Amts-
ermittlung nicht entsprechen diirfte. Sinnvoll wére hier hingegen, dem Vorhabentriger ein solches
Vorgehen zu ermoéglichen, wenn damit eine Bindungswirkung der Behérde einherginge.

Zu Art. 4 - Anderung des UVPG

Obgleich die im § 14a UVPG-E fiir Schienenbahnen erstmals vorgesehenen Schwellenwerte grundsatzlich
begriilenswert sind, bleibt der Vorschlag hinter den Ergebnissen des Koalitionsausschusses vom 8. Mérz
2020 (Nr. 4 der Eckpunkte der MaRnahmen zur Planungsbeschleunigung) zuriick. Dieser hatte sich dafiir
ausgesprochen, EU-rechtliche Spielrdume auszunutzen, so dass unterhalb bestimmter Werte kiinftig we-
der eine UVP noch eine UVP-Vorpriifung erforderlich ist. Eine solche Mdglichkeit sieht der Entwurf je-
doch nicht vor. Aber insbesondere LirmsanierungsmaflRnahmen und Elektrifizierungsinseln sollten zu-
satzlich von der Vorpriifungspflicht befreit werden, indem

- 8§14aAbs.2Nr.2UVPG-E in § 14a Abs. 1 UVPG-E verschoben wird und

- die Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung auf einer Lénge von weni-
ger als 5 Kilometern sowie die Erweiterung einer Bahnbetriebsanlage mit einer Flicheninan-
spruchnahme von weniger als 2.000 m® zusétzlich in § 14a Abs. 1 aufgenommen werden.

Des Weiteren sollten in § 14a Abs. 2 UVPG-E die Ziffer 3 und in Abs. 3 die Ziffer 2 und 3 gestrichen wer-
den, um einen Gleichklang mit § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG herzustellen und eine Schlechterstellung der
genannten Manahmen gegeniiber anderen Vorhaben, fiir die Schwellenwerte vorhanden sind, zu verhin-
dern. Ferner regen wir an, § 14a UVPG-E um einen neuen Abs. 4 zu ergénzen, der eine Pflicht zur Durch-
fihrung einer Umweltvertréaglichkeitspriifung nach Abs. 2 und 3 an die Voraussetzung der Moglichkeit
erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen durch die Anderung kniipft. Dies entspricht dem Gedanken
von 8§ 9 Abs.1Satz 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 2 UVPG.

Ferner scheinen Ziffer 14.7 und 19.13 der Anlage 1 UVPG-E von der dahinterstehenden Wertung beziiglich
Bahnstromfernleitungen ,verdreht”. Nach 14.7 soll der Bau von Bahnstromfernleitungen ,auf dem Gelédnde
der Betriebsanlage oder entlang des Schienenwegs” immer UVP-pflichtig sein. Fiir die tibrigen — also
selbststdndig gefiihrte — Bahnstromfernleitungen gilt hingegen dann 19.13, der ,nur"” eine Vorpriifungs-
pflicht vorsieht. Unseres Erachtens sind die Umweltauswirkungen im zuerst genannten Fall aber weit
geringer, da sie auf bereits baulich belasteten Fldchen erfolgen.

Aullerdem erscheint es aufgrund der bisherigen Praxisfélle nahezu ausgeschlossen, dass ,Bahnstromfern-
leitungen auf dem Gelédnde der Betriebsanlage oder entlang des Schienenwegs" errichtet werden.
Bahnstromfernleitungen dienen der Zufiihrung von elektrischer Energie und verlaufen daher in der Regel
+uber Land"; hin zu den Schienenwegen und sonstigen Betriebsanlagen (z. B. Unterwerken).

Wir regen daher an, in Ziffer 14.7 den Zusatz ,sowie Bahnstromfernleitungen auf dem Gelénde der Be-
triebsanlage oder entlang des Schienenwegs” zu streichen.
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Zudem unterstiitzt der VDV die vom Bundesrat in seiner Stellungnahme (BR-Drs. 456/20 [B]) in den Ziff.
23 bis 25 gemachten Anderungsvorschlige zu § 14a UVPG-E und zur Anlage 1 Liste ,UVP-pflichtige Vor-
haben”.

Zu Art. 5 - Anderung des ROG

Die vorgesehenen Regelungen zur Digitalisierung im Rahmen des Raumordnungsverfahrens (ROV{) wer-
den grofRtenteils ausdriicklich begriit, ebenso die Klarstellung, dass Betriebs- und Geschiftsgeheimnisse
des Vorhabentrégers durch die Behérde zu schiitzen sind.

Jedoch hat der VDV Bedenken hinsichtlich der in § 15 Abs. 4 und 5 ROG-E vorgesehenen Anderungen. Da
es erheblicher Planungsschritte bedarf, um nach einem ROVf Planfeststellungsreife zu erreichen, ist die in
Abs. 4 Satz 2 vorgesehene ,zeitnahe"” Beantragung des Zulassungsverfahrens nicht hilfreich, zumal die
Planfeststellungsbehorde weiterhin an das Ergebnis des ROVfs nicht gebunden ist.

Zudem sollten die in § 15 Abs. 4 ROG-E vorgesehenen Sétze 4 und 5 gestrichen werden. Zunichst darf das
ROG keine Vorgaben fiir das nachgelagerte Zulassungsverfahren machen (Satz 4 - vgl. auch BT-Drs.
19/22139, S. 29, zu Buchstabe d] — vgl. auch Art. 5 Nr. 1. g). Durch den vorgesehenen Satz 5 kénnten zudem
mehrere ROVT{ fiir ein Vorhaben entstehen. Dies scheint auch die Begriindung (BT -Drs. 19/22139, S. 29, zu
Buchstabe d]) zu verstehen zu geben (vgl. auch Stellungnahme des Bundesrats in BR-Drs. 456/20 [B], Ziff.
28). Eine solche Aufspaltung diirfte aber zu Verzégerungen bei Realisierung solcher Vorhaben fithren.

Aus der Begriindung zu § 15 Abs. 5 ROG-E (BT -Drs. 19/22139, S. 29, zu Buchstabe e]) wird deutlich, dass
bei linienhaften Vorhaben weitgehend nicht auf ein ROVf verzichtet werden kann. Schlielich bestehen
selbst bei kleineren linienhaften Vorhaben (bspw. der Neubau von Verbindungskurven im Schienenver-
kehr) haufig groRrdumige Trassenalternativen. In Abs. 5 sollte daher eine Regelung aufgenommen wer-
den, dass in Fillen, in denen eine abschnittsiibergreifende friihe Offentlichkeitsbeteiligung, die die Krite-
rien des § 25 Abs. 3 VwVIG erfiillt, dazu fiihrt, dass auf das ROV{ zu verzichten ist. Eine entsprechende
Anpassung von Artikel 6 ROV wird ebenfalls empfohlen.

Erst mit einer solchen Regelung wiirde fiir linienhafte Vorhaben im signifikanten Umfang die Méglichkeit
zum Verzicht auf ROVf geschaffen. Die gerade in der Offentlichkeitsbeteiligung bestehen Doppelungen
zwischen frither Offentlichkeitsbeteiligung und ROVf wiirden hierdurch entfallen und betreffende Vorha-
ben angesichts tiblicher Verfahrensdauern von ROVf voraussichtlich um bis zu mehrere Jahre beschleu-
nigt.

Insgesamt bleibt auch beziiglich des ROG der Gesetzentwurf deutlich hinter den Ergebnissen des Koaliti-
onsausschusses vom 8. Marz 2020 (erster Punkt der ,Eckpunkte der MaRnahmen zur Planungsbeschleu-
nigung”) und den Handlungsempfehlungen des Abschlussberichts des Innovationsforums Planungsbe-
schleunigung (S. 6, 26, 28) zuriick, die eine mdglichst weitgehende Integration von Raumordnungs- und
Planfeststellungsverfahren empfehlen, um Doppelpriifungen (wie UVP), mehrfache Offentlichkeitsbefas-
sung und gleichartige Verfahrensschritte bei unterschiedlichen Behérden zu minimieren.

Vorschlag fiir eine Anderung von § 14 BNatSchG

Wir regen an, § 14 BNatSchG um einen Absatz zu erginzen, nach dem nicht als Eingriff bauliche MaRnah-
men auf solchen Fldchen gelten, die nach § 4 Nummer 3 dem 6ffentlichen Verkehr als 6ffentliche Ver-
kehrswege dienen, wenn diese keiner baurechtlichen Zulassung bediirfen und die Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege beriicksichtigt werden. Derartige Manahmen dienen der Funktionssicherung
des Verkehrsweges. Der Biotop- und Artenschutz sowie die Regelungen zu Natura 2000 finden auf diesen
Flachen weiterhin Anwendung.
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Der Regierungsentwurf soll Planungen und ihre Umsetzung beschleunigen. Er fugt sich in
eine Reihe von Gesetzespaketen ein, die eine vergleichbare Zielsetzung verfolgen und je-
weils einzelne Beschleunigungsinstrumente herausgreifen. Angesichts der weiterreichenden
Beschliisse des Koalitionsausschusses vom 8. Marz 2020 diirften noch weitere Novellen fol-
gen. Die vorliegende Stellungnahme beschrankt sich auf Anmerkungen zu den hier konkret
vorgesehenen Regelungen. Insgesamt erscheint die in dem Regierungsentwurf gewéhlte
Umsetzung einzelner VVorschldge zur Beschleunigung von Infrastrukturplanungen gut geeig-
net, den beabsichtigten Beschleunigungseffekt zu erzielen. Die VVorschlége halten MalR und
sie entwerten weder die Zulassungsverfahren noch den gerichtlichen Rechtsschutz. Einzelne
Prazisierungen der gesetzlichen Regelungen erscheinen angezeigt, ebenso punktuelle Ergan-
zungen.

I.  Gerichtliches Verfahren — Anderungen der Verwaltungsgerichtsordnung

1. Erweiterung der erstinstanzlichen Zustandigkeit der Oberverwaltungsgerichte
(§ 48 Abs. 1 VWGO-E)

Die vorgesehene Erweiterung der erstinstanzlichen Zustéandigkeiten von Oberverwal-
tungsgerichten erfasst alle relevanten Windenergieanlagen (Gesamthdhe von mehr als
50 Metern), ferner LandesstraBen, grofRere Héfen, Wasserkraftanlagen mit einer
elektrischen Nennleistung von mehr als 100 Megawatt und Planfeststellungen nach
dem Bundesberggesetz. Die Regelung zentralisiert den Rechtsschutz fir das jeweilige
Land und verkdirzt den Instanzenzug. Sie ist aus Sicht der Praxis zu begriRen. Wah-
rend eine Zuweisung erstinstanzlicher Zustandigkeiten an das grundsatzlich als Revi-
sionsgericht tatige Bundesverwaltungsgericht (8 50 VwGO) engen Grenzen unterliegt
(BVerwGE 131, 274), gilt dies fur die Zuweisung an die strukturell als Tatsachenge-
richte eingerichteten Oberverwaltungsgerichte nicht. Auch der Verlust an Ortsnéhe ist
bei einer Verlagerung der Eingangszustandigkeit auf die Oberverwaltungsgerichte
nicht erheblich und mit Blick auf die Bedeutung der erfassten VVorhaben jedenfalls
hinnehmbar.

Eine Beschleunigung wird allerdings nur zu erzielen sein, wenn die zukinftig bei den
Oberverwaltungsgerichten gebiindelte Rechtskontrolle tatséchlich zeitnah erfolgt.
Fehlen dort die personellen Ressourcen und Erfahrungen, verkehrt sich der gewollte
Effekt geradezu in sein Gegenteil. Die Biindelung von Verfahren bei den Oberverwal-
tungsgerichten dirfte es den Landern indes ermdglichen, spezialisierte und personell
hinreichend ausgestattete Senate einzurichten, die landesweit eine zuigige Erledigung
der von § 48 VwGO erfassten Verfahren gewahrleisten.

Die Auswahl der von der Erweiterung erfassten VVorhaben ist nachvollziehbar. Sie
konnte aber punktuell noch erweitert werden:




Ergénzend einbezogen werden sollten neben den Landesstralen auch die entsprechen-
den StralRenkategorien in den Stadtstaaten (§ 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 VwGO-E) und
auch Hafenausbauten auf Grundlage landesrechtlicher Planfeststellungserfordernisse
(8 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 VwGO-E).

Zu erwégen ist ferner, die im Bereich bergrechtlicher Verfahren nun vorgesehene Ein-
gangszustandigkeit der Oberverwaltungsgerichte noch zu erweitern. VVorgesehen ist
sie fur die gerichtliche Kontrolle von Zulassungen sog. obligatorischer Rahmenbe-
triebsplane, d.h. solcher Rahmenbetriebsplane, die zwingend vorzulegen und in einem
Planfeststellungsverfahren mit formlicher Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) zu-
zulassen sind (8 52 Abs. 2a — 2c, 8 57 BBergG i.V.m. UVP-V Bergbau). Verfahren
zur Zulassung sonstiger (fakultativer) Rahmenbetriebsplane, die ohne Planfeststel-
lungsverfahren und formliche UVP zugelassen werden, werfen indes haufig vergleich-
bar komplexe bergrechtliche und umweltrechtliche Fragestellungen auf. So besteht fir
zahlreiche bergrechtliche VVorhaben keine Pflicht zur férmlichen UVP, da sie als Ge-
samtvorhaben bereits vor Inkrafttreten der UVP-Richtlinie begonnen wurden (vgl.
BVerwG, NVwZ 2002, 1237; OVG NRW, NuR 2005, 416).

Vorzugswirdig ware es daher, wenn alle Klagen gegen bergrechtliche Zulassungen
von Rahmenbetriebsplanen in die Eingangszustandigkeit der Oberverwaltungsgerichte
fielen (8 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 VWGO-E).

Entfall der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage ei-
nes Dritten (8 63 BImSchG-E und 8 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VwWGO-E)

Der Regierungsentwurf sieht vor, dass der Widerspruch und die Klage eines Dritten
zukinftig in weiteren Fallen abweichend von der Regel des § 80 Abs. 1 VwWGO keine
aufschiebende Wirkung mehr haben. Ein solcher gesetzlich angeordneter Sofortvoll-
zug fuhrt dazu, dass eine angefochtene Zulassung vollziehbar bleibt, soweit und so-
lange der Sofortvollzug nicht behérdlich ausgesetzt oder gerichtlich die aufschiebende
Wirkung des Drittrechtsbehelfs angeordnet wird (88 80, 80a VWGO).

Windenergieanlagen (§ 63 BImSchG-E)

Die in § 63 BImSchG-E vorgesehene gesetzliche Anordnung des Sofortvollzugs bei
der Zulassung von Windenergieanlagen reagiert auf eine in den letzten Jahren wahr-
genommene Entwicklung. Die Realisierung von Windenergieanlagen liegt nach der
gesetzlichen Wertung des § 1 EEG im Allgemeininteresse. Zugleich kann eine zeit-
nahe Umsetzung der Vorhaben fiir den jeweiligen VVorhabentrager wegen der gesetz-
lichen Einspeisevergutung bedeutsam sein. Der Sofortvollzug kann bereits derzeit be-
hordlich zusammen mit der Zulassungsentscheidung oder nachtraglich, auch gerade in

Reaktion auf einen Drittrechtsbehelf, angeordnet werden. So wird in vielen Féllen
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b)

auch verfahren. Die formalen Anforderungen an die Anordnung sind niedrig. Gleich-
wohl hat die gesetzliche Anordnung einen Beschleunigungseffekt, soweit ein VVorha-
bentrager/Investor bereit ist, vor Bestandskraft seiner Zulassung und damit auf eigenes
Risiko mit der Durchfiihrung des Vorhabens zu beginnen: Zum einen verschiebt sich
die Verfahrenslast auf den Dritten (Anwohner, Umweltvereinigung), der sich nicht
mehr auf die Anfechtung der Genehmigung beschréanken kann. Zum anderen bringt
die gesetzliche Anordnung des Sofortvollzugs auch die Wertung zum Ausdruck, dass
es sich um Vorhaben handelt, deren Umsetzung das Interesse Dritter an der aufschie-
benden Wirkung grundsétzlich tGberwiegt. Diese Wertung ist im Rahmen der gericht-
lichen Interessenabwégung mit erheblichem Gewicht zu berticksichtigen, soweit in
dem Eilverfahren noch keine klare Aussage zu den Erfolgsaussichten in der Hauptsa-
che getroffen werden kann. Da der Gesetzgeber das Regel-Ausnahme-Verhaltnis der
aufschiebenden Wirkung zum Sofortvollzug umkehrt, ist die gebotene Abwégung
zwar nicht prajudiziert, aber gesetzlich vorstrukturiert (BVerwGE 123, 241, Rn. 12).

Die Regelung dirfte vermehrt zu Antradgen auf Aussetzung des gerichtlichen Sofort-
vollzugs fihren und kann damit einen Mehraufwand der Oberverwaltungsgerichte
(s. vorstehend Ziff. 1) begriinden. Das ist bei der Geschaftsverteilung zu berucksichti-
gen.

Infrastrukturvorhaben von Uberregionaler Bedeutung in den Bereichen Ver-
kehr und digitale Infrastruktur

8 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VWGO-E sieht eine entsprechende Regelung des gesetzli-
chen Sofortvollzugs bergreifend in den Bereichen Verkehr und digitale Infrastruktur
vor. Auch hier ist das Regelungsziel unmittelbar nachvollziehbar. Allerdings begegnet
die Umsetzung Bedenken.

Bereits der Anwendungsbereich ist unklar. Dem Begriff der Infrastrukturvorhaben im
Bereich der digitalen Infrastruktur fehlen klare Konturen. Gleiches gilt fiir das Erfor-
dernis Uberregionaler Bedeutung, das auch durch die in den Regierungsentwurf aufge-
nommene kurze Erlauterung nicht operabel wird. Zwar liegt es auf der Hand, dass
Bundesverkehrswege stets die erforderliche tGberregionale Bedeutung haben. Eine Ab-
grenzung ,,nach unten®, d.h. die Bestimmung, ab wann von einer iiberregionalen Be-
deutung ausgegangen werden kann, ist hingegen schwierig. Fraglich kann auch der
Bezugspunkt bei der Priifung der Uberregionalen Bedeutung sein. Wenn sie auf die
jeweils verfahrensgegenstandliche MaRnahme bezogen ist, werden die VVoraussetzun-
gen des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VWGO-E etwa bei einem Anderungsvorhaben oder
bei EinzelmaBnahmen seltener erfullt sein als wenn auf die Bedeutung der jeweiligen
Infrastruktur insgesamt abzustellen ist. Gerade bei der Frage, ob eine Zulassung aktuell
ausgenutzt werden darf oder nicht, sollte aber Rechtssicherheit bestehen, ohne dass es
vorheriger behdrdlicher oder gerichtlicher Feststellungen bedarf.
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Ohnehin sind Zulassungsentscheidungen fir die wichtigsten (Uberregional bedeutsa-
men) Infrastrukturvorhaben — einschliel3lich der Zulassung von Plan&dnderungen — be-
reits nach geltendem Recht aufgrund fachgesetzlicher Regelungen i.S.d. § 80 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 VwGO sofort vollziehbar (vgl. insb. § 18e Abs. 2 Satz1 AEG, § 17e
Abs. 2 Satz 1 FStrG, § 10 Abs. 4 Satz 1 LuftVG, § 14e Abs. 2 Satz 1 WaStrG). Auch
die Landesstrallengesetze sehen fur die Planfeststellung oder Plangenehmigung auf
Grundlage der Erméchtigung des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, 2. Alt. VwWGO in unter-
schiedlichem Umfang einen gesetzlichen Sofortvollzug vor (vgl. etwa 8§ 38a StrWG
NRW, § 39 Abs. 10 S&chsStrG).

Die Neuregelung des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VWGO-E erfasst daher nur Zulassun-
gen, die nicht bereits unter 8 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO fallen. Einen Anwendungs-
fall durften etwa BundesfernstraRenprojekte oder Bahnprojekte bilden, flr die nicht
nach dem FernstraRenausbaugesetz bzw. dem Bundesschienenwegeausbaugesetz ein
vordringlicher Bedarf festgestellt wurde, da in diesem Fall der in § 17e Abs. 2 Satz 1
FStrG bzw. § 18e Abs. 2 Satz 1 AEG fachgesetzlich angeordnete Sofortvollzug nicht
eingreift.

Zu bedenken ist allerdings, dass in den vorrangigen fachgesetzlichen Regelungen aus
gutem Grund zugleich eine Monatsfrist fur etwaige Antrdge auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung der Anfechtungsklage bestimmt ist (vgl. etwa § 17e Abs. 2
Satz 2 FStrG). Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. Die Frist stellt
sicher, dass der Vorhabentrager innerhalb kurzer Zeit Klarheit erhalt, ob ein Eilrechts-
schutzverfahren zu fiihren ist. Eine entsprechende Frist besteht bei den von § 80 Abs. 2
Nr. 3a VWGO-E erfassten Zulassungen nicht.

Es wére vorzugswurdig und wird angeregt, vorrangig die bestehenden fachgesetzli-
chen Regelungen des gesetzlichen Sofortvollzugs zu erweitern. So kénnte der Anwen-
dungsbereich des gesetzlichen Sofortvollzugs auf alle nach dem FStrG oder nach dem
AEG planfeststellungspflichtigen VVorhaben erweitert werden, indem in § 17e Abs. 2
Satz 1 FStrG und in § 18e Abs. 2 Satz 1 AEG jeweils die Beschrankung auf Bedarfs-
planvorhaben, die in den vordringlichen Bedarf eingeordnet sind, gestrichen wird.

Ein weiterer Anwendungsbereich verbleibt fir 8 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VWGO-E,
wenn er auch isolierte Zulassungen erfassen soll, wie etwa die Zulassung von Einzel-
malinahmen im Vorfeld der VVorhabenzulassung aulRerhalb der Konzentrationswirkung
des Planfeststellungsverfahrens. Hier dirfte indes die ohnehin an geringe Vorausset-
zungen geknipfte behordliche Anordnung des Sofortvollzugs in aller Regel ausrei-
chen.
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Weiterer Regelungsbedarf

Bedauerlich ist, dass die Novelle davon absieht, Entscheidungsdeterminanten flr die
Interessenabwégung im einstweiligen Rechtsschutz vorzugeben. Der gesetzliche oder
behdrdlich angeordnete Sofortvollzug flhrt zu keiner Beschleunigung, wenn er in ge-
richtlichen Verfahren unter Hinweis auf die Komplexitéat der Verfahren wieder aufge-
hoben wird. Die Frage, nach welchen Kriterien gerichtlich tber die Vollziehbarkeit
der Zulassung entschieden wird, hat hohere Bedeutung als die Frage, wer die Verfah-
renslast tragt, einen Antrag auf Anordnung bzw. Aussetzung des Sofortvollzugs zu
stellen. Naheliegend wére entsprechend einem Vorschlag des Normenkontrollrats ins-
besondere eine Regelung, die einen Fortbestand des sofortigen VVollzugs von reversib-
len und reparablen MaRnahmen auch bei offenen Erfolgsaussichten in der Hauptsache
regelhaft vorsieht.

Zeitpunkt der mundlichen Verhandlung (8§ 101 Abs. 1 Satz 2 VwGO-E)

8 101 Abs. 1 Satz 2 VwGO-E sieht vor, dass die miindliche Verhandlung so frith wie
moglich stattfinden soll. Die Regelung ist nicht auf bestimmte Verfahren beschrénkt,
sondern soll allgemein gelten. Sie bringt eine Selbstverstandlichkeit zum Ausdruck.
Die Regelung ist letztlich tberflissig, sie schadet aber auch nicht.

Zulassung eisenbahnrechtlicher Verfahren

Die vorgesehenen Regelungen, mit denen MalRnahmen zur Elektrifizierung von Schie-
nenstrecken sowie kleinere bauliche MalRnahmen von der Planfeststellungs- bzw.
Plangenehmigungspflicht ausgenommen werden sollen, sind zu begriRen. Unions-
oder verfassungsrechtliche VVorgaben stehen ihnen nicht entgegen. Zwei Anmerkun-
gen erscheinen angezeigt:

Fir die vom Katalog des § 18 Abs. 1la Satz 1 Nr. 1-4 AEG-E erfassten und damit von
der Planfeststellungspflicht ausgenommenen EinzelmaRnahmen ist nach § 18 Abs. 1a
Satz 2 AEG-E ,keine weitere baurechtliche Zulassung erforderlich; landesrechtliche
Regelungen bleiben unberiihrt*. Hintergrund der Regelung ist die sog. Konzentrati-
onswirkung der Planfeststellung. Sie fuhrt dazu, dass bei planfeststellungspflichtigen
Vorhaben andere behdrdliche Entscheidungen — insbesondere Baugenehmigungen —
nicht erforderlich werden (8 75 Abs. 1 Satz 1, 2. Hs. VWV{G); die materiellen Anfor-
derungen werden dann im Planfeststellungsverfahren gepruft. Bei den nun nicht mehr
planfeststellungspflichtigen EinzelmalRnahmen sollen etwaige landesrechtliche Bau-
genehmigungspflichten offenbar verdrangt werden, also gerade nicht unberuhrt blei-
ben, nicht aber andere Genehmigungserfordernisse (z.B. des Denkmalschutzrechts).
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Ist dies das Regelungsziel, sollte in § 18a Abs. la Satz 2, 2. Hs. AEG-E formuliert
werden, dass ,,sonstige Genehmigungserfordernisse* unberiihrt bleiben.

8§ 18a Abs. 1la Satz 5 AEG-E enthalt zudem einen unndtig aufwendigen Mechanismus,
der den Beschleunigungseffekt konterkariert: Zwar erscheint es sachgerecht, das Plan-
feststellungserfordernis an das Bestehen einer UVP-Pflicht zu knlpfen. VVorgesehen
ist aber, dass fir die entsprechende Prufung bereits der vollstandige Planfeststellungs-
antrag einzureichen ist. Dieser Aufwand ist nicht gerechtfertigt.

Ausreichend sein sollten Screening-Unterlagen (8 5 UVPG), die eine Beurteilung der
moglichen UVP-Pflicht ermoglichen. § 18a Abs. 1a Satz 5 AEG-E sollte entsprechend
angepasst werden.

Raumordnungsverfahren

Der Regierungsentwurf sieht Anderungen in der Struktur des Raumordnungsverfah-
rens (ROV) vor. Die drei Hauptziele bestehen darin, das ROV als Kann-Regelung aus-
zugestalten, das Verfahren zu verschlanken und die Verzahnung mit dem Planfeststel-
lungsverfahren zu optimieren. Diese Zielsetzungen sind zu begriBen. Die gewahlte
Umsetzung ist jedoch nur bedingt geeignet, fur die Anwendungspraxis einen echten
Mehrwert zu generieren.

Antragserfordernis

Nach geltendem Recht ist dem Zulassungsverfahren (Planfeststellungsverfahren, im-
missionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren etc.) bei bestimmten raumbedeut-
samen VVorhaben nach 8 15 ROG ein ROV vorgelagert. Sofern das VVorhaben eine UVP
erfordert, bestimmt § 49 Abs. 1 UVPG, dass auch bereits im ROV eine dem Planungs-
stand des Vorhabens entsprechende UVP einschlieRlich Offentlichkeitsbeteiligung
durchgefuhrt wird. Das nationale Recht geht insoweit Giber den unionsrechtlichen Min-
deststandard hinaus, denn unionsrechtlich ist eine UVP auf dieser Ebene ebenso wenig
gefordert wie die Durchflihrung eines ROV insgesamt. Das ROV ist grundsatzlich
zwingend, kann aber in bestimmten Konstellationen beschleunigt durchgefihrt werden
(8 16 Abs. 1 ROG) oder auch ganz entfallen (§ 16 Abs. 2 Satz 1 ROG sowie landes-
rechtliche Regelungen).

Aufwand und Ertrag des ROV stehen haufig in einem Missverhéltnis. Das ROV ist
einerseits als eigenstandige Verfahrensstufe mit Offentlichkeitsbeteiligung und UVP
ausgestaltet, strukturell aber nicht geeignet, das nachfolgende Zulassungsverfahren
substantiell zu entlasten. Das liegt darin begriindet, dass das Ergebnis eines ROV, die
raumordnerische Beurteilung, keinen bindenden Charakter hat. Sie stellt lediglich eine

6
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gutachterliche AuRerung der zustandigen Behorde dar, die als weiteres Erfordernis der
Raumordnung abwagend zu berticksichtigen ist (88 3 Abs. 1 Nr. 4, 4 Abs. 1 ROG).
Auch ungeachtet der fehlenden Bindungswirkung ist das ROV nur bedingt geeignet,
das nachfolgende Zulassungsverfahren zu entlasten, da dem ROV noch keine ausge-
arbeitete Planung fir ein konkretes VVorhaben zugrunde liegt. Eine positive raumord-
nerische Beurteilung beschrankt sich auf eine Aussage zur voraussichtlichen Mach-
barkeit der Planung und mdglicher Alternativen unter raumordnerischen Gesichts-
punkten.

Unabhéngig davon, ob ein ROV durchgefiihrt wurde oder nicht, ist daher in dem nach-
folgenden Zulassungsverfahren unter Beteiligung der zustandigen Raumordnungsbe-
horde zu prifen, ob die Ziele der Raumordnung beachtet werden. Bei Abwéagungs-
und Ermessensentscheidungen wie insbesondere der Planfeststellung sind dariiber hin-
aus die Grundsatze und die sonstigen Erfordernisse der Raumordnung im Rahmen der
Abwaégungs- oder Ermessensentscheidungen zu berticksichtigen (8 4 Abs. 1 ROG).
Dies bedeutet, dass das ROV weder fir den VVorhabentréger eine Gewahr dafir bietet,
dass das Vorhaben mit Erfordernissen der Raumordnung ubereinstimmt, noch Be-
troffene und Verbande nach Durchfiihrung eines ROV eine Gewahr haben, welche
Trassenalternative realisiert wird und welche nicht.

Die begrenzte Funktion legt es nahe, auf ein vorgelagertes ROV vollstandig zu ver-
zichten und die Prifung der Raumvertraglichkeit auf das Zulassungsverfahren zu kon-
zentrieren (vgl. die Stellungnahme Nr. 51/2000 des Deutschen Anwaltvereins zum Re-
ferentenentwurf des Investitionsbeschleunigungsgesetzes aus August 2020 durch die
Ausschisse Umweltrecht und Verwaltungsrecht). Dieser Verzicht konnte an das Er-
fordernis geknuipft werden, dass der Vorhabentriger eine umfassende frithe Offent-
lichkeitsbeteiligung durchfiihrt, deren Ausgestaltung dann allerdings im ROG uber
den derzeit in 8 25 Abs. 3 VWVTG geregelten Umfang hinausgehend zu regeln ware.

Soweit dieser Weg, der ein hoheres Beschleunigungspotenzial bote, nicht gewahlt
wird, ist die im Regierungsentwurf vorgesehene kleine Ldsung naheliegend, die
Durchfiihrung des ROV jedenfalls an einen entsprechenden Antrag des Vorhabentra-
gers zu kniipfen (8 15 Abs. 5 Satz 1 ROG-E). Mit einer Entwertung der Raumordnung
hat das nichts zu tun. Vielmehr geht es darum, das verfahrensrechtliche Instrumenta-
rium so flexibel auszugestalten, dass es zu den durch die jeweilige Planung aufgewor-
fenen Konflikten passt. Der Verzicht auf ein ROV schlie8t es zum einen nicht aus,
dass mit den fur raumordnerische Aspekte relevanten Behdrden und sonstigen Tréagern
Offentlicher Belange insbesondere in Bezug auf Trassen- oder Standortalternativen
Abstimmungen erfolgen, um die jeweiligen Antragsunterlagen sachgerecht ausarbei-
ten zu kénnen. Diese Abstimmung kann auch mit dem Scoping nach § 15 UVPG sowie
der friihen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 VWVG verbunden werden.
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Zum anderen werden Vorhabentréger auch zukinftig in geeigneten Fallen den forma-
lisierten Rahmen eines ROV wahlen, gerade wenn hiermit bereits in der VVergangen-
heit gute Erfahrungen gemacht worden sind.

Der Regierungsentwurf beldsst es indes nicht bei dem Antragserfordernis, sondern
raumt der fir Raumordnung zustandigen Landesbehdrde in 8 15 Abs. 5 Satz 3 ROG-E
die Moglichkeit ein, ein ROV einzuleiten, wenn sie ,,befiirchtet, dass die Planung oder
Mafnahme (...) zu raumbedeutsamen Konflikten fithren wird“. Ausweislich der Be-
grindung des Regierungsentwurfs soll das in der Regel bereits dann der Fall sein,
wenn bei linienférmigen Infrastrukturvorhaben groRraumige Trassenalternativen in
Betracht kommen. Diese Voraussetzung erscheint zu niedrig angesetzt. Sie wird bei
Stral3en-, Leitungs- oder Schienenvorhaben regelhaft erfillt sein, so dass es bei der
Durchfiihrung eines ROV bleiben wird. Der Regelungsansatz, den VVorhabentrager in-
dividuell entscheiden zu lassen, ob er die Durchfiihrung eines vorgelagerten ROV als
zielfhrend und sachgerecht ansieht, liefe damit weitgehend leer.

Soweit an der Mdglichkeit einer Einleitung des ROV von Amts wegen festgehalten
werden soll, sollte die Schwelle daher angehoben werden. Konsequent wére es, die
Regelung des 8 15 Abs. 5 Satz 3 ROG-E wie folgt zu fassen: ,,Die fir Raumordnung
zustandige Landesbehdrde kann ein Raumordnungsverfahren einleiten, wenn die Pla-
nung oder MalRnahme erhebliche raumbedeutsame Konflikte aufwirft, die die Durch-
fuhrung eines besonderen Verfahrens zur Prifung der Raumvertraglichkeit erforder-
lich erscheinen lassen.

Dariiber hinaus ist das Anzeigeverfahren zu aufwendig ausgestaltet: Um der Landes-
behdrde die Prifung zu ermdglichen, ob ein ROV von Amts wegen eingeleitet wird,
hat der Vorhabentrager das Vorhaben anzuzeigen und Unterlagen vorzulegen, die
letztlich den Antragsunterlagen fiir ein ROV bereits geniigen miissen und daher sehr
aufwendig zu erstellen sein konnen. Die Regelung steht im Widerspruch zu der Be-
schleunigungsintention des Gesetzentwurfs.

Vorzugswirdig und ausreichend ware es, wenn in 8 15 Abs. 5 Satz 2 ROG-E die Vor-
lage von Unterlagen gefordert wird, ,,die der fir Raumordnung zustédndigen Landes-
behodrde eine Entscheidung tber die Einleitung eines Raumordnungsverfahrens nach
Absatz 5 Satz 3 ermoglichen.*

Ausgestaltung des Raumordnungsverfahrens

Die vorgesehenen Anderungen zur Modernisierung des ROV sind hingegen zu begrii-
Ren. Das gilt namentlich flr den verstarkten Einsatz elektronischer Formate. Richtig
erscheint insbesondere die ausschliel3liche Verdffentlichung der Unterlagen im Inter-

8
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net. Die Kritik, Teile der Bevolkerung wirden hierdurch nicht erreicht, erscheint zu-
nehmend wirklichkeitsfern. Tatsachlich sind umgekehrt die Giberkommenen Formen
der Beteiligung einer der wesentlichen Griinde dafiir, dass die Offentlichkeit sich deut-
lich weniger an den Verfahren beteiligt, als dies nach dem Gewicht der Vorhaben und
der von ihnen beriihrten Belange zu erwarten und zu wiinschen ware. Entsprechende
Digitalisierungsschritte sind auch fur das Planfeststellungsverfahren selbst win-
schenswert und sollten im Rahmen weiterer Beschleunigungsnovellen eingefiihrt wer-
den. Sie konnten in Ubernahme und Fortschreibung von Regelungen des Planungssi-
cherstellungsgesetzes einen ganz erheblichen Beschleunigungseffekt nach sich ziehen.

Verzahnung mit Zulassungsverfahren

Die Regelungen zur besseren Verzahnung des ROV mit dem nachfolgenden Zulas-
sungsverfahren werden keine wesentliche Beschleunigung bewirken.

Die in 8 15 Abs. 4 Satz 5 ROG-E vorgesehene Regelung bei abschnittsweiser Zulas-
sung sollte ersatzlos gestrichen werden. Sie wiirde dazu fiihren, dass bei Gesamtvor-
haben, die im Wege der Abschnittshbildung Gegenstand mehrerer Planfeststellungsver-
fahren sind, auch das ROV entsprechend aufzuspalten wére und verschiedene Verfah-
ren, jeweils mit Offentlichkeitsbeteiligung, durchzufiinren wéren. Ein ROV kann indes
gerade dann eine Funktion erfullen, wenn es die Gesamtplanung in den Blick nimmt.

Die Vorgabe des 8 15 Abs. 4 Satz 1 ROG-E, das Verfahren in sechs Monaten durch-
zufuhren, bietet den Beteiligten Orientierung, ein Verstol? bleibt aber folgenlos. Soweit
8 15 Abs. 4 Satz 2 ROG-E bestimmt, dass das Zulassungsverfahren zeitnah nach Ab-
schluss des ROV eingeleitet werden soll, wird dies keine Beschleunigung bewirken.
Der Vorhabentrager hat in der Regel jedes Interesse daran, die Planung voranzutrei-
ben. Welche Zeit das in Anspruch nimmt, hédngt von zahlreichen Faktoren ab. Die ei-
gentlichen Herausforderungen — z.B. die Bewaltigung naturschutzrechtlicher und was-
serrechtlicher Anforderungen, eigentumsrechtliche Fragen — stellen sich bei der Erar-
beitung der detaillierten Antragsunterlagen flr das Zulassungsverfahren. Sie werden
auf der Ebene des ROV nicht adressiert und bewaltigt. Aus dem gleichen Grund wird
das Zulassungsverfahren auch durch die neue Abschichtungsregelung des § 15 Abs. 4
Satz 4 ROG-E voraussichtlich nicht wesentlich entlastet werden. Nach ihr soll die Pri-
fung im Zulassungsverfahren auf Belange beschrankt werden, die nicht Gegenstand
des ROV waren. Eine vergleichbare Regelung besteht mit § 49 Abs. 2 UVPG bereits
fur den Bereich der UVP. Derartige Abschichtungsregelungen laufen in der Praxis
weitgehend leer, da sich der Detaillierungsgrad der Prifungen auf der Ebene des ROV
und des Zulassungsverfahrens deutlich voneinander unterscheidet.

Berlin, 02.10.2020 Dr. Frank Fellenberg
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Deutscher Stadtetag - GereonstraRe 18 - 32 - 50670 Koln

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur des
Deutschen Bundestages

Platz der Republik 1

11011 Berlin

per E-Mail: verkehrsausschuss@bundestag.de

Offentliche Anhérung des Ausschusses fiir Verkehr und digitale Infrastruktur 01.10.2020/Nm/nj
am Montag, dem 5. Oktober 2020, Paul-L6be-Haus des Deutschen Bundesta-
ges zu den Vorlagen Kontakt

Eva Maria Niemeyer
evamaria.niemeyer@

- Gesetzentwurf der Bundesregierung staedtetag.de
Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen GereonstraRe 18 - 32
BT-Drs. 19/22139 50670 KgIn

Telefon 0221 3771-287
Telefax 0221 3771-509
- Gesetzentwurf der Abgeordneten Torsten Herbst, Frank Sitta,

Dr. Christian Jung, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP Aktenzeichen
Entwurf eines Gesetzes fiir ein BundesfernstraRen-Baubeschleunigungs- 61.20.400
gesetz
BT-Drs. 19/22106 Hausvogteiplatz 1
10117 Berlin
. Telefon 030 37711-0
lhre Einladung vom 24.09.2020 Telefax 030 37711-999

. Avenue des Nerviens 9 - 31
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 1040 Bruelles

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, Belgien
Telefon +32 2 74016-20

zum Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen nehmen Telefax +32 274016-21

wir wie folgt Stellung:
www.staedtetag.de
Allgemein

Der Deutsche Stadtetag war intensiv in das 2016 vom damaligen Bundesmi-
nister Alexander Dobrindt initiierte ,Innovationsforum Planungsbeschleuni-
gung” eingebunden und unterstiitzt die im Abschlussbericht von 2017 enthal-
tenen Empfehlungen.

Der vorgelegte Gesetzentwurf bildet daher aus unserer Sicht einen weiteren
Baustein zur Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfahren
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insbesondere im Verkehrsbereich und findet daher im Grundsatz unsere Unterstiitzung. Nicht nachvoll-
ziehbar ist allerdings, warum die im Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) vorgesehenen Erleichterungen
beim Ausbau und bei der Ertiichtigung des schienengebundenen Personen- und Giiterverkehrs nicht auch
beim stadtischen Schienenverkehr gleichermallen umgesetzt werden sollen. Wir halten es fiir dringend
geboten, die im AEG vorgesehenen verfahrensbeschleunigenden Elemente auch gleichermalen in das
Personenbeforderungsgesetz (PBefG) zu libernehmen. Insoweit schlieBen wir uns ausdriicklich der Forde-
rung des VDV in seiner Stellungnahme vom 30.09.2020 an.

Zu Artikel 1: Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung

Die Einfligung einer neuen Nr. 3a) in § 48 der Verwaltungsgerichtsordnung mit der eine erstinstanzliche
Zustandigkeit der Oberverwaltungsgerichte flir samtliche Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit be-
stimmten Windkraftanlagen begriindet werden soll, kann zur Verfahrensbeschleunigung beitragen. Aller-
dings sollte korrespondierend dazu im Allgemeinen Teil der Begriindung unter ,VI. Gesetzesfolgen — 3.
Haushaltsausgaben ohne Erflllungsaufwand” deutlicher etwas zur erforderlichen personellen Aufsto-
ckung der Oberverwaltungsgerichte dargelegt und nicht nur darauf verwiesen werden, dass etwaigen
Mehrbedarfen bei den Oberverwaltungsgerichten infolge der vorgesehenen Erweiterung der erstinstanzli-
chen Zustandigkeiten dieser Gerichte Minderbedarfe bei den Verwaltungsgerichten in mindestens glei-
cher Hohe gegentiberstehen. Ein ,Personaltransfer” von den Verwaltungsgerichten zu den Oberverwal-
tungsgerichten wird sich vermutlich nicht einfach darstellen lassen.

Durch die ,,Einsparung” eines Instanzenzugs sehen wir auch keine gravierende Einschrankung kommunaler
Rechte bei Klageverfahren. Ausweislich einer Untersuchung der Fachagentur Windenergie an Land aus
dem Jahr 2019 waren bei in diesem Jahr 325 beklagten Anlagen die Kldager nur in drei Fallen die Nachbar-
kommunen.

Unklar ist aus unserer Sicht jedoch, ob die neue Zustandigkeit der Oberverwaltungsgerichte auch schon
bei Rechtsstreitigkeiten gegen eine einzelne Windenergieanlage ab 50 m Hohe einsetzen soll. Der Wort-
laut der Neuregelung ist hier nicht eindeutig. Zur Vermeidung einer GibermaRigen Belastung der Oberver-
waltungsgerichte sollten die Anlagen eine gewisse Bedeutung fiir die Versorgungsinfrastruktur entfalten.
Diese konnte beispielsweise durch das Festlegen einer Mindestanzahl von zu errichtenden Windkraftanla-
gen definiert werden.

Zu Artikel 2: Anderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes

Hier schliefen wir uns den Ausfiihrungen in der Stellungnahme des VDV vom 30.09.2020 an.

Zu Art. 3: Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Die gesetzliche Festlegung im Bundes-Immissionsschutzgesetz, dass Widerspruch und Anfechtungsklage
eines Dritten gegen die Zulassung bestimmter Windenergieanlagen keine aufschiebende Wirkung haben,
entspricht der Regelung bei Zulassungsentscheidungen in § 212a Baugesetzbuch. Eine gesetzlich geregelte
sofortige Vollziehbarkeit von Zulassungen von Windenergieanlagen auch nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz ist daher folgerichtig und kann den Windenergieausbau an Land beschleunigen.

Allerdings méchten wir darauf verweisen, dass bereits heute die Genehmigungen in der Regel mit einer

Sofort-Vollzugsanordnung versehen werden, sodass sofort gebaut werden kdnnte. In vielen Fallen wird
jedoch die aufschiebende Wirkung im verwaltungsgerichtlichen Eilverfahren wiederhergestellt.
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Zu Art. 4: Anderung des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung
Hier schliefen wir uns den Ausfiihrungen in der Stellungnahme des VDV vom 30.09.2020 an.
Zu Art. 5: Anderung des Raumordnungsgesetzes

Die vorgesehenen Anderungen zur Férderung der Digitalisierung des Raumordnungsverfahrens und auch
bei der Auslegung der Verfahrensunterlagen wird begriil$t und kann in vielen Fallen von den Beteiligten
auch problemlos genutzt werden. Wir weisen aber darauf hin, dass derzeit bei der Auslegung der Verfah-
rensunterlagen die Offenlage in Papierform noch der Regelfall ist. Eine ibergangslose Umstellung auf eine
ausschlieBliche Veroffentlichung der Unterlagen im Internet halten wir daher — insbesondere auch mit
Blick auf die zu beteiligende Offentlichkeit und vor dem Hintergrund des hohen Stellenwerts des Beteili-
gungsverfahrens — fiir nicht angemessen. Nach wie vor verfligen zahlreiche Bilrgerinnen und Biirger nicht
Uber einen Internetzugang und/oder sind nicht in der Lage, komplexe Planungsvorginge ausschlieRlich
Uber einen Monitor zu erfassen. Auch bei den 6ffentlichen Stellen kann nicht davon ausgegangen werden,
dass die zur Beurteilung der Verfahrensunterlagen erforderliche Hardware flachendeckend vorhanden ist.
Zumindest fiir einen Ubergangszeitraum sollte daher noch eine Offenlage auch in Papierform angeboten
werden.

Fir eine Berlicksichtigung unserer Anregungen im weiteren Verfahren waren wir dankbar.

Mit freundlichen GriRRen
In Vertretung

e A

Hilmar von Lojewski
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Investitionsbeschleunigungsgesetz @ B D I

I. Vorbemerkung

Laut dem jlngsten Bericht des Wissenschaftlichen Beirats des Bundeswirt-
schaftsministeriums sehen 72 Prozent der Unternehmen in Deutschland im
ungentgenden Zustand der StraRenverkehrsinfrastruktur ein Hindernis flr
ihre Geschaftsentwicklung. In den Jahren 2012 bis 2018 hat sich die Lange
der Staus auf deutschen Autobahnen von 500 Millionen auf 1.500 Millionen
Kilometer verdreifacht. Fiir den Schwerverkehr sind wichtige Autobahnbri-
cken schon jetzt nicht oder nur eingeschrénkt nutzbar, so der Bericht. Zligige
Verfahrenswege fur Briickenersatzneubauten sind dringender denn je. Wenn
in Genua binnen zwei Jahren eine unter tragischen Umstanden eingestirzte
Briicke neu geplant und gebaut werden kann, in Deutschland gleiches aber
wohl unmdglich wére, dann ist dies fiir deutsche Planungs- und Verfahrens-
dauern ein bitteres Armutszeugnis.

Deutschland darf mit der Sanierung und dem Ausbau seiner Verkehrswege
nicht ins Hintertreffen geraten. Voraussetzung dafir ist ein ambitioniertes In-
vestitionsniveau, das die Rolle einer leistungsfahigen Verkehrsinfrastruktur
flr die Wettbewerbsfahigkeit der industriellen Wertschépfung in Deutsch-
land und seine Rolle als Logistikdrehscheibe in Europa widerspiegelt. Von
fast ebenso grofRer Bedeutung ist aber auch, dass haushaltsgesetzgeberisch
bereitgestellte Investitionsmittel kurzfristiger und zeitlich praziser planbar
als bisher verausgabt werden kénnen.

Als Volkswirtschaft berauben uns die hohen und unkalkulierbaren Zeitbe-
darfe zudem der Mdglichkeit, in Rezessionsphasen Infrastrukturinvestitionen
besonders effektiv fur die Stimulierung der Konjunktur einzusetzen. Hier
durften in der jungsten Vergangenheit bereits Wohlstandschancen in erheb-
lichem Umfang vergeben worden sein.

23



Investitionsbeschleunigungsgesetz @ B D I

Il. Gesamthafte Bewertung

Der Entwurf erfillt nicht die hohen Erwartungen, die der Koalitionsbeschluss
vom 8. Mérz 2020 weckte, enthalt aber keine abzulehnenden Vorschlage und
ist insoweit umfassend zu begrifen. Insbesondere die in Artikel 1 vorgese-
hene Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird in der Praxis
beschleunigende Wirkung entfalten. VVon herausgehobener Bedeutung fur die
Beschleunigung von Infrastrukturmalinahmen sind die Regelungen zur ge-
setzlichen Anordnung des Sofortvollzugs fir die Zulassung von Vorhaben
von Uberregionaler Bedeutung.

Fur die Erreichung des Ziels, Infrastrukturvorhaben effektiv zu beschleuni-
gen und damit auch konjunkturstimulierende Investitionen so weit wie mog-
lich vorzuziehen, bewegt der vorliegende Entwurf aus Sicht der Deutschen
Industrie jedoch zu wenige der zur Verfugung stehenden bundesgesetzgebe-
rischen Hebel. Zu nennen sind hier exemplarisch Regelungen, die miss-
brauchliche Klagefuhrungen und jahrelange Gerichtsverfahren mit ,,Gutach-
terschlachten* vermeiden helfen und eine weitergehende Verzahnung von
Raumordnung und Planfeststellung ermdéglichen (Stichwort: zweifache Um-
weltvertraglichkeitspriifung). Der BDI hat hierzu in der laufenden Legisla-
turperiode mehrfach Empfehlungen gegeben? und auf die zahlreichen exis-
tierenden Evaluierungen bezlglich Beschleunigungspotentialen hingewie-
sen.?

Mit einiger Uberraschung ist festzustellen, dass in dem vorliegenden Entwurf
die in der Anlage des Beschlusses des Koalitionsausschusses vom 8. Mérz
2020 aufgefuhrten Eckpunkte fir die Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren keineswegs umfanglich und zum Teil nur in wenig am-
bitionierter Form eingeflossen sind. Hierzu zéhlen u.a. die Einfuhrung wei-
terer Stichtagsregelungen, die Beschrédnkung der Revision gegen OVG-Ent-
scheidungen auf eine Divergenzrige, die Einfiihrung von Schwellenwerten
fir UVP-Prifung und UVP-Vorprufung auch jenseits von Schienenwegen
sowie das Ziel, mehr Standardisierung beim Artenschutz zu erreichen. Zu
vermissen sind weiter Vorstol3e, um eine prioritdre Umsetzung des Online-
zugangsgesetzes  (0ZG) im  Bereich  von  Leistungen und

L vgl. die Stellungnahmen des BDI im Rahmen der Verbandebeteiligungen des BMVI zum
PBeschlG, zum MgvG und zum PBeschIG-I1.

2 Abschlussbericht Innovationsforum Planungsbeschleunigung des BMV1, Mérz 2017; die
(3) Strategie Planungsbeschleunigung des BMVI, Mai 2017; das (4) Gutachten im Auftrag
des Nationalen Normenkontrollrates, April 2019; das (5) Gutachten im Auftrag des DIHK:
Rechtliche Stellungnahme zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren
flr Gewerbeansiedlungen und Infrastrukturvorhaben, Februar 2019.
Seite
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Genehmigungsverfahren in der Umweltverwaltung fiir Vorhaben fur 6ffent-
liche Verkehrsinfrastrukturen zu erreichen.?

Weiter scheinen fur den Entwurf die Beschleunigungspotentiale im Bereich
der StraRen- und Binnenschifffahrtsinfrastruktur noch nicht auf dem gleichen
Ambitionsniveau wie fur den Bahnbau evaluiert worden zu sein. Diese Zu-
rickhaltung ist angesichts der volkswirtschaftlichen Bedeutung dieser Ver-
kehrstrager und zahlreicher auch dort brachliegender Beschleunigungspoten-
tiale schwer nachvollziehbar. In diesem Zusammenhang sieht der BDI die
Bundesregierung aufgefordert, rasch zu prufen, inwieweit die in dem vorlie-
genden Gesetzesentwurf fiir den Bereich der Schieneninfrastruktur vorgese-
henen Anderungen auch fir den Bereich anderer Verkehrstrager Anwendung
finden kdnnen.

3 Es ist an dieser Stelle vorsorglich darauf hinzuweisen, dass fiir den Bereich von Industrie-
anlagen und anderer Infrastrukturen beim Thema digitale Genehmigungsverfahren noch er-
heblicher Konsultationsbedarf zwischen Bundesregierung und Industrie besteht.

Seite
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ll. Zusammenfassung Anderungsbedarf

Artikel 1 — Anderung VwGO

Die vorgesehene Verlagerung der Eingangszustandigkeit vom Verwaltungs-
gericht (VG) auf das Oberverwaltungsgericht (OVG) bzw. den Verwaltungs-
gerichtshof (VGH) ist zur Beschleunigung von InfrastrukturmalRnahmen als
sachgerecht zu bewerten. Auch die Einfuhrung einer Soll-Vorschrift zur fri-
hestmdglichen Eréffnung von Verwaltungsgerichtsverfahren ist aus Sicht des
BDI sinnvoll.

Mit den geplanten Anderungen wird die erstinstanzliche Zustandigkeit der
Oberverwaltungsgerichte (OVG) erheblich erweitert, diese betrifft v. a. das
uber 85.000 km umfassende Landes- und StaatsstraRennetz sowie den Aus-
bau der Windenergie. Es ist daher folgerichtig, dass der Entwurf auch orga-
nisatorische Regelungen, die zur Beschleunigung der Verfahren wichtige
Spezialisierung der OVG fordern. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Pla-
nungsspruchkdrper bestehen bereits an einigen OVG und haben sich bewahrt.
Daher sollte in Nr. 6 die entsprechende Regelung 8§ 188b nicht als Kann-
sondern durchgéngig als Soll-Regelung formuliert werden (siehe ,,ad Artikel
2 Nr. 2b) Dieses betrifft sowohl die Einrichtung von Planungskammern oder
-senaten wie auch deren Entscheidung Uber Streitigkeiten im Zusammenhang
mit PFV.

Artikel 2 — Anderung des AEG

Die Zielsetzung, dass bei Entfall der Planfeststellung nicht landesrechtliche
Baugenehmigungserfordernisse entstehen, ist zu begriRen. Dies ergibt sich
allerdings derzeit nicht eindeutig aus dem Gesetzeswortlaut und der Geset-
zesbegrundung. Daher wird hierzu in den Anmerkungen ein Formulierungs-
vorschlag gemacht (siehe unten: ,,ad Artikel 2 Nr. 2b*). Ferner machen wir
einen Vorschlag, wie die beabsichtigte Beschleunigungswirkung weiter er-
hoht werden kann (siehe: Anregung zur Anderung des § 18 Abs.1a Satz 5
AEG). Hierdurch sollen Falle vermieden werden, in denen die Planfeststel-
lungsunterlagen vollstandig erarbeitet wurden, dann jedoch von der Behorde
festgestellt wird, dass eine UVP und damit auch eine Planfeststellung nicht
erforderlich ist.

Seite
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Artikel 4 — Anderung des UVPG

Der Kaoalitionsausschuss hatte sich dafur ausgesprochen, EU-rechtliche
Spielrdume zugunsten der Einfuhrung sogenannter Schwellenwerte im Ge-
setz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) auszunutzen, wonach
unterhalb bestimmter Schwellenwerte zukunftig weder einer UVP noch einer
UVP-Vorprifung bedirfen. Aufgrund fehlender Schwellenwerte ist derzeit
im Bereich Schiene sehr vielen VVorhaben eine zeitintensive UVP-Vorpru-
fung obligatorisch, die jedoch in rund 90 Prozent der Félle zum Ergebnis
kommt, dass keine UVP-Pflicht besteht. Daher ist folgerichtig, wenn der Ge-
setzentwurf nun erstmals flr Schiene Schwellenwerte vorsieht. Jedoch sind
hier die EU-rechtlichen Spielrdume noch nicht vollstdndig genutzt. In den
Anmerkungen (siehe unten) werden konkrete Vorschlage gemacht, wie diese
noch starker genutzt werden sollten.

Der BDI sieht die Bundesregierung aufgefordert, rasch zu prifen, inwieweit
die in dem vorliegenden Gesetzesentwurf sowie die hier ergdnzend dazu ge-
machten Vorschlage zur Anderung des UVPG auch im Bereich anderer Ver-
kehrstrager Anwendung finden kdnnen.

Artikel 5 — Anderung des ROG

Die Verpflichtung sowohl zu Raumordnungsverfahren (ROV) wie auch zu
Planfeststellungsverfahren (PFV) — erganzt um eine frithzeitige Offentlich-
keitsbeteiligung (8 25 Verwaltungsverfahrensgesetz) — fuhrt im hohen MaRe
zu Doppelungen. Diese betrifft dabei vor allem die damit dreimal erfolgende
Offentlichkeitsbeteiligung (frilhe Offentlichkeitsbeteiligung durch den Vor-
habentrager, Offentlichkeitsbeteiligung durch die Raumordnungsbehérde so-
wie das Anhdrungsverfahren als Teil des PFV durch die Planfeststellungsbe-
horde) sowie die jeweils sowohl im ROV wie im PFV obligatorische Um-
weltvertraglichkeitspriifung (UVP). Der Koalitionsbeschluss hatte sich daher
zu Gunsten moglichst einer Zusammenlegung beider Verfahren bzw. zu einer
Verzahnung zwischen ROV und PFV ausgesprochen. Es wirden mit dem
vorliegenden Entwurf jedoch nicht rund die Halfte der ROV entfallen — wie
in der Gesetzesbegriindung ermittelt, sondern es wiirden ROV allenfalls in
wenigen Fallen entfallen.

Ursachlich hierfur ist im Entwurf in § 15 Absatz 5 eine Regelung, wonach
auch ohne Antrag ein ROV erfolgen soll, wenn die Raumordnungsbehdrde
raumbedeutsame Konflikte befurchtet. In der Gesetzesbegrindung wird
hierzu erldutert, dass diese auch dann vorliegen, wenn grof3rdumige Trassen-

alternativen in Betracht kommen. Derartige Alternativen kommen jedoch
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selbst vielfach bereits bei kleineren ROV wie bspw. bei der Schiene beim
Neubau von Verbindungskurven in Betracht. Bleibt es daher bei der vorlie-
genden Regelung wirde allenfalls nur in Ausnahmefallen ein ROV entfallen
konnen. Die fiir die betroffene Offentlichkeit nur schwer nachvollziehbare
und auch fir sie aufwendige Praxis einer dreifachen Beteiligung wirde be-
stehen bleiben. In Absatz 5 sollte daher eine Regelung aufgenommen wer-
den, dass in Fallen, in denen eine abschnittstibergreifende friihe Offentlich-
keitsbeteiligung, die die Kriterien nach 8 25 Abs. 3 VwWVITG erfullt, dazu
fuhrt, dass auf das ROV zu verzichten ist.

Die verbleibende ROV sollten ferner entsprechend des Koalitionsausschus-
ses verzahnt werden, indem auf derzeit doppelte Verpflichtung zur UVP ver-
zichtet wird. Zudem geht diese Verpflichtung tber die EU-rechtlichen An-
forderungen hinaus. Die Regelung § 49 im Gesetz Uber die Umweltvertrag-
lichkeitsprifung (UVPG) sollte daher gestrichen werden.

Die in Artikel 5 vorgesehenen Vorst6Re zur Digitalisierungsthemen sind aus-
driicklich zu begrifen. Wichtig ist jedoch, dem Vorhabentrager stets die
Maoglichkeit zu lassen, auf die Form einer Online-Auslage bzw. Online-Ver-
offentlichung zu verzichten, da durch den niederschwelligen Zugang zu und
durch die einfache Verbreitbarkeit von konkurrenz- und sowie sicherheitsre-
levanten Informationen, neue Risiken entstehen kénnen.

Neuer Artikel 7 — Anderung des BNatSchG

Fur den engeren Kreis der durch den Entwurf tangierten Genehmigungspra-
xis sieht der BDI Erganzungsbedarf im BNatSchG hinsichtlich der Definition
des Begriffs des ,,Eingriffes* in Bezug auf bauliche MaRnahmen auf Fl&chen,
die dem offentlichen Verkehr als 6ffentliche VVerkehrswege dienen (siehe un-
ten ,,Neuer Artikel 7¢)
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IV. Anmerkungen zum Entwurf

ad Artikel 1 Nr. 1 ee)

Erweiterung der Erstzusténdigkeit des OVG fiur Planfeststellungsverfahren
nach dem BBergG.

Die Planfeststellungspflichtigkeit bergbaulicher Vorhaben richtet sich vor-
nehmlich nach 8 52 Abs. 2a BBergG i.V.m § 57c BBergG.

Der Planfeststellungspflicht unterliegen damit bergbauliche Vorhaben, fir
die eine Umweltvertraglichkeitsprifung durchzufuhren ist. Dann handelt es
sich um ein sog. ,,Obligatorisches Rahmenbetriebsplanfeststellungsverfah-
ren.

In der Tat erscheinen die Verwaltungsgerichte teilweise aktuell wegen der
Spezialmaterie des BBergG bei der Behandlung von Zulassungsentscheidun-
gen zu Rahmenbetriebsplanen tberfordert. Rahmenbetriebspléane decken in
der Regel das komplexe bergbauliche Gesamtvorhaben mit all seinen Aus-
wirkungen und Folgen ab (vgl. § 52 Abs. 2 Nr. 1 BBergG). Nach MaRgabe
der geltenden Gesetzes- und Rechtssprechungslage sind bereits hier die Ab-
wégungen des Vorhabens mit dem Allgemeinwohl umfassend vorzunehmen.
Hinzu kommt, dass bei flachengreifenden Bergbauvorhaben (Braunkohlen-
tagebaue in NRW) rdumlich mehrere Gerichtsbezirke betroffen sein kdnnen
und somit mehrere Verwaltungsgerichte mit derselben Zulassungsentschei-
dung fiir einen Rahmenbetriebsplan nach 8 52 BBergG befasst sein kdnnen.
Unterschiedliche und sich widersprechende Urteile kdnnen die Folge sein.
Deshalb ist es unbedingt sinnvoll, Entscheidungen zu Rahmenbetriebsplénen
bei den OVG schon fur die 1. Instanz zu bundeln.

Allerdings ist es zu kurz gegriffen, insofern nur auf Planfeststellungsverfah-
ren (d.h. Rahmenbetriebsplane, die in einem Planfeststellungsverfahren erge-
hen) abzustellen. Die nach § 52 Abs. 2 b Satz 2 BBergG vom Gesetz her
maoglichen sog. Fakultativen Rahmenbetriebspléne, die nicht der Planfeststel-
lungspflicht unterliegen, stehen umfangsmaRig in ihrer Festsetzungsregelung
den Rahmenbetriebsplanen, die mittels einer Planfeststellung zugelassen
werden, in Nichts nach. Auch sie regeln in der Regel das bergbauliche Ge-
samtvorhaben, die Planfeststellung ist nur deshalb nicht erforderlich, weil
und wenn die die Planfeststellung auslésende UVP nach § 52 Abs. 2 b Satz
2 BBergG bereits im vorgelagerten Braunkohlenplanverfahren durchgefiihrt
worden ist und es deshalb nach dem Bergrecht keines planfeststellungspflich-
tigen Rahmenbetriebsplanes mehr bedarf.

Die Rechtslage fur Braunkohlentagebaue in NRW stellt sich also so dar, dass
in NRW weiterhin die erstinstanzliche Zustandigkeit der Verwaltungsge-
richte bei Klagen gegen (fakultative) Rahmenbetriebsplanzulassungen gege-
ben ware. Gerade in NRW aber, in der der Grofiteil der bergbaulichen
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Anpassungen der Braunkohlentagebaue aufgrund des Kohleausstieggesetzes
stattfinden wird und muss, ist die Erstzustandigkeit des OVG im Sinne der
ziigigen Erlangung der Rechts- und Planungssicherheit bei der Umplanung
der Tagebaue zur Vermeidung eines Betriebsstillstandes unbedingt erforder-
lich.

Es wird deshalb angeregt, die erstinstanzliche Zustandigkeit des OVG nicht
nur flr planfestgestellte Rahmenbetriebsplane sondern auch fur fakultative
Rahmenbetriebsplane festzuschreiben. Andernfalls wirde die geplante Rege-
lung in NRW im geschilderten Zusammenhang leerlaufen.

Vorschlag fiir die Anderung des Art. 1 Ziffer 1 ee) Nr. 13:
,Planfeststellungen und fakultative Rahmenbetriebsplanzulassungen nach
dem Bundesberggesetz*.

ad Artikel 1 Nr. 3

Anregung zur Prazisierung ,Infrastrukturvorhaben von tberregionaler Be-
deutung“

Das Gesetz regelt in Artikel 3 den Entfall der aufschiebenden Wirkung von
Anfechtungsklagen fir Windenergieanlagen mit einer Gesamthohe von gro-
Rer als 50 Metern.

Mit Artikel 1 Nr. 3 wird Gleiches fiir ,,Infrastrukturvorhaben, die von tber-
regionaler Bedeutung sind* vorgeschlagen. Dabei handelt es sich mdglicher-
weise um einen zu unbestimmten Begriff, der auch in der Begriindung nicht
greifbarer wird. Er weicht auch von den im Raumordnungsrecht gel&ufigen
Begrifflichkeiten der ,,Raumbedeutsamkeit® bzw. ,,iiberértlichen Bedeutung*
ab, so dass diese jedenfalls nicht als Interpretationshilfe dienen kénnen. Hier
ist die Gefahr zu sehen, dass nicht nur bei BImSch-Projekten, sondern auch
bei kleineren Trassenprojekten nicht klar ist, ob das Vorhaben als ,,Infrastruk-
turprojekt™ im Sinne der Vorschrift einzuordnen ist oder nicht. Die Behorde
weill damit im Zweifel erst im Eilverfahren, ob eine formale Anordnung des
Sofortvollzugs vorgenommen hétte werden miissen oder nicht.

Abhilfe wirde schaffen, den § 63 BImSchG auf ,,Stromerzeugungsanlagen‘
zu beziehen. Es gibt aus immissionsschutzrechtlicher Sicht keinen sachlichen
Grund, dieses Privileg nur fir Windenergieanlagen gelten zu lassen. Falls
man die Regelung in 8 80 Abs. 2 beibehalten will, sollte eine scharfere Kon-
turierung des Begriffs ,,Infrastrukturvorhaben von Uberregionaler Bedeu-
tung“ gepruft werden
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ad Artikel 1 Nr. 6

Hinweis zu § 188b VwWGO

Zum neuen § 188b ist darauf hinzuweisen, dass wir mit der Bildung von Se-
naten, die u. a. fur das Planungsrecht zustandig sind in vielen Landern sehr
gute Erfahrung gemacht haben. Angesichts des bundesweiten Planungshoch-
laufs fur alle Infrastrukturen, sollte in jedem Bundesland entsprechendes Pla-
nungs-Know-how bei den Gerichten vorhanden sein.

ad Artikel 2 Nr. 1

§ 2 Abs. 7f AEG - Definition Unterhaltung

Wir regen an, in der Gesetzesbegriindung zu 8 2 Abs. 7f AEG folgenden Satz
Zu erganzen:

,unterhaltungsmafnahmen umfassen insbesondere die Instandhaltung einer
Anlage (vgl. DIN 31051). “

Begrundung: Die in Bezug genommene DIN kennt neben der Instandhaltung,
z.B. auch die Instandsetzung und Wartung. Um sicherzustellen, dass alle
diesbezlglichen Begriffe erfasst sind, sollte der Zusatz ,,insbesondere* erfol-
gen. Zum neuen § 188D ist darauf hinzuweisen, dass wir mit der Bildung von
Senaten, die u. a. fir das Planungsrecht zustandig sind in vielen Landern sehr
gute Erfahrung gemacht haben.

ad Artikel 2 Nr. 2b

8 18 Abs. 1a AEG weitere neue Satze

Da die Regelung nicht als lex spezialis ausgestaltet ist und nicht nur durch
Satz 6 aufgeweicht wird, sondern auch erheblich durch die Begriindung,
ohne, dass Klarheit hergestellt wird, bergen die Regelungen enorme Gefah-
ren fur die Projektverantwortlichen, ohne eine wirkliche Beschleunigung zu
erreichen.

Der neue Satz 2 des § 18 Abs. 1a AEG (,,Fiir die in Satz 1 Nummer 1 bis 4
genannten EinzelmaBnahmen ist keine weitere baurechtliche Zulassung er-
forderlich; landesrechtliche Regelungen bleiben unberiihrt.*) ist unklar. Zum
einen wird weder aus dem Gesetzeswortlaut noch aus der Gesetzesbegriin-
dung erkennbar, welche ,,baurechtlichen Zulassungen* gemeint sein sollen.
Denkbar scheinen berhaupt nur Baugenehmigungserfordernisse nach den
Landesbauordnungen, soweit diese Uberhaupt auf VVerkehrsanlagen Anwen-
dung finden. Sofern beispielsweise bei MaRnahmen fir die digitale Schiene
(wohl gemeint mit ERTMS) digitale Stellwerke in Gebdude oder
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Modulgebéude errichtet werden, ist nach dem Gesetzeswortlaut zweifelhaft,
ob fur diese Gebaude etwaige Baugenehmigungserfordernisse nach Landes-
baurecht greifen sollen oder durch die bundesrechtliche Regelung verdréngt
werden sollen, da nach dem zweiten Halbsatz der Neuregelung landesrecht-
liche Regelungen gerade unberihrt bleiben sollen. Dies bedirfte daher einer
Klarstellung. Nach unserem Verstandnis sollen die landesrechtlichen Bauge-
nehmigungserfordernisse verdrangt werden, damit die Situation mit einer
Planfeststellung vergleichbar ist (Konzentrationswirkung). Dies ergibt sich
allerdings — wie ausgefuhrt — derzeit nicht eindeutig aus dem Gesetzeswort-
laut und der Gesetzesbegriindung. Wir wirden daher folgende Anpassung
des Satzes vorschlagen:

,Fur die in Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten EinzelmafBnahmen ist keine
weitere baurechtliche Zulassung nach Bundes- und Landesrecht erforderlich;
fandesrechthiche-Regelungen-bleiben-unberithrt™. Ferner sollte in der Geset-
zesbegrundung ausdrucklich als Beispiel insoweit die Baugenehmigung auf-
gefuhrt werden. Nach unserem Verstdndnis fallen unter den Begriff der ,,bau-
rechtlichen Zulassungen® auch solche nach dem Denkmalschutzrecht. Dies
sollte vorsorglich in der Gesetzesbegriindung klargestellt werden.

Angesichts der Zustandigkeit der Lander fiir die Nacht-, Sonn- und Feiertags-
arbeiten wird - wie im Entwurf vorgesehen (8 18 Abs. 1a Satz 3 AEG) - die
dringende Notwendigkeit der Antragsmoglichkeit im Falle der Betroffenhei-
ten Dritter gesehen.

Anregung zur Anderung des § 18 Abs.l1a Satz 5 AEG

Die in 8 18 Abs.1a Satz 5 vorgesehene Konstruktion, dass wenn fur das VVor-
haben die Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung be-
stehen kann, der Trager des Vorhabens die Feststellung des Planes nach Ab-
satz 1 Satz 1 zu beantragen hat, damit dann das EBA die UVP-Pflicht prufen
kann, und bei deren Verneinung das Verfahren dann wieder beenden kann
(vgl. hierzu auch die Gesetzesbegriindung auf S. 31), hat flr die Praxis aller
Voraussicht nach keine wirkliche Beschleunigungswirkung. In einem sol-
chen Fall mussen die Planfeststellungsunterlagen vollsténdig erarbeitet wer-
den, dann wird der Antrag eingereicht und dann festgestellt, dass eine UVP
und damit eine Planfeststellung nicht erforderlich ist. Entweder fihrt der VVor-
habentrager dann das Verfahren doch freiwillig durch (weil ohnehin schon
alle Unterlagen eingereicht wurden) oder er bricht es ab und muss dann aber
noch die Einzelgenehmigungen nach anderen Gesetzen einholen; den Plan-
feststellungsantrag hat man dann aber ,,umsonst® erstellt. Eine wirkliche Be-
schleunigungswirkung ist damit daher aller VVoraussicht nach nicht verbun-
den. Dies betrifft immer die in § 18 Abs. 1a Satz 1 Nr. 1 und 4 AEG aufge-
fuhrten Mainahmen, da flr diese nach § 14a Abs. 2 und 3 UVPG immer eine
standortbezogene bzw. eine allgemeine Vorprifung im Einzelfall besteht.
Das heift, fiir diese beiden Maflnahmentypen des § 18 Abs.1a ,.kann‘ immer
»die Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung beste-
hen*, mit der Folge, dass insoweit immer zunéchst ein Antrag nach § 18 Abs.
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1 Satz 1 AEG einzureichen ist. Um dies zu vermeiden, wirden wir folgende
Umformulierung vorschlagen:

... Kann fiir das Vorhaben die Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltver-
traglichkeitsprifung bestehen, hat der Trager des Vorhabens die Feststel-
lung des Bestehens oder Nichtbestehens der Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung nach 8 5 UVPG bei der zustandigen Behdrde
zu beantragen.

Ergibt die Feststellung nach 8 5 UVPG, dass eine Pflicht zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht, hat der Trager des Vorhabens
die Feststellung des Plans nach § 18 Abs. 1 Satz 1 AEG zu beantragen. *

Somit ware das Verfahren auf die Feststellung nach § 5 UVPG und die Ein-
reichung der fir 8 5 UVPG notwendigen Unterlagen (Screeningbogen) be-
schrénkt und es muss kein vollstandiger Antrag nach § 18 Abs. 1 Satz 1 AEG
eingereicht werden, der sich bei Verneinung der UVP-Pflicht als tberflissig
herausstellt.

Im Gesetzeswortlaut des § 18 Abs. 1a Satz 5 AEG (,,Kann fiir das Vorhaben
die Pflicht zur Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung bestehen,
hat der Trager des Vorhabens die Feststellung des Planes nach Absatz 1 Satz
1 zu beantragen. **) spiegelt sich zudem nicht das vom Gesetzgeber nach der
Gesetzesbegriindung Gewollte wieder. Dort heif3t es (S. 31):

,, Kann fiir das Vorhaben eine UV P-Pflicht bestehen, hat der Vorhabentréger
die Feststellung des Planes nach § 18 Absatz 1 Satz 1 Allgemeines Eisen-
bahngesetz zu beantragen. Die Planfeststellungsbehdrde fuhrt aufgrund die-
ses Antrags eine UVP-Vorprifung durch. Besteht eine UVP-Pflicht fiir die
geplante Baumalinahme, ist weiterhin ein Planfeststellungsverfahren durch-
zufiihren. Ergibt die UVP-Vorprifung, dass keine UVP-Pflicht gegeben ist,
ist das Bauvorhaben nach 8§ 18 Absatz 1 Satz 5 Allgemeines Eisenbahngesetz
von dem Erfordernis einer planungsrechtlichen Genehmigung ausgenom-

6

men.

Der aktuelle Gesetzeswortlaut des 8 18 Abs. 1a Satz 5 AEG suggeriert je-
doch, dass eine Planfeststellung nach § 18 Abs. 1 Satz 1 AEG durchzufiihren
ist, wenn eine UVP-Pflicht bestehen ,kann®“. Aus dem Gesetzeswortlaut
ergibt sich demgegeniber nicht, dass wenn der Antrag auf Planfeststellung
gestellt wurde, danach das EBA festgestellt hat, dass nach der Einzelfallpri-
fung keine UVP-Pflicht besteht, das Verfahren dann aber wieder beendet
werden kann. Dies msste in dem Gesetzeswortlaut klargestellt werden, so-
fern nicht der vorstehend vorgeschlagenen Formulierungsédnderung gefolgt
wird.
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ad Artikel 2 Nr. 2c

Anregung zur Anderung des § 18 Abs. 3 AEG

§ 18 Abs. 3:,,(3) Unterhaltungsmafnahmen bediirfen keiner verherigen-Plan-
feststelung-oderPlangenehmigung Entscheidung nach § 18 AEG.“

Begriindung: Auch der ,,Entfall* von Planfeststellung oder Plangenehmigung
nach § 74 Abs. 7 VWVfG muss erfasst werden.

ad Artikel 2 Nr. 3

Anregung zur Anderung des § 21 Abs. 8 AEG

§ 18 Abs. 3: ,,(3) Unterhaltungsmafinahmen bediirfen keiner vorherigen Plan-
feststellung

»(8) Die Absitze 1 bis 7 gelten entsprechend fiir Grundstiicke, die fiir Unter-
haltungsmaBnahmen benotigt werden. Bei Unterhaltungsmalinahmen bedarf

es nicht der vorherigen PlanfeststeHung—oderPlangenehmigung Entschei-
dung nach § 18 AEG.*

Begriindung: wie oben zur Anderung des § 18 Abs. 3 AEG

ad Artikel 2 Nr. 4

Anregung zur Konkretisierung der Neuregelung in § 22 Abs. 1 AEG

Zur Neuregelung in 8 22 Abs. 1 AEG, soweit sie die Unterhaltung betrifft,
regen wir an, zu konkretisieren, welche Voraussetzungen konkret durch die
zustandige Landesbehorde bei der Feststellung der Zuléssigkeit der Enteig-
nung zu prufen sind

ad Artikel 4 Nr. 3

Anregung zur Anderung von § 14a Abs. 1 UVPG

Wir regen an, den in § 14a Abs. 1 Nr. 4 und 5 UVPG verwendeten Begriff
der ,,Erneuerung* zu streichen und durch ,,Anderung“ zu ersetzen sowie den
Begriff der ,,Eisenbahniibergidnge* durch ,,Kreuzungen von Eisenbahnen mit
Verkehrswegen* zu ersetzen:

,(...) 4. der Erneuerung Anderung von Eisenbahnilbergangen Kreuzungen

von Eisenbahnen mit Verkehrswegen sowie
5. der Erpeverungund Anderung eines Durchlasses.*
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Begrundung:

1. Es bleibt unklar, wie der Begriff der ,,Erneuerung® vom Gesetzgeber ver-
standen und zum Begriff der ,,Anderung* abgegrenzt wird. Eine gesetzliche
Definition des Begriffs findet sich weder im AEG noch im UVPG. Vielmehr
soll im Zuge des Investitionsbeschleunigungsgesetzes der in § 22b AEG ver-
wendete Begriff der ,,Erneuerung® wieder gestrichen und durch den Begriff
der ,,Unterhaltung® ersetzt werden. In dem neuen 8§ 14a Abs. 1 UVPG wird
der Begriff der ,,Erneuerung® mehrfach verwendet teilweise als Unterfall ei-
ner ,,Anderung® im Sinne des UVPG teilweise neben dem Begriff der ,,An-
derung® (vgl. § 14a Abs. 1 ,Keiner Umweltvertriglichkeitspriifung bedarf
die Anderung eines Schienenwegs oder einer sonstigen Bahnbetriebsanlage
nach den Nummern 14.7 und 14.8 der Anlage 1 UVPG, soweit sie lediglich
aus den folgenden EinzelmalRnahmen besteht: (...) 4. der Erneuerung von Ei-
senbahniibergangen sowie 5. der Erneuerung und Anderung eines Durchlas-
ses.”) Das UVPG kennt den Begriff der ,,Erneuerung® eigentlich nicht und er
spricht auch nicht der Systematik des 8 9 UVPG, bezogen auf den letztlich §
14a UVPG eine Sonderregelung enthélt. § 9 UVPG spricht vielmehr nur von
der ,,Anderung”. Um von der Verwendung der Begrifflichkeiten einen
Gleichklang mit § 9 UVPG zu erreichen und um Auslegungsschwierigkeiten
bezogen auf den unklaren Rechtsbegriff der ,,Erneuerung® zu vermeiden,
sollte dieser gestrichen werden.

2. Der bislang im Gesetz verwendete Begriff ,,Eisenbahniibergidnge* ist nicht
definiert. Wir gehen davon aus, dass damit samtliche Kreuzungen von Eisen-
bahnen mit jeder Art von Verkehrswegen (z.B. 6ffentlich-rechtliche und pri-
vate Stralen, Wege — jeweils als Bahniibergénge und als Uberfiihrungen) er-
fasst werden sollen. Dementsprechend ist eine Anpassung des Gesetzeswor-
tlauts, wie oben vorgeschlagen, erforderlich.

Anregung zur Anderung des § 14a Abs. 1 UVPG

Wir regen an, die Ziffer 2 des § 14a Abs. 2 in den Abs. 1 zu verschieben und
folgende weitere zwei Ziffern in § 14a Abs. 1 UVPG aufzunehmen:

XXX die Ausstattung einer bestehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung
auf einer Lange von weniger als 5 Kilometern,

XXX die Erweiterung einer Bahnbetriebsanlage mit einer Flacheninan-
spruchnahme von weniger als 2.000 m? “

Begriindung:

1. Es handelt sich um Wénde an bestehenden Strecken. In der Vergangenheit
wurden bei L&rmsanierungsmalRnahmen keine wie in der Gesetzesbegriin-
dung aufgefuhrten Konflikte bezogen auf eine Barrierewirkung bekannt. Da
die materiell-rechtlichen Artenschutzerfordernisse unberihrt bleiben,
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kdnnten potenziell im Einzelfall auftretende Konflikte Gber das Artenschutz-
recht geldst werden (88 44 f. BNatSchG).

2. Bei solchen MalRnahmen wie Elektrifizierungsinseln oder die Elektrifizie-
rung einer ,,letzten Meile* sind keine Konflikte zu erwarten, die zu erhebli-
chen nachteiligen Umweltauswirkungen fiihren kdnnen. Bezogen auf die Ar-
tenschutzerfordernisse gilt zudem das vorstehend Gesagte.

Anregung zur Anderung von § 14a Abs. 2 und 3 UVPG

Wir regen an, § 14a UVPG an die in § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG enthaltene
Wertung anzupassen. Danach ist beim VVorhandensein von Schwellenwerten
fiir die Vorpriifung die UVP-Pflichtigkeit der Anderung per se ausgeschlos-
sen, wenn bereits die Schwellenwerte nicht erreicht werden. Um dies zu er-
reichen, sind in § 14a Abs. 2 die Ziffer 3 und in Abs. 3 die Ziffer 2 und 3 zu
streichen.

Begriindung: Herstellung des Gleichklangs mit § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG
und damit Verhinderung einer Schlechterstellung der genannten MaRnahmen
gegenuber anderen Vorhaben, fur die Schwellenwerte vorhanden sind.

ad Artikel 4 Nr. 4

Ferner scheinen uns die Neufassungen in Ziffer 14.7 und 19.13 der Anlage 1
zum UVPG von der dahinterstehenden Wertung ,,verdreht. In 14.7 wird ge-
regelt, dass der Bau von Bahnstromfernleitungen ,,auf dem Gelidnde der Be-
triebsanlage oder entlang des Schienenwegs* immer der UVP-Pflicht unter-
liegt. Fur die Gbrigen Bahnstromfernleitungen (also fir selbstandig gefiihrte
Bahnstromfernleitungen) gilt hingegen dann 19.13, der also fur nicht auf dem
Geldnde der Betriebsanlage oder entlang der Schienenwege zu bauende
Bahnstromfernleitungen ,,nur* eine Vorpriifungspflicht bzw. eine standort-
bezogene Vorprifungspflicht vorsieht. Diese Wertung erscheint unseres Er-
achtens insoweit nicht nachvollziehbar, als dass Anlagen auf dem Betriebs-
geléande/entlang des Schienenweges als per se beeintrachtigender fur die Um-
welt angesehen werden und daher eine UVP-Pflicht zwingend angeordnet
wird, als Anlagen, die auBerhalb des Betriebsgeldandes/des Schienenweges
angeordnet werden. Unseres Erachtens sind die Umweltauswirkungen im zu-
letzt genannten Fall normalerweise aber hoher, da sie eben nicht auf bereits
baulich belasteten Flachen erfolgen. Aus der Gesetzesbegriindung lasst sich
hierzu auch nichts weiter fiir den Hintergrund ableiten.

AuRerdem ist es aufgrund der bisherigen Praxisfalle nahezu ausgeschlossen,
dass ,,.Bahnstromfernleitungen auf dem Geldnder der Betriebsanlage oder
entlang des Schienenwegs* errichtet werden. Bahnstromfernleitungen dienen
der Zufiihrung von elektrischer Energie und verlaufen daher in der Regel
,uber Land* hin zu den Schienenwegen und sonstigen Betriebsanlagen (z.B.
Unterwerk).
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Wir regen daher an, dass in der Ziffer 14.7 der Zusatz ,,auf dem Geladnde der
Betriebsanlage oder entlang des Schienenwegs* zu streichen:

»Bau eines Schienenweges von Eisenbahnen mit den dazugehorigen Be-

triebsanlagen sowie Bahnstromfernleitungen auf-dem-Gelande-derBetriebs-
anlage-oder-entlang-des-Schienenwegs™

ad Artikel 5Nr. 1
zu d) aa)

Die Aufhebung des Satzes 1 ist nur akzeptabel, weil die Regelung in Absatz
5 verschoben wird.

zu d) bb)

Die Regelung in dem neuen Satz 2 (,,zeitnah®) ist fiir Planfeststellungsver-
fahren ein frommer Wunsch, da es noch erheblicher Planungsschritte bedarf,
um nach dem Ergebnis eines Raumordnungsverfahrens (ROV) Planfeststel-
lungsreife zu erreichen. Die Begriindung zu diesem Satz ist nachvollziehbar,
andert jedoch auch nichts an der Tatsache, dass weitere Planungen erforder-
lich sind. Zutreffend in der Begriindung ist auch, dass die Planfeststellungs-
behorde das Ergebnis des ROV lediglich berticksichtigen muss und nicht da-
ran gebunden ist.

Genau diese Tatsache steht unseres Erachtens jedoch auch dem neuen Satz 4
entgegen. Die Planfeststellungsbehdrde wird nicht auf die Priifung verzichten
konnen. Der Satz ist daher zu streichen.

Satz 5 ist ebenfalls zu streichen, da anderenfalls mehrere ROVs fir ein Vor-
haben entstehen kdnnen, so ist die Begriindung auf Seite 39 zu verstehen.
Das ROG kann unseres Erachtens keine VVorgaben fur das Zulassungsverfah-
ren machen; dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund des 1) g)

Zu e)

Nach der Gesetzesbegriindung zu Absatz 5 wird bei linienhaften VVorhaben
nie auf ein Raumordnungsverfahren verzichtet werden konnen. In Absatz 5
sollte daher eine Regelung aufgenommen werden, dass in Fallen, in denen
eine abschnittstibergreifende friine Offentlichkeitsbeteiligung, die die Krite-
rien nach § 25 Abs. 3 VWVITG erfillt, dazu fihrt, dass auf das ROV zu ver-
zichten ist.
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ad Artikel 6

Ergénzung § 1 Satz 1 ROV

8 1 Satz 1 sollte wie folgt ergénzt werden:

,»-...und liberortliche Bedeutung haben, sofern keine abschnittsibergreifende
friihe Offentlichkeitsbeteiligung stattgefunden hat, die den Anforderungen an
§ 25 Abs. 3 VwVIG geniigt.”

Begriindung:
Siehe die vorstehenden Ausfiihrungen zu Artikel 6 ROG, Ziffer 1e).

Neuer Artikel 7

Anregung fur eine Ergdnzung 8 14 BNatSchG
Wir regen an, § 14 BNatSchG um folgenden Absatz zu ergénzen:

..(4) Nicht als Eingriff gelten bauliche Mafnahmen auf Fldachen, die nach § 4
Nummer 3 dem Offentlichen Verkehr als 6ffentliche Verkehrswege dienen,
wenn diese keiner baurechtlichen Zulassung bedirfen und die Ziele des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege beriicksichtigt werden.*

Begrundung: Die MaRnahme dient der Funktionssicherung des Verkehrswe-
ges. Der Biotop- und Artenschutz sowie die Regelungen zu Natura 2000 fin-
den auf diesen Flachen weiterhin Anwendung. Entsprechende MaRnahmen
muissen im Einzelfall mit der zustdndigen Naturschutzbehorde abgestimmt
werden.
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V. Weiterer Handlungsbedarf

Infrastrukturen aller Verkehrstrager bertcksichtigen

Der BDI fordert die Bundesregierung auf, rasch zu prufen, inwieweit Rege-
lungen zur Beschleunigung von Infrastrukturprojekten, die bisher nur fir ein-
zelne Verkehrstréger gelten bzw. gelten sollen, auch auf andere Verkehrstré-
ger Ubertragbar sind. Handlungsbedarf besteht aus Sicht des BDI in Bezug
auf die Ermoglichung von Malinahmengesetzen auch im Bereich der Bun-
desfernstralen sowie die in diesem Entwurf vorgesehenen Anderungen be-
zuglich der Umweltvertraglichkeitsprifung im Bereich der Schieneninfra-
struktur.

EU-Initiative zur Einschrankung missbrauchlicher Klagefiihrungen

Um missbréuchliche Klagefiihrungen entgegenzuwirken, sollte die Bundes-
regierung auf EU-Ebene eine Initiative anstoRRen, die sich gegen Klagefiih-
rungen mit dem ausschliel3lichen Ziel der Verzégerung unanfechtbaren Bau-
rechts richtet.

Widereinfihrung der materiellen Préklusion

Gutachten zur Stichtagsregelungen

In vielen Fallen verzogern sich insbesondere GroRRprojekte mit ihren ohnehin
schon komplexen Genehmigungsverfahren aufgrund von Gesetzesénderun-
gen. Urs&chlich hierfir ist, dass es fiir die RechtméaRigkeit der Genehmigung
auf den Zeitpunkt ihres Erlasses ankommt. Daher missen auch Gesetzesén-
derungen noch Eingang in die Planung finden, was regelmaRig zu zeitinten-
siven Umplanungen fihrt. Bei einer Stichtagsregelung legt hingegen der Ge-
setzgeber fest, dass fiir die in der Vergangenheit begonnenen Sachverhalte
weiterhin die alte Rechtslage anwendbar ist. Dies kann zu signifikant schnel-
leren Verfahren fuhren. Nur flr einzelne Sachverhalte wird bereits von Stich-
tagsregelungen Gebrauch gemacht. Der Koalitionsausschuss hatte sich daher
fur die Prufung der Einflhrung weiter Stichtagsregelung ausgesprochen.

Dem vorliegenden Entwurf nach scheint diese Prifung mindestens nicht ab-
geschlossen zu sein. Soweit dieses noch nicht erfolgt ist, regen wir die Be-
auftragung eines wissenschaftlichen Gutachtens zu Stichtagsregelungen an.
Bereits im Rahmen dieses Gesetzgebungsverfahren konnte eine Regelung
eingefligt werden, die zumindest die Transparenz zum Thema
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Stichtagsregelungen verbessert. Bei Gesetzesanderungen sollte im Rahmen
der Ermittlung des Erflllungsaufwands durch den Gesetzgeber zumindest ein
qualitative Abschéatzung erfolgen, ob es zu Erfullungsaufwand in Form von
Umplanungen bei Bauvorhaben kommen kann, die in Folge des Gesetzes
notwendig werden.

Anderung der AVV Baularm

Ebenso hatte sich der Koalitionsausschuss zugunsten der Prufung der Ver-
waltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm (AVV Baularm von 1970)
ausgesprochen, wonach allein aufgrund dieser VVorschrift kein PFV gefiihrt
werden sollte. Diese Situation entsteht dabei auch bei Larmsanierungsmali-
nahmen, die der dauerhaften Reduktion der vom Verkehr ausgehenden Lér-
mimmissionen dienen. Wegen Bauldrms an nur wenigen Tagen bzw. in we-
nigen Né&chten verzogert sich der Bau des Larmschutzes um bis zu einem
Jahr. Daher sollte noch in dieser Legislaturperiode es zu einer Novellierung
der AVV Bauldarm kommen.

Standards zum Artenschutz

Zur Verfahrensbeschleunigung hatte sich der Koalitionsausschuss am 8.
Marz 2020 fur eine starkere Standardisierung im Vollzug des Artenschutzes
ausgesprochen. Wir regen daher an, dass diese durch Schaffung einer ent-
sprechenden Verordnung erfolgt. Von Arten, die besonders haufig Gegen-
stand von Genehmigungsverfahren im Bereich Verkehrsinfrastruktur sind,
sollte eine Regelung noch in dieser Legislaturperiode erfolgen.

Revision der Natura-2000-Richtlinien

Die Natura-2000-Richtlinien sollten u.a. in Bezug auf Bestandsschutz, Indi-
viduenbezug und Kumulation Uberarbeitet werden. Die Artenschutzlisten
sollten nach wissenschaftlichen Kriterien Giberarbeitet werden.
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Uber den BDI

Der BDI transportiert die Interessen der deutschen Industrie an die politisch
Verantwortlichen. Damit unterstitzt er die Unternehmen im globalen Wett-
bewerb. Er verfugt Gber ein weit verzweigtes Netzwerk in Deutschland und
Europa, auf allen wichtigen Markten und in internationalen Organisationen.
Der BDI sorgt fur die politische Flankierung internationaler Markterschlie-
Rung. Und er bietet Informationen und wirtschaftspolitische Beratung fir alle
industrierelevanten Themen. Der BDI ist die Spitzenorganisation der deut-
schen Industrie und der industrienahen Dienstleister. Er spricht fiir 40 Bran-
chenverbande und mehr als 100.000 Unternehmen mit rund 8 Mio. Beschéf-
tigten. Die Mitgliedschaft ist freiwillig. 15 Landesvertretungen vertreten die
Interessen der Wirtschaft auf regionaler Ebene.
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Vorbemerkung

Der BDI hat bereits im Herbst 2019 in seiner Stellungnahme zu dem Geset-
zesentwurf der Bundesregierung zu einem MafRnahmengesetzvorbereitungs-
gesetz (MgvG) deutlich gemacht, dass es nur schwer nachvollziehbar ist,
wenn das Instrument des Malinahmengesetzes zwar bei der Schienen- und
Binnenschifffahrtsinfrastruktur, nicht aber im Bereich der Bundesfernstral3en
zur Anwendung kommt.

Eine solche Beschrankung steht nicht nur in deutlichem Gegensatz zu dem
voraussichtlich noch auf Jahrzehnte fortbestehenden Sanierungs- und
Ausbaustau bei der StraBenverkehrsinfrastruktur in Deutschland, sondern
wird auch der volkswirtschaftlichen Bedeutung des Verkehrstrégers Stral3e
nicht gerecht. Aus Sicht des BDI sollten vielmehr alle Verkehrsinfrastruktu-
ren mit dem gleichen hohen Ambitionsniveau auf mogliche Beschleuni-
gungspotenziale hin evaluiert werden.
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Gesamthafte Bewertung

Die Initiative vermittels eines Bundesfernstraen-Baubeschleunigungsgesetz
Baurecht auch flr bestimmte, besonders bedeutende Bundesfernstra3enpro-
jekte per Parlamentsbeschluss schaffen zu kdnnen, ist ausdriicklich zu befir-
worten.

Aus der Vielzahl der in den vergangenen Monaten bundesgesetzgeberisch
ergriffenen MalRnahmen fiir das Ziel einer Beschleunigung von Planungs-
und Genehmigungsverfahren ist das Instrument des MaRnahmengesetzes
deutlich herauszuheben: Wahrend sich bei der tiberwiegenden Zahl der mdg-
lichen Optimierungen, die der Beschleunigung dienen sollen, spirbare Be-
schleunigungseffekte in der Praxis h&ufig nur dann einstellen, wenn mehrere
Optimierungen zusammenwirken, sind die durch Malinahmengesetze er-
reichbaren Beschleunigungseffekte ungleich groRer.

MaRnahmengesetze kdnnen Infrastrukturprojekte vor Verschleppung und un-
kalkulierbar hohen Zeitbedarfen fur die Umsetzung schiitzen, indem sie miss-
brauchliche Klagefiihrungen einschranken helfen und Anreize zur Uber-
nahme politischer Verantwortung setzen.

Malinahmengesetze ermdglichen im parlamentarischen Prozess eine 6ffent-
liche Verstandigung tber den volkswirtschaftlichen Nutzen und gesamtge-
sellschaftliche Wohlfahrtsgewinne eines Projekts und kénnen so zu mehr Ak-
zeptanz beitragen. Die rationale Abwagung von Vor- und Nachteilen eines
Infrastrukturprojektes und der Ausgleich wirtschaftlicher und gesellschaftli-
cher Interessen ist im Parlament als dem Ort demokratischer Willensbildung
und Entscheidungsfindung am richtigen Ort — Gerichte dagegen kénnen und
sollen das nicht leisten missen.
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Bewertung im Einzelnen

Zu 8?2

Im Entwurf wird in 8 2 der Kreis derjenigen Bundesfernstralenprojekte
definiert, flr die Baurecht zukinftig qua Malinahmengesetz geschaffen wer-
den konnen soll. Die Definition erfolgt wiinschenswert prézise aber den-noch
ausreichend weitgreifend. Dass damit fur ganz verschiedene Typen und eine
grofRe Anzahl von BundesfernstraRenprojekten die Schaffung von Baurecht
gua Maltnahmengesetz ermdglicht wirde, tragt dem groRen Handlungsbedarf
beim Abbau des Sanierungs- und Ausbaustaus Rechnung und ist ausdriick-
lich zu befirworten.

Insbesondere, dass gemal} 8 2 Nr. 2 auch der Ersatzneubau von Briicken mit
Ausbau und gemal3 § 2 Nr. 3 die Beseitigung von Engpéssen, mit denen eine
Verbesserung des Klimaschutzes erreicht werden kann, in den Gegenstands-
bereich aufgenommen werden sollen, ist zu begriien. Eine Beschleunigung
dieser beiden Projekttypen hat besonders positive Wirkungen. Zugleich ist
aber darauf hinzuweisen, dass das MalRnahmengesetz, sieht man von den
Verkehrsprojekten Deutsche Einheit (VDE) ab, fur die parlamentarische Pra-
xis ein Novum darstellt und daher unklar ist, als wie leistungsfahig sich dieser
Weg zur Erlangung von Baurecht darstellen wird.

Insbesondere das Prinzip der parlamentarischen Diskontinuitat setzt der Ka-
pazitat, Entscheidungen Uber Projekte und Varianten herbeizufihren, Gren-
zen und kann auch ein Risiko fiir eine rasche Entscheidungsfindung darstel-
len. Es gilt daher, VVorsorge daftr zu treffen, dass sich die Anzahl der Pro-
jekte, die in die parlamentarische Beratung gezogen werden, einerseits und
die Kapazititen des Parlaments andererseits die Waage halten. Dies kdnnte
beispielsweise im Rahmen einer ambitionierten Pilotierung gewéhrleistet
werden. Im Deutschen Bundestag und im Bundesministerium fur Verkehr
und digitale Infrastruktur mussen ausreichend leistungsfahige Strukturen zur
Abwicklung dieses neuen Typs von Beratungsvorgangen bzw. Stellungnah-
mepflichten vorgesehen werden.

ZuUu82Nr.1

Das Malinahmengesetz soll laut § 2 Nr. 1 u. a. Anwendung finden fir als
vordringlich im Bundesverkehrswegeplan (BVWP) eingestufte Projekte, fur
die seit mehr als sieben Jahren das Planfeststellungsverfahren (PFV)
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eingeleitet, aber nicht abgeschlossen ist. Hierzu ist anzumerken: Sieben Jahre
sind im PFV eine lange Zeit. Zielfihrend kdnnte dagegen eine Flnf-Jahres-
Staffelung sein, deren Prifung wir fir Ihre Gesetzesinitiative anregen moch-
ten: Es ist in der Regel durchaus schon zu einem friihen Zeitpunkt im PFV
abschétzbar, ob das Verfahren nach funf Jahren abgeschlossen werden kann,
oder ob es deutlich mehr Zeit benétigen wird. Zeichnet sich ab, dass deutlich
mehr als finf Jahre erforderlich sein werden, sollte es bereits friiher als nach
der im Entwurf vorgesehenen Sieben-Jahres-Grenze maglich sein, den Deut-
schen Bundestag mit dem Projekt zu befassen. Nicht nur bereits ,,steckenge-
bliebene*, sondern auch Projekte, bei denen ein Steckenbleiben wahrschein-
lich ist, wirden so in den Anwendungsbereich des Malsnahmengesetzes kom-
men.

ZUu82Nr.2

Durch das Gesetz zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und Geneh-
migungsverfahren im Verkehrsbereich wurde der grundsatzliche Verzicht
auf das Erfordernis der Planfeststellung oder der Plangenehmigung bei Er-
satzneubauten von Briicken eingefiihrt. Keine Berticksichtigung erfuhr dabei
jedoch, dass bei Autobahnbriicken haufig neben einer Sanierungsbedrftig-
keit parallel auch eine Ausbauplanung geméll BVWP (Kapazitatserweite-
rung) um weitere Fahrstreifen vorliegt. Alle diese Vorhaben kénnen nicht
von der im Gesetz zur weiteren Beschleunigung von Planungs- und Geneh-
migungsverfahren im Verkehrsbereich eingefiihrten Neuregelung profitieren.
Die in dem vorliegenden Entwurf vorgesehene Aufnahme entsprechender
Projekttypen in den Kreis derjenigen Vorhaben, fur die eine MalRnahmenge-
setzgebung in Frage kommen, wiirde dieses Defizit heilen und ist daher sehr
zu begriien.

Zu84,86

Eine frihe und umfassende Offentlichkeitsbeteiligung kann Einspriiche im
spateren Verfahren verringern. Eine Ausweitung des Kreises der Anzuhdren-
den Uber die bestehenden verwaltungsrechtlichen VVorgaben hinaus erfordert
jedoch schlanke und effiziente Prozesse im Deutschen Bundestag und im in-
volvierten Bundesressort, denn ein Abweichen vom Prinzip der eigenen Be-
troffenheit kann zu einer Flut von Stellungnahmen von Anhérungswilligen
fuhren.

Seite
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Uber den BDI

Der BDI transportiert die Interessen der deutschen Industrie an die politisch
Verantwortlichen. Damit unterstiitzt er die Unternehmen im globalen Wett-
bewerb. Er verfigt lber ein weit verzweigtes Netzwerk in Deutschland und
Europa, auf allen wichtigen Markten und in internationalen Organisationen.
Der BDI sorgt fur die politische Flankierung internationaler

MarkterschlieBung. Und er bietet Informationen und wirtschaftspolitische
Beratung flr alle industrierelevanten Themen. Der BDI ist die Spitzenorga-
nisation der deutschen Industrie und der industrienahen Dienstleister. Er
spricht fur 40 Branchenverbédnde und mehr als 100.000 Unternehmen mit
rund 8 Mio. Beschéaftigten. Die Mitgliedschaft ist freiwillig. 15 Landesver-
tretungen vertreten die Interessen der Wirtschaft auf regionaler Ebene.
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Deutscher Bundestag
Ausschuss fiir Verkehr und
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Philipp-Gerlach e TelBmer 19(15)394-F

Stellungnahme zur 85. Sitzung -
Offentl. Anhérung am 05.10.2020

Ursula Philipp-Gerlach
Rechtsanwaltin
Fachanwaltin fur Verwaltungsrecht

. . , Dirk Te3mer
Kanzlei Philipp-Gerlach e Tefmer - Niddastr. 74 - 60329 Frankfurt/Main
Rechtsanwalt
An den Deutschen Bundestag Tobias Kroll
- Ausschuss fur Verkehr und digitale Infrastruktur — Rechtsanwalt

NiddastralRe 74
60329 Frankfurt/Main

per E-Mail: Tel.: 069 /4003 400-13

verkehrsausschuss@bundestag.de Fax: 069 / 4003 400-23
kanzlei@pg-t.de

Ihr Zeichen Unser Zeichen Frankfurt am Main, den

PA 15 - 5410 2020P146 02.10.2020

Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen
(BT-Drs. 19/22139)

hier: Stellungnahme zur Sachverstandigenanhérung am 05.10.2020

Sehr geehrten Damen und Herren,

wir bedanken uns fir die Einladung zur Sachverstandigenanhérung am 05.10.2020 und
reichen hiermit vorab nachfolgende Stellungnahmen zu dem genannten Gesetzesentwurf.

I.  Zu Art. 1 (Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung)

1. Zu 1. (8 48 VwWGO) — Ausweitung der erstinstanzlichen Zustandigkeiten von
OVG/VGH

Der bereits seit einigen Jahren zu verzeichnende Trend, die gerichtliche Kontrolle
behordlicher Entscheidungen aus den Bereichen des Umwelt-und Fachpla-
nungsrechts in einer stetig zunehmenden Anzahl von mehr Fallen den Oberver-
waltungsgerichten/Verwaltungsgerichtshoéfen in erstinstanzlicher Zustandigkeit
zu Ubertragen, wird mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf fortgesetzt. Es ist da-
ran zu erinnern, dass hiermit eine immer hohere Beanspruchung einer nur klei-
nen Anzahl von bundesweit nur 16 Gerichten! und den dortigen Richtern einher-
geht. Dies erscheint auch vorm dem Hintergrund kritisch, dass damit immer mehr
besonders komplexer und aufwéndiger Grol3verfahren einer relativ geringen An-
zahl von Gerichten und Richtern aufgegeben wird. Wenn man keine deutliche

1 Es gibt in Deutschland 16 OVGe/VGHe der Lander, gegeniiber 51 Verwaltungsgerichten insgesamt.

Bankverbindung: GLS Gemeinschaftsbank eG Frankfurt/Main Wegbeschreibung: 5 Minuten vom Hauptbahnhof
IBAN: DE60 4306 0967 8022 8160 00 Richtung Messe, Platz der Republik.
BIC: GENODEM1GLS 49
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Verlangerung der Dauer der Verfahren in der instanzgerichtlichen Prifung in
Kauf nehmen mdéchte, was vor dem Hintergrund der Intention der Regelungen
des Gesetzesentwurfs ersichtlich widersinnig ware, muss einhergehend mit der
Erweiterung der erstinstanzlichen Zustandigkeiten der Obergerichte mithin eine
deutliche Personalaufstockung an den betreffenden Gerichten gewéhrleistet wer-
den.

2. Zu Art. 1, Nr. 3. (8 80 VwWGO) und zu Art. 3 (8§ 63 BImSchG) — Entfall aufschie-
bender Wirkung von Rechtsmitteln

Nach geltendem Recht bietet § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwWGO bietet die Méglichkeit der
Anordnung sofortiger Vollziehung von Genehmigungsentscheidungen, deren
Umsetzung ,im offentlichen Interesse oder im Uberwiegenden Interesse eines
Beteiligten® liegt. Vor diesem Hintergrund ist ein Bedarf flr die Einfuhrung der
beabsichtigen neuen Ziffer 3.a) nicht ersichtlich. Dies ware nur dann anders zu
beurteilen, wenn die Beantragung der Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit
einer Genehmigung bzw. die hierliber zu treffende Entscheidung? mit einem be-
sonderen, hohen Aufwand verbunden ware, den es mit der Gesetzesanderung
einzusparen galte. In der Praxis werden Antradge auf Anordnung der sofortigen
Vollziehbarkeit praktisch immer dann gestellt, wenn ein Vorhabentrager hieran
ein Interesse hat und — soweit diesseits bekannt — praktisch immer positiv im
Sinne der Antragstellung entschieden.

Da mit der Anordnung einer sofortigen Vollziehbarkeit — unabhangig davon, ob
diese gesetzlich oder behdordlich erfolgt — nattrlich keine Pflicht zur unmittelbaren
Umsetzung des Vorhabens verbunden ist, kann der Gesetzgeber mit der inten-
dierten Rechtsanderung nicht mehr erreichen, als den Vorhabentragern den (ge-
ringen) Aufwand der Anfertigung eines Antrages auf Anordnung der sofortigen
Vollziehbarkeit und den Behorden den (ebenfalls geringen) Aufwand, hiertiber zu
entscheiden, zu ersparen.

Eine Anordnung sofortiger Vollziehbarkeit einer Genehmigung andert naturlich
nichts daran, dass der Vorhabentrager das Risiko von Mehrkosten und Fehlin-
vestitionen tragt, wenn er aufgrund einer sofortigen Vollziehbarkeit der Genehmi-
gung mit BaumalRnahmen beginnt, wahrend ggf. ein Verfahren gerichtlicher
Uberpriifung deren RechtmaRigkeit anhangig ist.

Vor diesem Hintergrund erschliel3t sich nicht, welchen Nutzen die gesetzliche
Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit entfalten kann.

Problematisch ist, dass mit einer gesetzlichen Festlegung der sofortigen Vollzieh-
barkeit eine pauschale Unterstellung besonderer 6ffentlicher Interessen an einer
Vorhabenrealisierung einhergeht, die den konkreten Ausgestaltungen des Ein-
zelfalles naturgemarf nicht gerecht werden kann.

Es ist daher zu empfehlen, von einer Ausweitung gesetzlicher Sofortvollzugsan-
ordnung Abstand zu nehmen, da sich mit dieser — angesichts der gegebenen

2 Die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit ist kein eigenstandiger Verwaltungsakt
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ZuU

Moglichkeiten des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwWGO - in der Praxis keine relevante Be-
schleunigung erwirken lasst.

Sodann ist insbesondere in Bezug auf 8 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 3a VwWGO festzustel-
len, dass die verwandte Begrifflichkeit ,Infrastrukturvorhaben von tberregionaler
Bedeutung im Bereich Verkehr und digitale Infrastruktur® nicht nur sprachlich
misslungen, sondern auch ersichtlich zu unbestimmt ist, um rechtsicher ange-
wandt werden zu kénnen.

Unabhangig davon ist gesetzessystematisch zu kritisieren, dass vorliegend wei-
ter zu der — ohnehin bereits zu beklagenden — erheblichen Unubersichtlichkeit,
Unstrukturiertheit und Zersplitterung des Rechts weiter beigetragen wird: Wah-
rend vorgesehen ist, fur ,Infrastrukturvorhaben® tber § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 3a eine
sofortige Vollziehbarkeit zu erwirken, soll dies fur Windenergieanlagen in § 63
BImSchG geschehen — und findet sich dies in Bezug auf andere Vorhaben in
wieder anderen Gesetzen (BauGB, FStrG, AEG, LuftVG, ...).

Zu Art. 1, Nr. 5. (8 101 VwGO) - Zeitpunkt der mundlichen Verhandlung

Nach geltendem Verwaltungsprozessrecht ist die mindliche Verhandlung erst
kurz vor Entscheidungsreife der Streitsache durchzufiihren (da nach deren
Schluss binnen kurzer Frist die Entscheidung zu verkiinden ist). Da § 101 VwGO
hieran nichts andert, kann die Vorschrift keine Wirkung entfalten, sofern man da-
von ausgehen darf, dass die Richter die ihnen Ubertragenen Aufgaben schon
grundsatzlich so zlugig wie méglich erledigen und sich um eine schnellstmdgliche
Erledigung der Rechtsmittelverfahren bemihen, an deren Ende — somit ohnehin
,S0 frih wie moglich — die mindliche Verhandlung steht.

Sollte der Gesetzgeber wiinschen, dass — &hnlich wie es die ZPO ermdoglicht —
»fruhe erste Termine® durchgefihrt werden, musste die intendierte Rechtsande-
rung anders ausfallen als es im Entwurf vorgesehen ist.

Art. 2 (Anderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes)

Zu Art. 2, Nr. 1 (8§ 7f AEG) — Begriffsdefinition ,,Unterhaltung*

Es bedarf einer Klarstellung, dass unter den Begriff der ,Unterhaltung® nur solche
Maflinahmen fallen, die nicht zu einer Intensivierung der von der Betriebsanlage
ausgehenden Umweltauswirkungen — im Vergleich zu deren urspriinglich geneh-
migten Zustand — flhren. Hieran ist insbesondere dann zu denken, wenn es um
die Realisierung von MalRBhahmen geht, die Gber eine ,Anpassung an die aner-
kannten Regeln der Technik® dazu fuhren, dass sich die Kapazitat eines Schie-
nenweges erhoht und damit hiervon Belastungen z.B. fir Anwohner in Bezug auf
Larm- oder Erschutterungsimmissionen ausgehen, die im Zuge der Genehmi-
gung des Schienenweges nicht fir moéglich gehalten bzw. nicht beriicksichtigt
wurden.
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Des Weiteren muss klargestellt werden, dass Mal3Bhahmen, die mit erheblichen
Eingriffen in Rechtspositionen Dritter verbunden sind (wie beispielsweise ein Ab-
riss von Gebauden oder umfanglicher Zugriff auf Grundstiicke oder deren Nut-
zung), nicht als ,UnterhaltungsmalRnahme® im Sinne des Gesetzes durchgefuhrt
werden dirfen. Dieser Klarstellung der nur eingeschrankten Anwendbarkeit des
,Unterhaltungsbegriffs“ bedarf es insbhesondere im Hinblick auf die in 8§ 18, 21
und 22 AEG vorgesehene Privilegierung von Unterhaltungsmafinahmen, da dort
davon ausgegangen wird, dass von solchen Unterhaltungsmaf3nahmen gerade
keine erweiterten Belastungen ausgehen; dies ist gerade der Grund fur die inten-
dierte Privilegierung von UnterhaltungsmalRnahmen.

Alternativ konnte in den 88 18, 21 und 22 AEG klargestellt werden, dass gegen-
Uber dem urspringlichen Genehmigungsstand kapazitatserhbhende Maf3nah-
men von der Freistellung der Genehmigungspflichtigkeit nicht erfasst werden.

2. Zu Art. 2, Nr. 2 (8 18 AEG) — Freistellung von Genehmigungspflichten

Soweit im angedachten neuen Absatz la eine Freistellung von der Genehmi-
gungspflichtigkeit bestimmter Malinahmen erfolgen soll, ist klarzustellen, dass
aufgrund des Entfalls der Planfeststellungs- und Baugenehmigungspflichtigkeit
die somit nach dem Fachrecht gesondert erforderlichen Genehmigungen einzu-
holen sind. Dies kann etwa die Genehmigung bzw. gesondert erforderliche Fehl-
anzeige in Bezug auf artenschutzrechtliche Verbotstatbestande betreffen, deren
es im Falle der Errichtung von Oberleitungen oder sonstigen BaumalRnahmen
bedarf.

Weiterhin muss sichergestellt werden, dass Kapazitatserhhungen, die mit einer
Realisierung von Malinahmen, die Absatz 1a erfasst, einhergehen, auf ihrer Ge-
nehmigungsfahigkeit in Bezug auf damit einhergehende erhdhte Belastungen flr
die Umwelt und Nachbarschaft gepruft und entschieden werden. Dies ist auf-
grund des ggw. intendierten Wortlauts von 8§ 18 Abs. 1a AEG nicht gewahrleistet.
Es fragt sich, in welchem Verfahren die Genehmigungsfahigkeit von mit Kapazi-
tatserhnbhungen einhergehenden Umwelt- und Nachbarschaftsbelastungen ge-
pruft werden sollen und kdnnen, wenn es keiner Planfeststellung, Plangenehmi-
gung oder Baugenehmigung bedarf.

Es bedarf mithin — mindestens — der Klarstellung in § 18 Abs. 1a Satz 3 AEG:

,Werden durch das Vorhaben private oder offentliche Belange einschlief3lich
der Belange der Umwelt beriihrt, kann hat der Trager des Vorhabens die Fest-
stellung des Planes nach Absatz 1 Satz 1 zu beantragen.”

Es bietet sich weiterhin an den ggw. Satz 3 mit dem ggw. Satz 5 zu verbinden,
so dass letztere entbehrlich wird. An die vorgeschlagene Fassung von Satz 3
sollte dementsprechend angefiigt werden:

»--- ; gleiches gilt, wenn fur das Vorhaben die Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprufung bestehen kann®.
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In dem beabsichtigen § 18 Abs. 3 (,UnterhaltungsmalRnahmen bedurfen keiner
vorherigen Planfeststellung oder Plangenehmigung®) ist klarzustellen, dass dies
nicht gilt, soweit die Malinahmen zu einer Intensivierung der von der Betriebsan-
lage ausgehenden Umweltauswirkungen — im Vergleich zu deren urspringlich
genehmigten Zustand — fihren. Diese Klarstellung hat in § 18 Abs. 3 AEG jeden-
falls dann zu erfolgen, sofern dies nicht bereits tGber die Definition des Begriffs
der ,Unterhaltungsmalnahme® klargestellt ist (siehe hierzu oben unter I1.1.).

3. Zu Art. 2, Nr. 3 (8 21 AEG) — vorzeitige Besitzeinweisung fur Unterhaltungs-
malnahmen

Der beabsichtige neue Absatz 8 zu § 21 berlcksichtigt nicht, dass die Enteig-
nungsbehdrde im Rahmen der von ihr zu treffenden Entscheidung nicht auf einen
bereits vorliegenden und enteignungsrechtliche Vorwirkung entfaltenden Plan-
feststellungsbeschluss oder Plangenehmigungsbeschluss zuriickgreifen kann.
Dieser Umstand ist allerdings die Rechtfertigung fur die — ohnehin aus haftungs-
rechtlichen Grinden schon problematische — Fristenregelungen in § 21 Abs. 2
und Abs. 4 AEG. Es ist zu bedenken, dass die Enteignungsbehérde im Falle des
Nichtvorliegens einer Planfeststellung/Plangenehmigung eine origindre Ent-
scheidung uber die rechtliche Zulassigkeit der MaRnahme zu treffen hat, welche
den Anforderungen aus dem Eigentumsgrundrecht und den besonderen Voraus-
setzungen einer Enteignung i.S.v. Art. 14 Abs. 3 GG geniigen muss. Hierzu ge-
hort nach standiger hochstrichterlicher Rechtsprechung, dass zu tberprifen ist,
ob die Malznahme, fur welche die Enteignung / Besitzeinweisung erfolgen soll, in
jeder Hinsicht mit allen Anforderungen des 6ffentlichen Rechts im Einklang steht.
Weiterhin muss nach standiger hochstrichterlicher Rechtsprechung eine ,Ge-
samtabwagung®“ vorgenommen werden, in welcher insbesondere auch die Erfor-
derlichkeit und Verhaltnismaliigkeit des Eingriffs umfassend zu prufen ist. Dabei
ist zu bedenken, dass die angedachte Vorschrift des § 21 Abs. 8 AEG nicht nur
fur bestimmte MalRBhahmen — wie beispielsweise eine Betretung des Grundstu-
ckes oder ein Zurtickschneiden von Buschwerk — gilt, sondern nach dem ggw.
Wortlaut wohl auch dann Anwendung finden kann, wenn es zur Realisierung im
Zuge der ,Unterhaltungsmaflinahme® (die wohl zB auch in einem Brlckenabriss
und -neubau liegen kénnen soll) eines Abrisses von Geb&uden bedarf.

Es ist offensichtlich, dass eine Entscheidunq uber die Recht- und Verfassungs-
méafRigkeit gravierender Eingriffe in das Grundeigentum nicht binnen der Fristen
des § 21 Abs. 2 und 4 AEG getroffen werden kdnnen.

Sofern nicht Uber die Begriffsdefinition in 8 2 Abs. 7f AEG klargestellt wird, dass
solche MaRnahmen nicht unter den Begriff der ,Unterhaltung® fallen, ist klarzu-
stellen, dass § 21 AEG nicht fur Unterhaltungsmal3nahmen gilt; 8 21 Abs. 8 AEG
ware dann zur Herstellung der Verfassungskonformitat zwingend zu streichen.
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4. Zu Art. 2, Nr. 4 (8 22 AEG) und Nr. 5 (§ 22b AEG) — Enteignung fur Unterhal-
tungsmalinahmen

Die soeben zu Ziffer 3 (§ 21 AEG) sowie zuvor zu Ziffer 1 (8§ 2 Abs. 7f AEG)
angefuhrten Aspekte sind auch bei der intendierten Anderung von § 22 und § 22b
AEG zu bericksichtigen; auch insofern besteht aus verfassungsrechtlichen
Griinden dringender Anderungsbedarf.

Zu Art. 3 (Anderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes)

Auf die obigen Ausfihrungen unter 1.2. wird verwiesen.

Zu Art. 4 (Anderung des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung)

Uber die Einfihrung des neuen § 14a UVPG sollen bestimmte MaRnahmen des
Baus, Ausbaus oder sonstiger Anderungen von Schienenwegen von der Verpflich-
tung zur Durchfliihrung einer UVP freigestellt bzw. vom Ergebnis einer UVP-
Vorprufung abhangig gemacht werden.

Im Hinblick auf die vorgesehenen generellen Freistellungen in Fallen des § 14a Abs.
1 UVPG ist darauf hinzuweisen, dass MalRnahmen nach Nr. 1 (Digitalisierung einer
Bahnstrecke) kapazitatserhdhende Wirkung haben kénnen, von welchen dann aller-
dings auch erhebliche Umweltauswirkungen ausgehen kdnnen. Die Freistellung von
(jeglicher) UVP und UV-Vorprufungspflicht ist nur in Fallen gerechtfertigt, in welchen
dies nicht zu besorgen ist.

Zu Absatz 2 und Absatz 3 von 14a UVPG sowie die Anderungen 14.7, 14.8 sowie
19.13 der Anlage 1 zum UVPG erschliel3t sich aus dem Gesetz und seiner Begriin-
dung nicht, weshalb die mit Ausstattung einer Oberleitung verbundenen Umweltaus-
wirkungen von der Streckenlange abhangig sind. Artenschutzrechtliche Probleme
treten auch bei kiirzeren Strecken von Leitungsfihrungen auf und bedurfen auch in
diesem Falle einer Uberpriifung.

Auch in Bezug auf Larmschutzwande ist jedenfalls eine grundsatzliche Freistellung
von der Durchfiihrung einer UVP-Pflicht problematisch. Deren Errichtung ist sicher-
lich grundsétzlich im Sinne einer Verminderung der von Bahnstrecken ausgehenden
Immissionsbelastungen zu begrifen und bedarf in Bezug auf die vermindernden
Auswirkungen auf die Umwelt insoweit keiner UVP. Die Errichtung und Existenz von
Larmschutzwanden kann aber in anderer Hinsicht relevante Umweltwirkungen ent-
falten, die es zu ermitteln und bewerten gilt — etwa in Bezug auf die damit einherge-
henden Zerschneidungswirkungen (was wiederum in artenschutzrechtlicher Hinsicht
relevant ist), Auswirkungen auf Stadt-/ Landschaftsbild oder auch Larmreflektionen.

Von daher sollte mindestens eine UVP-Vorprifungspflicht statuiert werden.
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V.

Zu Art. 5 (Anderung des Raumordnungsgesetzes)

1. Zu Art. 5, Nr. 1 c) (8 15 Abs. 3 ROG - Internetverdffentlichung)

Eine Verabschiedung des vorgelegten Wortlautes hétte zur Konsequenz, dass
eine Einsehbarkeit der in die Offentlichkeitsbeteiligung zu gebenden Unterlagen
ausschliefZlich im Internet erfolgen wirde. Dies durfte auch ausweislich der Ge-
setzesbegrindung nicht beabsichtigt sein und wirde auch gegen den jedermann
zustehenden Anspruch auf gleichen und effektiven Zugang zu den Unterlagen
verstol3en, wie er sich bspw. aus der SUP-Richtlinie und der Aarhus-Konvention
— aber auch deutschen rechtsstaatlichen Grundséatzen der Beachtung von Min-
destanforderungen einer Verfahrensbeteiligung — ergibt.

Eine verpflichtende Veroffentlichung der Bekanntmachung wie der einsehbaren
Unterlagen auch im Internet ist dabei zun&chst zu begrif3en. Jedoch bedarf es
zwingend neben der Bekanntmachung im Internet auch einer Bekanntmachung
per Tageszeitung. Man muss den Burgerinnen und Birgern die Mdglichkeit ge-
ben, sich darauf verlassen zu kdnnen, alle ihn potentiell betreffenden Bekannt-
machungen an einem Ort auffinden zu kénnen und nicht vielfaltige Bemuhungen
unternehmen zu mussen, alle ihn betreffende Bekanntmachungen wahrnehmen
zu konnen. Dieser eine Ort muss zudem Uber eine lokale Zuordnung verfiigen,
um die zwingend noétigen Ubersichtlichkeit und Auffindbarkeit der Informationen
zu gewabhrleisten. Dies ist aufgrund des Gesetzesentwurf bislang nicht der Fall.

Weiterhin muss eine flankierende Méglichkeit gewahrleistet werden, die Unterla-
gen auch in zumutbarer Entfernung vom eigenen Wohnort bzw. dem eigenen Sitz
in Papierform einsehen bzw. die Unterlagen zur postalischen Ubersendung be-
antragen zu koénnen. Zum einen kann nicht davon ausgegangen werden, dass
jedermann Zugang zu hinreichender digitaler Infrastruktur hat, um auch grol3e
Datenmengen Uber das Internet abrufen und einsehen zu kdnnen. Zum anderen
sind grol3e und komplexe Planzeichnungen ab einer gewissen Datengrol3e bzw.
Anzahl an dargestellten Elementen praktisch nicht digital einsehbar, sofern man
nicht iber aulR3erordentlich leistungsfahige Infrastruktur verftigt, wie sie ggw. wohl
nur im beruflichen Bereich genutzt wird.

Der in diesem Kontext stehende neue Satz 5 (Wortlaut siehe Fn. 3) lauft leer, da
in dem in Bezug genommenen Satz 2 kein zusétzliches Informationsangebot vor-
gesehen ist. Bei Beseitigung dieses — wohl nur redaktionellen - Fehlers muss im
Wortlaut von Absatz 3 letztlich prazisiert werden, dass auf Anforderung ein Zu-
gang zu den Unterlagen oder Teilen von Unterlagen in Papierform gewahrt wird.
Es sollte den Behdrden offenstehen, eine Entscheidung dahingehend zu treffen,
die Unterlagen zusatzlich zur Internetveroffentlichung auch komplett auslegen zu
lassen.

3 “Als zuséatzliches Informationsangebot nach Satz 2 sind zusatzlich zur Veroffentlichung im Internet andere
leicht zu erreichende Zugangsmaoglichkeiten, etwa durch Versendung oder offentlich zugéngliche Lesegerate,
zur Verfigung zu stellen, soweit dies nach Feststellung der nach Absatz 2 Satz 1 zustandigen Behorde
angemessen und zumutbar ist.”
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2. Zu Art. 5, Nr. 1 d) (§ 15 Abs. 4 ROG)

§ 15 Abs. 4 Satz 2 ROG soll den Vorhabentrager dazu anhalten, ,zeithah“ (was
zudem bereits unbestimmt ist) die Durchfihrung von fachplanungsrechtlichen
Zulassungs-/Genehmigungsverfahren oder Linienbestimmungsverfahren zu be-
antragen. Dadurch, dass dies nur als ,Soll“-Bestimmung vorgesehen ist, deren
Nichtbeachtung zudem komplett folgenlos bleibt, wird die Regelung keine Wir-
kung entfalten kdnnen. Um einen sicherlich die gewtinschte Beschleunigungs-
wirkung entfaltenden Antrieb zu schaffen, ware ein Verfall der Wirkung der
Raumordnungsentscheidung nach Ablauf eines bestimmten Zeitraums zu etab-
lieren.

In 8 15 Abs. 4 Satz 4 ROG ist klarzustellen, dass die Prifung der Belange ab-
hangig vom Detaillierungsgrad und der Vollstandigkeit der Abarbeitung der be-
treffenden Punkte im Raumordnungsverfahren ist. Dass Belange ,Gegenstand
des Raumordnungsverfahrens® waren, kann flr sich genommen noch nicht legi-
timieren, diese Belange keiner weitergehenden, ergdnzenden oder auch erneu-
ten Uberprufung unterziehen zu missen. Es ist zu beruicksichtigen, dass die Ge-
nehmigungsbehoérde — auch angesichts des beabsichtigten § 15 Abs. 7 ROG —
fur das Ergebnis des Raumordnungsverfahren im Falle einer Genehmigungser-
teilung einzustehen und ggf. vor Gericht im Rahmen der dann erfolgenden Inzi-
dentkontrolle zu verteidigen hat. Es muss der Behérde daher nicht nur méglich,
sondern diese muss auch dazu verpflichtet sein, die Ergebnisse der Bearbeitung
und Prifung der Belange, die bereits Gegenstand des Raumordnungsverfahren
waren, ggf. — nach ihrem Ermessen — im nachfolgenden fachplanungsrechtlichen
Verfahren zu wiederholen oder zu vertiefen.

Dies ist — auch rechtsstaatlich — insbesondere auch deswegen unabdingbar,
wenn und soweit nicht sichergestellt ist, dass die Prifungen der Belange im
Raumordnungsverfahren noch hinreichend aktuell sind. Dies ist ggw. — mangels
Bestimmung einer maximalen Geltungsdauer des Ergebnisses des Raumord-
nungsverfahrens — nicht gewéhrleistet. Veraltete Erkenntnisse und nicht mehr
haltbare Ergebnisse des Raumordnungsverfahrens konnen und dirfen daher
dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nicht zu Grunde gelegt werden —
auch dann nicht, wenn die ,Belange bereits Gegenstand des Raumordnungsver-
fahrens waren®.

Es ist zu empfehlen, den Wortlaut — mindestens — in der Weise abzuéndern, dass
die eigene Verantwortung der Genehmigungsbehdérde im Hinblick auf eine Uber-
nahme von Unterlagen, Bewertungen oder Ergebnissen aus dem Raumord-
nungsverfahren betont und deren eigenes Ermessen, ob und inwieweit die be-
treffenden Belange nochmals oder vertiefend zu behandeln sind, klargestellt
wird.
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3. Zu Art. 5, Nr. 1 e) (8 15 Abs. 5 ROG) und Art. 6 (Anderung der Raumord-
nungsverordnung)

Die beabsichtigte Anderung von § 15 Abs. 5 ROG fihrt zu einem fundamentalen
Wechsel des Sinns und Zwecks der Durchfiihrung von Raumordnungsverfahren.
Bislang ist Maldstab flr die Entscheidung, ob ein ,Raumordnungsverfahren
durchzufiihren ist allein, ob die betreffende Planung als ,raumbedeutsam” einzu-
stufen ist. Dies hat seinen Grund darin, dass eine Einschatzung der Betroffenheit
offentlicher Belange der Raumordnung zu treffen ist. Diese Bewertung obliegt
selbstverstandlich den zustandigen Behérden — und nicht dem Vorhabentrager.

Die Anderung in Absatz 5 wiirde dies nun aber umkehren und die Mdglichkeit der
Durchfuhrung eines Raumordnungsverfahrens gleichsam nur noch als Service
fur den Vorhabentrager bereithalten. Dieser soll nach seinem Ermessen ent-
scheiden dirfen, ob er ein Raumordnungsverfahren vorab eines fachplanungs-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens betrieben haben mdéchte oder nicht. Der
Raumordnungsbehdrde wird lediglich noch die Moglichkeit er6ffnet, die Durch-
fuhrung eines Raumordnungsverfahrens dann verlangen zu kdnnen, wenn sie im
Ergebnis einer Vorabprifung beflrchtet, dass die Planung zu raumbedeutsamen
Konflikten fihren wird. Hier findet somit eine Umkehrung der bisherigen Verhalt-
nisse zu Lasten der Belange der Raumordnung — und damit zu Lasten o6ffentli-
cher Interessen — statt.

4. Zu Art. 5, Nr. 1 g) (§ 15 Abs. 7 ROG)

Der beabsichtigte Ausschluss einer abgeschichteten gerichtlichen Uberpriifung
des Ergebnisses des Raumordnungsverfahrens und die damit einhergehende
Verlagerung der diesbzgl. Inzidentprifung in das Rechtsmittelverfahren im Nach-
gang der fachplanungsrechtlichen Genehmigungsentscheidung fuhrt im Falle der
gerichtlichen Feststellung von einschlagigen Méangeln dazu, dass der Vorha-
benstrager viel Zeit (Jahre) verloren und fehlinvestiert hat. Eine vorab mdgliche,
abgeschichtete gerichtliche Uberpriifung der Ergebnisse des Raumordnungsver-
fahren wirde zu mehr Planungs- und Investitionssicherheit sorgen und eine et-
waig noétige Beseitigung von Mangeln frihzeitiger und leichter mdglich machen.
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VI. Zu Art. 7 (Inkrafttreten)

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird einen gewissen zeitlichen Vorlauf benétigen,
um die Personalaufstockung in den Oberverwaltungsgerichten/Verwaltungsgerichts-
hofen bereitzustellen, welche fir die erhebliche Erweiterung der erstinstanzlichen
Zustandigkeiten der Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungsgerichtshéfe und der da-
mit einhergehenden hoheren Beanspruchung der dortigen Richterschaft zweifelsfrei
notig sein wird. Ohne eine solche Aufstockung der Richterschaft werden sich die
Verfahrenslaufzeiten in den betreffenden zustandigen Senaten durch die gesetzge-
berische Malinahme nicht verringern, sondern bezogen auf die Anhangigkeit der
Verfahren in erster Instanz verlangern.

Jedenfalls im Hinblick darauf bedarf es einer zeitlich verzdogerten Inkraftsetzung des
Gesetzes zumindest bzgl. der einschlagigen Vorschriften des Art. 1 des Gesetzes.

Mit freundlichen GrifRen

TelRmer
Rechtsanwalt
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